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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Art. 1

1Der Landesgesundheitsrat berät den Bayerischen
Landtag und die Bayerische Staatsregierung in allen
Fragen des Gesundheitswesens. 2Damit trägt er zur
Entscheidungsfindung über gesundheitliche Themen
in Bayern bei.

Art. 2

(1) Der Landesgesundheitsrat setzt sich aus 30 auf
dem Gebiet des Gesundheitswesens erfahrenen Perso-
nen zusammen.

(2) 110 Mitglieder und 10 stellvertretende Mitglieder
werden von den Fraktionen der im Landtag vertrete-
nen Parteien entsprechend ihrem Stärkeverhältnis für
die Dauer der Legislaturperiode des Landtags nomi-
niert. 2Dabei entfällt auf jede im Landtag vertretene
Fraktion mindestens ein Sitz. 3Sofern einer im Land-
tag vertretenen Fraktion nach Satz 2 ein Sitz zukommt,
der sich nicht aus der Berechnung des Stärkeverhält-
nisses ergibt, erhöht sich die Zahl der Mitglieder des
Landesgesundheitsrats um diesen zusätzlichen Sitz.

(3) Die folgenden Körperschaften und Verbände
schlagen jeweils ein Mitglied sowie ein stellvertre-
tendes Mitglied vor, das jeweils vom Landtag für die
Dauer der Legislaturperiode des Landtags bestätigt
wird:

– Arbeitsgemeinschaft der Krankenkassenverbände
in Bayern

– Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Pflegebe-
rufe in Bayern

– Bayerische Krankenhausgesellschaft e. V.

– Bayerische Landesapothekerkammer

– Bayerische Landesärztekammer

– Bayerische Landeskammer der Psychologischen
Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugendli-
chen-Psychotherapeuten

– Bayerische Landestierärztekammer

– Bayerische Landeszahnärztekammer

– Deutsche Rentenversicherung - Bayern Süd

– Die Bayerischen Landesverbände oder Regionallei-
ter der Heilpraktikerverbände

– Interessengemeinschaft bayerischer Heilmittelver-
bände IBH e. V. in Gründung

– Kommunale Spitzenverbände in Bayern

– Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrts-
pflege in Bayern

– Landesverband Bayern der gewerblichen Berufsge-
nossenschaften

– Medizinische Fakultäten der bayerischen Universi-
täten

– Öffentlicher Gesundheitsdienst in Bayern

– Patientenfürsprecher

– Selbsthilfekoordination Bayern

– VdK Landesverband Bayern e. V.

– Verband der privaten Krankenversicherung e. V.

Art. 3

1Zu den Beratungen sind die betroffenen Staatsmi-
nisterien einzuladen. 2Eine enge Zusammenarbeit mit
der Landeszentrale für Gesundheit und dem Bayeri-
schen Landesamt für Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit ist anzustreben.

Art. 4

1Die Tätigkeit im Landesgesundheitsrat ist ehren-
amtlich. 2Die Mitglieder erhalten für die Teilnahme an
den Sitzungen der Vollversammlungen und der Aus-
schüsse Reisekostenvergütung nach den für die Beam-
ten im höheren Dienst des Freistaates Bayern gelten-
den Vorschriften.

Art. 5

2Die Geschäftsordnung gibt sich der Landesge-
sundheitsrat selbst. 2Das Staatsministerium für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz führt die
Geschäfte.

Art. 6

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2007
in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Juni 2007 tritt das Gesetz über
die Schaffung eines Landesgesundheitsrats vom 12. Au-

2120–2–UG

Gesetz
über den Landesgesundheitsrat

Vom 24. Juli 2007
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gust 1953 (BayRS 2120–2–UG), zuletzt geändert durch
Art. 36 Nr. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2003 (GVBl 
S. 452, ber. S. 752), außer Kraft.

(3) 1Die Amtszeit der nach dem Gesetz über die
Schaffung eines Landesgesundheitsrats vom 12. Au-
gust 1953 (BayRS 2120–2–UG), zuletzt geändert durch
Art. 36 Nr. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2003 (GVBl 
S. 452, ber. S. 752), für die Dauer der 15. Legislatur-
periode bestellten Mitglieder endet vorzeitig mit
Ablauf des 30. Juni 2007. 2Die nach Inkrafttreten des
Gesetzes über den Landesgesundheitsrat nach Art. 2
Abs. 2 und 3 neu zu benennenden Mitglieder und
stellvertretenden Mitglieder werden zunächst nur bis
zum Ende der 15. Legislaturperiode nominiert.

München, den 24. Juli 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des Gesundheitsdienst- 
und Verbraucherschutzgesetzes

Das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits- und
Veterinärdienst, die Ernährung und den Verbraucher-
schutz sowie die Lebensmittelüberwachung (Gesund-
heitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz – GDVG)
vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 452, BayRS 2120–1–UG),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. De-
zember 2005 (GVBl S. 652), wird wie folgt geändert:

1. Dem Art. 5 Abs. 4 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Die Sätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, soweit
durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 2 Satz 2
Aufgaben auf die Landesapothekerkammer über-
tragen werden.“

2. Art. 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; in Nr. 2
Buchst. e werden nach dem Wort „arznei-“ ein
Komma und das Wort „transfusions-“ eingefügt.

b) Es werden folgende Sätze 2 bis 6 angefügt:

„2In einer Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 2
Buchst. e und g kann der Vollzug apotheken-
rechtlicher und arzneimittelrechtlicher Vorschrif-
ten, soweit öffentliche Apotheken betroffen sind,
sowie der Vollzug des § 4 Abs. 2 des Gesetzes über
den Ladenschluss auf die Landesapothekerkam-
mer mit deren Einvernehmen übertragen werden.
3Bei der Wahrnehmung der übertragenen Aufga-
ben untersteht die Landesapothekerkammer der
Rechts- und Fachaufsicht des Staatsministeri-
ums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz; die Bestimmungen der Gemeindeord-
nung über die Rechts- und Fachaufsicht gelten
entsprechend. 4In der Rechtsverordnung nach

Satz 2 kann der Landesapothekerkammer auch
die Dienstherrnfähigkeit verliehen werden; in
diesem Fall kann die Landesapothekerkammer
nach Art. 5 Abs. 4 Satz 2 sachverständige Apo-
theker bestellen und in das Ehrenbeamtenver-
hältnis berufen. 5Die Landesapothekerkammer
erhebt für Amtshandlungen Kosten nach dem Ers-
ten Abschnitt des Kostengesetzes; in der Rechts-
verordnung nach Satz 2 können von Art. 3 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 des Kostengesetzes abweichende Re-
gelungen getroffen werden. 6Geldbußen und Ver-
warnungsgelder, die von der Landesapotheker-
kammer bei der Wahrnehmung der übertragenen
Aufgaben festgesetzt werden, stehen dieser zu.“

§ 2

Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes

Art. 59 Abs. 4 des Gesetzes über die Berufsaus-
übung, die Berufsvertretungen und die Berufsge-
richtsbarkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apothe-
ker sowie der Psychologischen Psychotherapeuten und
der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
(Heilberufe-Kammergesetz – HKaG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 6. Februar 2002 (GVBl
S. 42, BayRS 2122–3–UG), zuletzt geändert durch § 15
des Gesetzes vom 24. Dezember 2005 (GVBl S. 665),
wird aufgehoben. 

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. September 2007 in Kraft.

München, den 24. Juli 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2120–1–UG ,  2122–3–UG

Gesetz
zur Änderung des

Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes
und des Heilberufe-Kammergesetzes

Vom 24. Juli 2007
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung der Bayerischen Bauordnung1)

Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. August 1997 (GVBl S. 433,
BayRS 2132–1–I), zuletzt geändert durch Gesetz vom
10. März 2006 (GVBl S. 120), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung:

„Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Art. 1 Anwendungsbereich

Art. 2 Begriffe

Art. 3 Allgemeine Anforderungen

Zweiter Teil

Das Grundstück und seine Bebauung

Art. 4 Bebauung der Grundstücke mit Gebäuden

Art. 5 Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken

Art. 6 Abstandsflächen, Abstände

Art. 7 (aufgehoben)

Art. 8 Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke;
Kinderspielplätze

Art. 9 (aufgehoben)

Art. 10 (aufgehoben)

1) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998  über ein Informati-
onsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vor-
schriften (ABl EG Nr. L 204  S. 37), geändert durch die Richtlinie
98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Ju-
li 1998 (ABl EG Nr. L 217 S. 18), jetzt Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vor-
schriften für die Dienste der Informationsgesellschaft, sind insbe-
sondere für die notifizierungsrelevanten Vorschriften der Art. 19
bis 27 beachtet worden.

Dritter Teil

Bauliche Anlagen

Abschnitt I

Baugestaltung

Art. 11 Baugestaltung

Abschnitt II 

Allgemeine Anforderungen
an die Bauausführung

Art. 12 Baustelle

Art. 13 Standsicherheit

Art. 14 Schutz gegen Einwirkungen

Art. 15 Brandschutz

Art. 16 Wärme-, Schall- und Erschütterungsschutz

Art. 17 Verkehrssicherheit

Art. 18 (aufgehoben)

Abschnitt III 

Bauprodukte und Bauarten

Art. 19 Bauprodukte

Art. 20 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

Art. 21 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis

Art. 22 Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im
Einzelfall

Art. 23 Bauarten

Art. 24 Übereinstimmungsnachweis

Art. 25 Übereinstimmungserklärung des Herstellers

Art. 26 Übereinstimmungszertifikat

Art. 27 Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen

Abschnitt IV

Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen;

Wände, Decken, Dächer

Art. 28 Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
von Baustoffen und Bauteilen

Art. 29 Tragende Wände, Stützen

2132–1–I ,  91–1–I

Gesetz 
zur Änderung der

Bayerischen Bauordnung und Änderungsgesetz

Vom 24. Juli 2007



Art. 30 Außenwände

Art. 31 Trennwände

Art. 32 Brandwände

Art. 33 Decken

Art. 34 Dächer

Abschnitt IVa 

Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen

Art. 35 Erster und zweiter Rettungsweg

Art. 36 Treppen

Art. 37 Notwendige Treppenräume, Ausgänge

Art. 38 Notwendige Flure, offene Gänge

Art. 39 Fenster, Türen, sonstige Öffnungen

Art. 40 Umwehrungen

Abschnitt V

Technische Gebäudeausrüstung

Art. 41 Aufzüge

Art. 42 Leitungsanlagen, Installationsschächte und -kanäle

Art. 43 Lüftungsanlagen

Art. 44 Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeer-
zeugung, Brennstoffversorgung

Art. 44a Nicht an Sammelkanalisationen angeschlossene An-
wesen

Art. 44b Sanitäre Anlagen

Art. 44c Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Art. 44d Blitzschutzanlagen

Abschnitt VI

Nutzungsbedingte Anforderungen

Art. 45 Aufenthaltsräume

Art. 46 Wohnungen

Art. 47 (aufgehoben)

Art. 48 (aufgehoben)

Art. 49 (aufgehoben)

Art. 50 (aufgehoben)

Art. 51 Stellplätze

Art. 52 Barrierefreies Bauen

Art. 53 (aufgehoben)

Art. 54 (aufgehoben)

Vierter Teil

Die am Bau Beteiligten

Art. 55 Grundpflichten

Art. 56 Bauherr

Art. 57 Entwurfsverfasser

Art. 58 Unternehmer

Fünfter Teil

Bauaufsichtsbehörden, Verfahren

Abschnitt I

Bauaufsichtsbehörden

Art. 59 Aufbau und Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden

Art. 60 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden

Art. 61 (aufgehoben)

Abschnitt II 

Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

Art. 62 Grundsatz

Art. 62a Vorrang anderer Gestattungsverfahren

Art. 63 Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen

Art. 64 Genehmigungsfreistellung

Art. 65 (aufgehoben)

Abschnitt III

Genehmigungsverfahren

Art. 66 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

Art. 67 Baugenehmigungsverfahren

Art. 68 Bauvorlageberechtigung

Art. 68a Bautechnische Nachweise

Art. 68b Abweichungen

Art. 68c Bauantrag, Bauvorlagen

Art. 69 Behandlung des Bauantrags

Art. 70 (aufgehoben)

Art. 71 Beteiligung des Nachbarn

Art. 71a Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens

Art. 72 Baugenehmigung und Baubeginn

Art. 73 Geltungsdauer der Baugenehmigung und der Teilbau-
genehmigung

Art. 74 Teilbaugenehmigung

Art. 75 Vorbescheid

Art. 76 Genehmigung fliegender Bauten

Art. 77 Bauaufsichtliche Zustimmung

Abschnitt IV

Bauaufsichtliche Maßnahmen

Art. 78 Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte

Art. 79 Einstellung von Arbeiten

Art. 80 Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

Abschnitt V

Bauüberwachung

Art. 81 Bauüberwachung
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Art. 82 Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

Art. 83 (aufgehoben)

Art. 84 (aufgehoben)

Art. 85 (aufgehoben)

Art. 86 (aufgehoben)

Art. 87 (aufgehoben)

Art. 88 (aufgehoben)

Sechster Teil 

Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften

Art. 89 Ordnungswidrigkeiten

Art. 90 Rechtsverordnungen

Art. 91 Örtliche Bauvorschriften

Art. 92 (aufgehoben)

Siebter Teil 

Ausführungsbestimmungen zum Baugesetzbuch

Art. 93 Frist zur Nutzungsänderung ehemaliger landwirt-
schaftlicher Gebäude

Achter Teil

Übergangs- und Schlussvorschriften

Art. 94 Übergangsvorschriften

Art. 95 Inkrafttreten“

2. Art. 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird folgende neue Nr. 4 eingefügt:

„4. Freizeit- und Vergnügungsparks,“

bb) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 5.

cc) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Anlagen sind bauliche Anlagen sowie an-
dere Anlagen und Einrichtungen im Sinn
des Art. 1 Abs. 1 Satz 2.“

b) Abs. 3 bis 5 erhalten folgende Fassung:

„(3) 1Gebäude werden in folgende Gebäude-
klassen eingeteilt:

1. Gebäudeklasse 1:

a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis
zu 7 m und nicht mehr als zwei Nutzungs-
einheiten von insgesamt nicht mehr als
400 m2 und

b) land- oder forstwirtschaftlich genutzte
Gebäude,

2. Gebäudeklasse 2:

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht

mehr als zwei Nutzungseinheiten von insge-
samt nicht mehr als 400 m2,

3. Gebäudeklasse 3:

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m,

4. Gebäudeklasse 4:

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und Nut-
zungseinheiten mit jeweils nicht mehr als
400 m2,

5. Gebäudeklasse 5:

sonstige Gebäude einschließlich unterirdi-
scher Gebäude.

2Höhe im Sinn des Satzes 1 ist das Maß der Fuß-
bodenoberkante des höchstgelegenen Geschos-
ses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich ist,
über der Geländeoberfläche im Mittel. 3Bei der
Berechnung der Flächen nach Satz 1 bleiben die
Flächen im Kellergeschoss außer Betracht.

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Räume
besonderer Art oder Nutzung, die einen der
nachfolgenden Tatbestände erfüllen:

1. Hochhäuser (Gebäude mit einer Höhe nach
Abs. 3 Satz 2 von mehr als 22 m),

2. bauliche Anlagen mit einer Höhe von mehr
als 30 m,

3. Gebäude mit mehr als 1600 m2 Fläche des
Geschosses mit der größten Ausdehnung,
ausgenommen Wohngebäude und Garagen,

4. Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und
Ladenstraßen eine Fläche von insgesamt
mehr als 800 m2 haben,

5. Gebäude mit Räumen, die einer Büro- oder
Verwaltungsnutzung dienen und einzeln
mehr als 400 m2 haben,

6. Gebäude mit Räumen, die einzeln für eine
Nutzung durch mehr als 100 Personen be-
stimmt sind,

7. Versammlungsstätten

a) mit Versammlungsräumen, die insge-
samt mehr als 200 Besucher fassen, wenn
diese Versammlungsräume gemeinsame
Rettungswege haben,

b) im Freien mit Szenenflächen und Frei-
sportanlagen, deren Besucherbereich je-
weils mehr als 1000 Besucher fasst und
ganz oder teilweise aus baulichen Anla-
gen besteht,

8. Gaststätten mit mehr als 40 Gastplätzen,
Beherbergungsstätten mit mehr als zwölf
Betten und Spielhallen mit mehr als 150 m2,

9. Krankenhäuser, Heime und sonstige Ein-
richtungen zur Unterbringung oder Pflege
von Personen,
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10. Tageseinrichtungen für Kinder, behinderte
und alte Menschen,

11. Schulen, Hochschulen und ähnliche Ein-
richtungen,

12. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anla-
gen für den Maßregelvollzug,

13. Camping- und Wochenendplätze,

14. Freizeit- und Vergnügungsparks,

15. fliegende Bauten, soweit sie einer Aus-
führungsgenehmigung bedürfen,

16. Regale mit einer Oberkante Lagerguthöhe
von mehr als 7,50 m,

17. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch
Umgang mit oder Lagerung von Stoffen mit
Explosions- oder erhöhter Brandgefahr
verbunden ist,

18. Anlagen und Räume, die in den Nrn. 1 bis 17
nicht aufgeführt und deren Art oder Nut-
zung mit vergleichbaren Gefahren verbun-
den sind.

(5) Aufenthaltsräume sind Räume, die zum
nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von
Menschen bestimmt oder geeignet sind.“

c) Es werden folgende neue Abs. 6 und 7 und fol-
gende Abs. 8 und 9 eingefügt:

„(6) Flächen von Gebäuden, Geschossen,
Nutzungseinheiten und Räumen sind als Brut-
to-Grundfläche zu ermitteln, soweit nichts an-
deres geregelt ist.

(7) 1Geschosse sind oberirdische Geschosse,
wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinaus-
ragen; im Übrigen sind sie Kellergeschosse.
2Hohlräume zwischen der obersten Decke und
der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume
nicht möglich sind, sind keine Geschosse.

(8) 1Stellplätze sind Flächen, die dem Abstel-
len von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentli-
chen Verkehrsfläche dienen. 2Garagen sind Ge-
bäude oder Gebäudeteile zum Abstellen von
Kraftfahrzeugen. 3Ausstellungs-, Verkaufs-,
Werk- und Lagerräume für Kraftfahrzeuge sind
keine Stellplätze oder Garagen.

(9) Feuerstätten sind in oder an Gebäuden
ortsfest benutzte Anlagen, die dazu bestimmt
sind, durch Verbrennung Wärme zu erzeugen.“

d) Die bisherigen Abs. 6 und 7 werden Abs. 10 und 11.

3. Art. 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Anlagen sind unter Berücksichtigung der
Belange der Baukultur, insbesondere der

anerkannten Regeln der Baukunst, so anzu-
ordnen, zu errichten, zu ändern und instand
zu halten, dass die öffentliche Sicherheit
und Ordnung, insbesondere Leben und Ge-
sundheit, und die natürlichen Lebensgrund-
lagen nicht gefährdet werden.“

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 Sätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„3Von den Technischen Baubestimmungen kann
abgewichen werden, wenn mit einer anderen
Lösung in gleichem Maße die allgemeinen An-
forderungen des Abs. 1 erfüllt werden; Art. 19
Abs. 3 und Art. 23 bleiben unberührt. 4Werden
die allgemein anerkannten Regeln der Bau-
kunst und Technik beachtet, gelten die entspre-
chenden bauaufsichtlichen Anforderungen die-
ses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Vorschriften als eingehalten.“

c) Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Für die Beseitigung von Anlagen, für die
Änderung ihrer Nutzung und für Baugrund-
stücke gelten Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 entspre-
chend.“

d) Es wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Bauprodukte und Bauarten, die in Vor-
schriften eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union oder eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens vom 2. Mai 1992 über
den Europäischen Wirtschaftsraum genannten
technischen Anforderungen entsprechen, dür-
fen verwendet oder angewendet werden, wenn
das geforderte Schutzniveau in Bezug auf Si-
cherheit, Gesundheit und Gebrauchstauglich-
keit gleichermaßen dauerhaft erreicht wird.“

4. Art. 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Abweichend von Abs. 1 Nr. 2 ist im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans im Sinn der 
§§ 12 und 30 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB)
und innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteils (§ 34 BauGB) nicht erforderlich

1. die Befahrbarkeit von Wohnwegen begrenzter
Länge, wenn keine Bedenken wegen des Brand-
schutzes oder des Rettungsdienstes bestehen,

2. die Widmung von Wohnwegen begrenzter Län-
ge, wenn von dem Wohnweg nur Wohngebäude
der Gebäudeklassen 1 bis 3 erschlossen werden
und gegenüber dem Rechtsträger der Bauauf-
sichtsbehörde rechtlich gesichert ist, dass der
Wohnweg sachgerecht unterhalten wird und
allgemein benutzt werden kann.“

5. Art. 5 und 6 erhalten folgende Fassung:

„Art. 5

Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken

(1) 1Von öffentlichen Verkehrsflächen ist insbe-
sondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu-
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oder Durchgang zu rückwärtigen Gebäuden zu
schaffen; zu anderen Gebäuden ist er zu schaffen,
wenn der zweite Rettungsweg dieser Gebäude
über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt. 2Zu Ge-
bäuden, bei denen die Oberkante der Brüstung von
zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen
mehr als 8 m über dem Gelände liegt, ist in den Fäl-
len des Satzes 1 an Stelle eines Zu- oder Durch-
gangs eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. 3Ist
für die Personenrettung der Einsatz von Hubret-
tungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafür erfor-
derlichen Aufstell- und Bewegungsflächen vorzu-
sehen. 4Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen
mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche
entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten
nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebäuden
gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungs-
flächen herzustellen, wenn sie aus Gründen des
Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.

(2) 1Zu- und Durchfahrten, Aufstellflächen und
Bewegungsflächen müssen für Feuerwehreinsatz-
fahrzeuge ausreichend befestigt und tragfähig
sein; sie sind als solche zu kennzeichnen und stän-
dig frei zu halten; die Kennzeichnung von Zufahr-
ten muss von der öffentlichen Verkehrsfläche aus
sichtbar sein. 2Fahrzeuge dürfen auf den Flächen
nach Satz 1 nicht abgestellt werden.

Art. 6

Abstandsflächen, Abstände

(1) 1Vor den Außenwänden von Gebäuden sind
Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden
freizuhalten. 2Satz 1 gilt entsprechend für andere
Anlagen, von denen Wirkungen wie von Gebäuden
ausgehen, gegenüber Gebäuden und Grund-
stücksgrenzen. 3Eine Abstandsfläche ist nicht er-
forderlich vor Außenwänden, die an Grundstücks-
grenzen errichtet werden, wenn nach planungs-
rechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut
werden muss oder gebaut werden darf.

(2) 1Abstandsflächen sowie Abstände nach 
Art. 32 Abs. 2 Nr. 1 und Art. 34 Abs. 2 müssen auf
dem Grundstück selbst liegen. 2Sie dürfen auch
auf öffentlichen  Verkehrs-, Grün- und Wasser-
flächen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte. 3Ab-
standsflächen sowie Abstände im Sinn des Satzes 1
dürfen sich ganz oder teilweise auf andere Grund-
stücke erstrecken, wenn rechtlich oder tatsächlich
gesichert ist, dass sie nicht überbaut werden, oder
wenn der Nachbar gegenüber der Bauaufsichts-
behörde schriftlich, aber nicht in elektronischer
Form, zustimmt; die Zustimmung des Nachbarn
gilt auch für und gegen seinen Rechtsnachfolger.
4Abstandsflächen dürfen auf die auf diesen Grund-
stücken erforderlichen Abstandsflächen nicht an-
gerechnet werden.

(3) Die Abstandsflächen dürfen sich nicht über-
decken; das gilt nicht für

1. Außenwände, die in einem Winkel von mehr als
75 Grad zueinander stehen,

2. Außenwände zu einem fremder Sicht entzoge-
nen Gartenhof bei Wohngebäuden der Gebäu-
deklassen 1 und 2,

3. Gebäude und andere bauliche Anlagen, die in
den Abstandsflächen zulässig sind.

(4) 1Die Tiefe der Abstandsfläche bemisst sich
nach der Wandhöhe; sie wird senkrecht zur Wand
gemessen. 2Wandhöhe ist das Maß von der Gelän-
deoberfläche bis zum Schnittpunkt der Wand mit
der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der
Wand. 3Die Höhe von Dächern mit einer Neigung
von mehr als 70 Grad wird voll, von Dächern mit
einer Neigung von mehr als 45 Grad zu einem Drit-
tel hinzugerechnet. 4Die Höhe der Giebelflächen
im Bereich des Dachs ist bei einer Dachneigung
von mehr als 70 Grad voll, im Übrigen nur zu einem
Drittel anzurechnen. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten für
Dachaufbauten entsprechend. 6Das sich ergeben-
de Maß ist H.

(5) 1Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 1 H,
mindestens 3 m. 2In Kerngebieten genügt eine Tie-
fe von 0,50 H, mindestens 3 m, in Gewerbe- und In-
dustriegebieten eine Tiefe von 0,25 H, mindestens
3 m. 3Werden von einer städtebaulichen Satzung
oder einer Satzung nach Art. 91 Außenwände zu-
gelassen oder vorgeschrieben, vor denen Ab-
standsflächen größerer oder geringerer Tiefe als
nach den Sätzen 1 und 2 liegen müssten, finden die
Sätze 1 und 2 keine Anwendung, es sei denn, die
Satzung ordnet die Geltung dieser Vorschriften an;
die ausreichende Belichtung und Belüftung dürfen
nicht beeinträchtigt, die Flächen für notwendige
Nebenanlagen nicht eingeschränkt werden.

(6) 1Vor zwei Außenwänden von nicht mehr als
16 m Länge genügt als Tiefe der Abstandsflächen
die Hälfte der nach Abs. 5 erforderlichen Tiefe,
mindestens jedoch 3 m; das gilt nicht in Kern-, Ge-
werbe- und Industriegebieten. 2Wird ein Gebäude
mit einer Außenwand an eine Grundstücksgrenze
gebaut, gilt Satz 1 nur noch für eine Außenwand;
wird ein Gebäude mit zwei Außenwänden an
Grundstücksgrenzen gebaut, so ist Satz 1 nicht an-
zuwenden; Grundstücksgrenzen zu öffentlichen
Verkehrsflächen, öffentlichen Grünflächen und
öffentlichen Wasserflächen bleiben hierbei un-
berücksichtigt. 3Aneinandergebaute Gebäude sind
wie ein Gebäude zu behandeln.

(7) Die Gemeinde kann durch Satzung, die auch
nach Art. 91 Abs. 2 erlassen werden kann, abwei-
chend von Abs. 4 Sätze 3 und 4, Abs. 5 Sätze 1 und
2 sowie Abs. 6 für ihr Gemeindegebiet oder Teile
ihres Gemeindegebiets vorsehen, dass

1. nur die Höhe von Dächern mit einer Neigung
von weniger als 70 Grad zu einem Drittel, bei ei-
ner größeren Neigung der Wandhöhe voll hinzu-
gerechnet wird und

2. die Tiefe der Abstandsfläche 0,4 H, mindestens
3 m, in Gewerbe- und Industriegebieten 0,2 H,
mindestens 3 m, beträgt.

(8) Bei der Bemessung der Abstandsflächen
bleiben außer Betracht

1. vor die Außenwand vortretende Bauteile wie
Gesimse und Dachüberstände,

2. Vorbauten wie Balkone und eingeschossige Er-
ker, wenn sie
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a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Brei-
te der jeweiligen Außenwand, höchstens je-
doch 5 m, in Anspruch nehmen,

b) nicht mehr als 1,50 m vor diese Außenwand
vortreten und

c) mindestens 2 m von der gegenüberliegenden
Nachbargrenze entfernt bleiben.

(9) 1In den Abstandsflächen eines Gebäudes so-
wie ohne eigene Abstandsflächen sind, auch wenn
sie nicht an die Grundstücksgrenze oder an das Ge-
bäude angebaut werden, zulässig

1. Garagen einschließlich deren Nebenräume,
überdachte Tiefgaragenzufahrten und Aufzüge
zu Tiefgaragen und Gebäude ohne Aufenthalts-
räume und Feuerstätten mit einer mittleren
Wandhöhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge je
Grundstücksgrenze von 9 m, bei einer Gesamt-
länge der Grundstücksgrenze von mehr als 42 m
darüber hinaus freistehende Gebäude ohne
Aufenthaltsräume und Feuerstätten mit einer
mittleren Wandhöhe bis zu 3 m, nicht mehr als
50 m3 Brutto-Rauminhalt und einer Gesamt-
länge je Grundstücksgrenze von 5 m; abwei-
chend von Abs. 4 bleibt bei einer Dachneigung
bis zu 70 Grad die Höhe von Dächern und Gie-
belflächen unberücksichtigt,

2. gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer
Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge je
Grundstücksgrenze von 9 m,

3. Stützmauern und geschlossene Einfriedungen
in Gewerbe- und Industriegebieten, außerhalb
dieser Baugebiete mit einer Höhe bis zu 2 m.

2Die Länge der die Abstandsflächentiefe gegen-
über den Grundstücksgrenzen nicht einhaltenden
Bebauung nach den Nrn. 1 und 2 darf auf einem
Grundstück insgesamt 15 m nicht überschreiten.“

6. Art. 7 wird aufgehoben.

7. Art. 8 erhält folgende Fassung:

„Art. 8

Nicht überbaute Flächen 
der bebauten Grundstücke; Kinderspielplätze

(1) 1Die nicht mit Gebäuden oder vergleichba-
ren baulichen Anlagen überbauten Flächen der be-
bauten Grundstücke sind

1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzu-
stellen und

2. zu begrünen oder zu bepflanzen,

soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen
zulässigen Verwendung der Flächen entgegenste-
hen. 2Satz 1 findet keine Anwendung, soweit Be-
bauungspläne oder andere Satzungen Festsetzun-
gen zu den nicht überbauten Flächen treffen.

(2) 1Bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr
als drei Wohnungen ist auf dem Baugrundstück
oder in unmittelbarer Nähe auf einem anderen ge-

eigneten Grundstück, dessen dauerhafte Nutzung
für diesen Zweck gegenüber dem Rechtsträger der
Bauaufsichtsbehörde rechtlich gesichert sein
muss, ein ausreichend großer Kinderspielplatz an-
zulegen. 2Das gilt nicht, wenn in unmittelbarer
Nähe eine Gemeinschaftsanlage oder ein sonstiger
für die Kinder nutzbarer Spielplatz geschaffen
wird oder vorhanden oder ein solcher Spielplatz
wegen der Art und der Lage der Wohnungen nicht
erforderlich ist. 3Bei bestehenden Gebäuden nach
Satz 1 kann die Herstellung von Kinderspielplät-
zen verlangt werden.“

8. Art. 9 und 10 werden aufgehoben.

9. Art. 11 erhält folgende Fassung:

„Art. 11

Baugestaltung

1Bauliche Anlagen müssen nach Form, Maßstab,
Verhältnis der Baumassen und Bauteile zueinan-
der, Werkstoff und Farbe so gestaltet sein, dass sie
nicht verunstaltet wirken. 2Bauliche Anlagen dür-
fen das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild nicht
verunstalten. 3Die störende Häufung von Werbe-
anlagen ist unzulässig.“

10. Art. 12 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Bei der Ausführung nicht verfahrensfreier
Bauvorhaben hat der Bauherr an der Baustelle ein
Schild, das die Bezeichnung des Bauvorhabens so-
wie die Namen und Anschriften des Bauherrn und
des Entwurfsverfassers enthalten muss, dauerhaft
und von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sicht-
bar anzubringen.“

11. Art. 14 bis 17 erhalten folgende Fassung:

„Art. 14

Schutz gegen Einwirkungen

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu er-
richten, zu ändern und instand zu halten, dass
durch Wasser, Feuchtigkeit, pflanzliche und tieri-
sche Schädlinge sowie andere chemische, physika-
lische oder biologische Einflüsse Gefahren oder
unzumutbare Belästigungen nicht entstehen.

Art. 15

Brandschutz

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu er-
richten, zu ändern und instand zu halten, dass der
Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung
von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorge-
beugt wird und bei einem Brand die Rettung von
Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbei-
ten möglich sind.

Art. 16

Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz

(1) Gebäude müssen einen ihrer Nutzung und

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/2007504



den klimatischen Verhältnissen entsprechenden
Wärmeschutz haben.

(2) 1Gebäude müssen einen ihrer Nutzung ent-
sprechenden Schallschutz haben. 2Geräusche, die
von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anla-
gen oder auf Baugrundstücken ausgehen, sind so
zu dämmen, dass Gefahren oder unzumutbare
Belästigungen nicht entstehen.

(3) Erschütterungen oder Schwingungen, die
von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anla-
gen oder auf Baugrundstücken ausgehen, sind so
zu dämmen, dass Gefahren oder unzumutbare
Belästigungen nicht entstehen.

Art. 17

Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr die-
nenden nicht überbauten Flächen bebauter Grund-
stücke müssen verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des öffentli-
chen Verkehrs darf durch bauliche Anlagen und
deren Nutzung nicht gefährdet werden.“

12. Art. 18 wird aufgehoben.

13. Art. 19 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nr. 2 Buchst. b werden nach dem Zi-
tat „(ABl EG Nr. L 40 S. 12)“ ein Kom-
ma und die Worte „geändert durch
Art. 4 der Richtlinie 93/68/EWG des
Rates vom 22. Juli 1993 (ABl EG Nr. L
220 S. 1),“ eingefügt.

bbb) Das Wort „(CE-Zeichen)“ wird durch
das Wort „(CE-Kennzeichnung)“ er-
setzt.

ccc) Nach dem Wort „ausweist“ werden die
Worte „oder die Leistung des Baupro-
dukts angibt“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „nach Absatz 2“
durch die Worte „in der Bauregelliste A“ er-
setzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige einzige Satz wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Diese technischen Regeln gelten als Tech-
nische Baubestimmungen im Sinn des Art. 3
Abs. 2 Satz 1.“

14. Art. 20 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „Sätze 1 und 2“ ge-
strichen.

b) In Abs. 2 Satz 3 wird das Zitat „Art. 69 Abs. 3“
durch das Zitat „Art. 69 Abs. 2“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 wird das Zitat „Art. 77
Abs. 2“ durch das Zitat „Art. 73 Abs. 2“ ersetzt.

d) In Abs. 5 wird vor dem Wort „Rechte“ das Wort
„privaten“ eingefügt.

15. In Art. 21 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Sätze 1
und 2“ gestrichen.

16. Art. 22 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Sätze 1 und 2“
gestrichen.

bb) In Satz 2 werden nach den Worten „im Ein-
zelfall erklären“ die Worte „oder für genau
begrenzte Fälle allgemein festlegen“ einge-
fügt.

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Zustimmung nach Abs. 1 für denk-
maltypische Bauprodukte, wie Putze, Mörtel
und Stucke, die in Baudenkmälern im Sinn des
Denkmalschutzgesetzes verwendet werden sol-
len, erteilt die untere Bauaufsichtsbehörde.“

17. Art. 23 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird nach den Worten „allgemeine bau-
aufsichtliche Zulassung“ das Zitat „(Art. 20)“
eingefügt.

b) In Nr. 2 wird nach den Worten „Zustimmung im
Einzelfall“ das Zitat „(Art. 22)“ eingefügt.

18. In Art. 24 Abs. 5 werden die Worte „nicht möglich
ist“ durch die Worte „Schwierigkeiten bereitet“
ersetzt.

19. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird nach dem Wort „Prüfzeugnisse“
das Zitat „(Art. 21 Abs. 2)“ eingefügt.

b) In Nr. 2 wird nach dem Wort „Übereinstim-
mung“ das Zitat „(Art. 25 Abs. 2)“ eingefügt.

c) In Nr. 3 wird nach dem Wort „Zertifizierungs-
stelle“ das Zitat „(Art. 26 Abs. 1)“ eingefügt.

d) In Nr. 4 wird nach dem Wort „Fremdüberwa-
chung“ das Zitat „(Art. 26 Abs. 2)“ eingefügt.

20. An die Stelle der bisherigen Abschnitte IV und V
treten folgende Abschnitte IV, IVa und V:

„Abschnitt IV

Brandverhalten von Baustoffen 
und Bauteilen; Wände, Decken, Dächer

Art. 28

Allgemeine Anforderungen an das 
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen

(1) 1Baustoffe werden nach den Anforderungen
an ihr Brandverhalten unterschieden in
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1. nichtbrennbare,

2. schwerentflammbare,

3. normalentflammbare.

2Baustoffe, die nicht mindestens normalent-
flammbar sind (leichtentflammbare Baustoffe),
dürfen nicht verwendet werden; das gilt nicht,
wenn sie in Verbindung mit anderen Baustoffen
nicht leichtentflammbar sind.

(2) 1Bauteile werden nach den Anforderungen
an ihre Feuerwiderstandsfähigkeit unterschieden
in

1. feuerbeständige,

2. hochfeuerhemmende,

3. feuerhemmende;

die Feuerwiderstandsfähigkeit bezieht sich bei
tragenden und aussteifenden Bauteilen auf deren
Standsicherheit im Brandfall, bei raumabschlie-
ßenden Bauteilen auf deren Widerstand gegen die
Brandausbreitung. 2Bauteile werden zusätzlich
nach dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unter-
schieden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und
die bei raumabschließenden Bauteilen zusätz-
lich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht
aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile
aus brennbaren Baustoffen bestehen und die
allseitig eine brandschutztechnisch wirksame
Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen
(Brandschutzbekleidung) und Dämmstoffe aus
nichtbrennbaren Baustoffen haben,

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

3Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften auf
Grund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt ist,
müssen

1. Bauteile, die feuerbeständig sein müssen, min-
destens den Anforderungen des Satzes 2 Nr. 2,

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein müssen,
mindestens den Anforderungen des Satzes 2 Nr. 3

entsprechen; das gilt nicht für feuerwiderstands-
fähige Abschlüsse von Öffnungen.

Art. 29

Tragende Wände, Stützen

(1) 1Tragende und aussteifende Wände und
Stützen müssen im Brandfall ausreichend lang
standsicher sein. 2Sie müssen

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbestän-
dig,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuer-
hemmend,

3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 feuer-
hemmend

sein. 3Satz 2 gilt

1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn darüber
noch Aufenthaltsräume möglich sind; Art. 31
Abs. 4 bleibt unberührt,

2. nicht für Balkone, ausgenommen offene Gänge,
die als notwendige Flure dienen.

(2) Im Kellergeschoss müssen tragende und aus-
steifende Wände und Stützen

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 feuer-
beständig,

2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 feuer-
hemmend

sein.

Art. 30

Außenwände

(1) Außenwände und Außenwandteile wie Brü-
stungen und Schürzen sind so auszubilden, dass 
eine Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen
ausreichend lang begrenzt ist.

(2) 1Nichttragende Außenwände und nichttra-
gende Teile tragender Außenwände müssen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; sie sind aus
brennbaren Baustoffen zulässig, wenn sie als raum-
abschließende Bauteile feuerhemmend sind. 2Satz 1
gilt nicht für brennbare Fensterprofile und Fugen-
dichtungen sowie brennbare Dämmstoffe in nicht-
brennbaren geschlossenen Profilen der Außen-
wandkonstruktion.

(3) 1Oberflächen von Außenwänden sowie
Außenwandbekleidungen müssen einschließlich
der Dämmstoffe und Unterkonstruktionen schwer-
entflammbar sein; Unterkonstruktionen aus nor-
malentflammbaren Baustoffen sind zulässig,
wenn die Anforderungen nach Abs. 1 erfüllt sind.
2Balkonbekleidungen, die über die erforderliche
Umwehrungshöhe hinaus hochgeführt werden,
müssen schwerentflammbar sein.

(4) Bei Außenwandkonstruktionen mit geschoss-
übergreifenden Hohl- oder Lufträumen wie Dop-
pelfassaden sind gegen die Brandausbreitung be-
sondere Vorkehrungen zu treffen; das gilt für hin-
terlüftete Außenwandbekleidungen entsprechend.

(5) Die Abs. 2, 3 und 4 Halbsatz 2 gelten nicht für
Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3, Abs. 4
Halbsatz 1 nicht für Gebäude der Gebäudeklassen
1 und 2.

Art. 31

Trennwände

(1) Trennwände nach Abs. 2 müssen als raumab-
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schließende Bauteile von Räumen oder Nutzungs-
einheiten innerhalb von Geschossen ausreichend
lang widerstandsfähig gegen die Brandausbrei-
tung sein.

(2) Trennwände sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen
Nutzungseinheiten und anders genutzten Räu-
men, ausgenommen notwendigen Fluren,

2. zum Abschluss von Räumen mit Explosions-
oder erhöhter Brandgefahr,

3. zwischen Aufenthaltsräumen und anders ge-
nutzten Räumen im Kellergeschoss.

(3) 1Trennwände nach Abs. 2 Nrn. 1 und 3 müs-
sen die Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden
und aussteifenden Bauteile des Geschosses haben,
jedoch mindestens feuerhemmend sein. 2Trenn-
wände nach Abs. 2 Nr. 2 müssen feuerbeständig
sein.

(4) Die Trennwände nach Abs. 2 sind bis zur
Rohdecke, im Dachraum bis unter die Dachhaut zu
führen; werden in Dachräumen Trennwände nur
bis zur Rohdecke geführt, ist diese Decke als raum-
abschließendes Bauteil einschließlich der sie tra-
genden und aussteifenden Bauteile feuerhemmend
herzustellen.

(5) Öffnungen in Trennwänden nach Abs. 2 sind
nur zulässig, wenn sie auf die für die Nutzung er-
forderliche Zahl und Größe beschränkt sind; sie
müssen feuerhemmende, dicht- und selbstschlie-
ßende Abschlüsse haben.

(6) Die Abs. 1 bis 5 gelten nicht für Wohngebäu-
de der Gebäudeklassen 1 und 2.

Art. 32

Brandwände

(1) Brandwände müssen als raumabschließende
Bauteile zum Abschluss von Gebäuden (Gebäude-
abschlusswand) oder zur Unterteilung von Gebäu-
den in Brandabschnitte (innere Brandwand) aus-
reichend lang die Brandausbreitung auf andere
Gebäude oder Brandabschnitte verhindern.

(2) Brandwände sind erforderlich

1. als Gebäudeabschlusswand, ausgenommen von
Gebäuden ohne Aufenthaltsräume und ohne
Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m3 Brutto-
Rauminhalt, wenn diese Abschlusswände an
oder mit einem Abstand bis zu 2,50 m gegenüber
der Grundstücksgrenze errichtet werden, es sei
denn, dass ein Abstand von mindestens 5 m zu
bestehenden oder nach den baurechtlichen Vor-
schriften zulässigen künftigen Gebäuden gesi-
chert ist, 

2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausge-
dehnter Gebäude in Abständen von nicht mehr
als 40 m,

3. als innere Brandwand zur Unterteilung land-

oder forstwirtschaftlich genutzter Gebäude in
Brandabschnitte von nicht mehr als 10000 m3

Brutto-Rauminhalt,

4. als Gebäudeabschlusswand zwischen Wohnge-
bäuden und angebauten land- oder forstwirt-
schaftlich genutzten Gebäuden sowie als innere
Brandwand zwischen dem Wohnteil und dem
land- oder forstwirtschaftlich genutzten Teil ei-
nes Gebäudes.

(3) 1Brandwände müssen auch unter zusätzli-
cher mechanischer Beanspruchung feuerbestän-
dig sein und aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen. 2An Stelle von Brandwänden nach Satz 1
sind zulässig

1. für Gebäude der Gebäudeklasse 4 Wände, die
auch unter zusätzlicher mechanischer Bean-
spruchung hochfeuerhemmend sind,

2. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 hoch-
feuerhemmende Wände,

3. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 Gebäu-
deabschlusswände, die jeweils von innen nach
außen die Feuerwiderstandsfähigkeit der tra-
genden und aussteifenden Teile des Gebäudes,
mindestens jedoch feuerhemmende Bauteile,
und von außen nach innen die Feuerwider-
standsfähigkeit feuerbeständiger Bauteile ha-
ben,

4. in den Fällen des Abs. 2 Nr. 4 feuerbeständige
Wände, wenn der umbaute Raum des land- oder
forstwirtschaftlich genutzten Gebäudes oder
Gebäudeteils nicht größer als 2000 m3 ist.

(4) 1Brandwände müssen durchgehend und in
allen Geschossen und dem Dachraum übereinan-
der angeordnet sein. 2Abweichend davon dürfen
an Stelle innerer Brandwände Wände geschoss-
weise versetzt angeordnet werden, wenn

1. die Wände im Übrigen Abs. 3 Satz 1 entspre-
chen,

2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen
Wänden stehen, feuerbeständig sind, aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen und keine Öff-
nungen haben,

3. die Bauteile, die diese Wände und Decken un-
terstützen, feuerbeständig sind und aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen,

4. die Außenwände in der Breite des Versatzes in
dem Geschoss oberhalb oder unterhalb des Ver-
satzes feuerbeständig sind und

5. Öffnungen in den Außenwänden im Bereich des
Versatzes so angeordnet oder andere Vorkeh-
rungen so getroffen sind, dass eine Brandaus-
breitung in andere Brandabschnitte nicht zu be-
fürchten ist.

(5) 1Brandwände sind 0,30 m über die Beda-
chung zu führen oder in Höhe der Dachhaut mit ei-
ner beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbestän-
digen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen ab-
zuschließen; darüber dürfen brennbare Teile des
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Dachs nicht hinweggeführt werden. 2Bei Gebäu-
den der Gebäudeklassen 1 bis 3 sind Brandwände
mindestens bis unter die Dachhaut zu führen.
3Verbleibende Hohlräume sind vollständig mit
nichtbrennbaren Baustoffen auszufüllen.

(6) Müssen Gebäude oder Gebäudeteile, die
über Eck zusammenstoßen, durch eine Brandwand
getrennt werden, so muss der Abstand dieser Wand
von der inneren Ecke mindestens 5 m betragen; das
gilt nicht, wenn der Winkel der inneren Ecke mehr
als 120 Grad beträgt oder mindestens eine Außen-
wand auf 5 m Länge als öffnungslose feuerbestän-
dige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen ausge-
bildet ist.

(7) 1Bauteile mit brennbaren Baustoffen dürfen
über Brandwände nicht hinweggeführt werden.
2Außenwandkonstruktionen, die eine seitliche
Brandausbreitung begünstigen können, wie Dop-
pelfassaden, hinterlüftete Außenwandbekleidun-
gen oder Außenwandbekleidungen mit brenn-
baren Baustoffen, dürfen ohne besondere Vorkeh-
rungen über Brandwände nicht hinweggeführt
werden. 3Bauteile dürfen in Brandwände nur so
weit eingreifen, dass deren Feuerwiderstands-
fähigkeit nicht beeinträchtigt wird; für Leitungen,
Leitungsschlitze und Kamine gilt dies entspre-
chend.

(8) 1Öffnungen in Brandwänden sind unzuläs-
sig. 2Sie sind in inneren Brandwänden nur zuläs-
sig, wenn sie auf die für die Nutzung erforderliche
Zahl und Größe beschränkt sind; die Öffnungen
müssen feuerbeständige, dicht- und selbstschlie-
ßende Abschlüsse haben.

(9) In inneren Brandwänden sind feuerbestän-
dige Verglasungen nur zulässig, wenn sie auf die
für die Nutzung erforderliche Zahl und Größe be-
schränkt sind.

(10) Abs. 2 Nr. 1 gilt nicht für seitliche Wände
von Vorbauten im Sinn des Art. 6 Abs. 8, wenn sie
von dem Nachbargebäude oder der Nachbargren-
ze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen Aus-
ladung entspricht, mindestens jedoch 1 m beträgt.

(11) Die Abs. 4 bis 10 gelten entsprechend auch
für Wände, die an Stelle von Brandwänden zuläs-
sig sind.

Art. 33

Decken

(1) 1Decken müssen als tragende und raumab-
schließende Bauteile zwischen Geschossen im
Brandfall ausreichend lang standsicher und wi-
derstandsfähig gegen die Brandausbreitung sein.
2Sie müssen

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbestän-
dig,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuer-
hemmend,

3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 feuer-
hemmend,

sein. 3Satz 2 gilt

1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn darüber
Aufenthaltsräume möglich sind; Art. 31 Abs. 4
bleibt unberührt,

2. nicht für Balkone, ausgenommen offene Gänge,
die als notwendige Flure dienen.

(2) 1Im Kellergeschoss müssen Decken

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 feuer-
beständig,

2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 feuer-
hemmend

sein. 2Decken müssen feuerbeständig sein

1. unter und über Räumen mit Explosions- oder
erhöhter Brandgefahr, ausgenommen in Wohn-
gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil
und dem Wohnteil eines Gebäudes.

(3) Der Anschluss der Decken an die Außen-
wand ist so herzustellen, dass er den Anforderun-
gen aus Abs. 1 Satz 1 genügt.

(4) Öffnungen in Decken, für die eine Feuerwi-
derstandsfähigkeit vorgeschrieben ist, sind nur
zulässig

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit insge-
samt nicht mehr als 400 m2 in nicht mehr als
zwei Geschossen,

3. im Übrigen, wenn sie auf die für die Nutzung er-
forderliche Zahl und Größe beschränkt sind
und Abschlüsse mit der Feuerwiderstandsdau-
er der Decke haben.

Art. 34

Dächer

(1) Bedachungen müssen gegen eine Brandbe-
anspruchung von außen durch Flugfeuer und
strahlende Wärme ausreichend lang widerstands-
fähig sein (harte Bedachung).

(2) 1Bedachungen, die die Anforderungen nach
Abs. 1 nicht erfüllen, sind zulässig bei Gebäuden
der Gebäudeklassen 1 bis 3, wenn die Gebäude

1. einen Abstand von der Grundstücksgrenze von
mindestens 12 m,

2. von Gebäuden auf demselben Grundstück mit
harter Bedachung einen Abstand von mindes-
tens 12 m,

3. von Gebäuden auf demselben Grundstück mit
Bedachungen, die die Anforderungen nach Abs. 1
nicht erfüllen, einen Abstand von mindestens 
24 m,

4. von Gebäuden auf demselben Grundstück ohne
Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit
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nicht mehr als 50 m3 Brutto-Rauminhalt einen
Abstand von mindestens 5 m

einhalten. 2Soweit Gebäude nach Satz 1 Abstand
halten müssen, genügt bei Wohngebäuden der Ge-
bäudeklassen 1 und 2 in den Fällen

1. der Nrn. 1 und 2 ein Abstand von mindestens 9 m,

2. der Nr. 3 ein Abstand von mindestens 12 m.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für

1. Gebäude ohne Aufenthaltsräume und ohne
Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m3 Brutto-
Rauminhalt,

2. lichtdurchlässige Bedachungen aus nicht-
brennbaren Baustoffen; brennbare Fugendich-
tungen und brennbare Dämmstoffe in nicht-
brennbaren Profilen sind zulässig,

3. Lichtkuppeln und Oberlichte von Wohngebäu-
den,

4. Eingangsüberdachungen und Vordächer aus
nichtbrennbaren Baustoffen,

5. Eingangsüberdachungen aus brennbaren Bau-
stoffen, wenn die Eingänge nur zu Wohnungen
führen.

(4) Abweichend von den Abs. 1 und 2 sind

1. lichtdurchlässige Teilflächen aus brennbaren
Baustoffen in Bedachungen nach Abs. 1 und

2. begrünte Bedachungen

zulässig, wenn eine Brandentstehung bei einer
Brandbeanspruchung von außen durch Flugfeuer
und strahlende Wärme nicht zu befürchten ist oder
Vorkehrungen hiergegen getroffen werden.

(5) 1Dachüberstände, Dachgesimse und Dach-
aufbauten, lichtdurchlässige Bedachungen, Licht-
kuppeln und Oberlichte sind so anzuordnen und
herzustellen, dass Feuer nicht auf andere Gebäu-
deteile und Nachbargrundstücke übertragen wer-
den kann. 2Von Brandwänden und von Wänden,
die an Stelle von Brandwänden zulässig sind, müs-
sen mindestens 1,25 m entfernt sein

1. Oberlichte, Lichtkuppeln und Öffnungen in der
Bedachung, wenn diese Wände nicht minde-
stens 0,30 m über die Bedachung geführt sind,

2. Dachgauben und ähnliche Dachaufbauten aus
brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch
diese Wände gegen Brandübertragung ge-
schützt sind.

(6) 1Dächer von traufseitig aneinandergebauten
Gebäuden müssen als raumabschließende Bautei-
le für eine Brandbeanspruchung von innen nach
außen einschließlich der sie tragenden und aus-
steifenden Bauteile feuerhemmend sein. 2Öffnun-
gen in diesen Dachflächen müssen waagerecht ge-
messen mindestens 1,25 m von der Brandwand
oder der Wand, die an Stelle der Brandwand zuläs-
sig ist, entfernt sein.

(7) 1Dächer von Anbauten, die an Außenwände
mit Öffnungen oder ohne Feuerwiderstandsfähig-
keit anschließen, müssen innerhalb eines Abstands
von 5 m von diesen Wänden als raumabschließen-
de Bauteile für eine Brandbeanspruchung von in-
nen nach außen einschließlich der sie tragenden
und aussteifenden Bauteile die Feuerwiderstands-
fähigkeit der Decken des Gebäudeteils haben, an
den sie angebaut werden. 2Das gilt nicht für An-
bauten an Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3.

(8) Für vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten
sind sicher benutzbare Vorrichtungen anzubrin-
gen.

Abschnitt IVa

Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen

Art. 35

Erster und zweiter Rettungsweg

(1) Für Nutzungseinheiten mit mindestens ei-
nem Aufenthaltsraum wie Wohnungen, Praxen,
selbstständige Betriebsstätten müssen in jedem
Geschoss mindestens zwei voneinander unabhän-
gige Rettungswege ins Freie vorhanden sein; beide
Rettungswege dürfen jedoch innerhalb des Ge-
schosses über denselben notwendigen Flur führen.

(2) 1Für Nutzungseinheiten nach Abs. 1, die
nicht zu ebener Erde liegen, muss der erste Ret-
tungsweg über eine notwendige Treppe führen.
2Der zweite Rettungsweg kann eine weitere not-
wendige Treppe oder eine mit Rettungsgeräten der
Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit
sein. 3Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erforder-
lich, wenn die Rettung über einen sicher erreich-
baren Treppenraum möglich ist, in den Feuer und
Rauch nicht eindringen können (Sicherheitstrep-
penraum).

(3) 1Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über
Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei denen
die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern be-
stimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m über
der Geländeoberfläche liegt, dürfen nur errichtet
werden, wenn die Feuerwehr über die erforderli-
chen Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahrzeuge
verfügt. 2Bei Sonderbauten ist der zweite Ret-
tungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr nur
zulässig, wenn keine Bedenken wegen der Perso-
nenrettung bestehen.

Art. 36

Treppen

(1) 1Jedes nicht zu ebener Erde liegende Ge-
schoss und der benutzbare Dachraum eines Ge-
bäudes müssen über mindestens eine Treppe zu-
gänglich sein (notwendige Treppe). 2Statt notwen-
diger Treppen sind Rampen mit flacher Neigung
zulässig.

(2) 1Einschiebbare Treppen und Rolltreppen
sind als notwendige Treppen unzulässig. 2In Ge-
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bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 sind ein-
schiebbare Treppen und Leitern als Zugang zu ei-
nem Dachraum ohne Aufenthaltsraum zulässig.

(3) 1Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu
allen angeschlossenen Geschossen zu führen; sie
müssen mit den Treppen zum Dachraum unmittel-
bar verbunden sein. 2Das gilt nicht für Treppen

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 

2. nach Art. 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2.

(4) 1Die tragenden Teile notwendiger Treppen
müssen

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerhem-
mend und aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 aus nicht-
brennbaren Baustoffen,

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 aus nicht-
brennbaren Baustoffen oder feuerhemmend

sein. 2Tragende Teile von Außentreppen nach Art. 37
Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 für Gebäude der Gebäudeklas-
sen 3 bis 5 müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen.

(5) Die nutzbare Breite der Treppenläufe und
Treppenabsätze notwendiger Treppen muss für
den größten zu erwartenden Verkehr ausreichen.

(6) 1Treppen müssen einen festen und griffsiche-
ren Handlauf haben. 2Für Treppen sind Handläufe
auf beiden Seiten und Zwischenhandläufe vorzu-
sehen, soweit die Verkehrssicherheit dies erfor-
dert.

Art. 37

Notwendige Treppenräume, Ausgänge

(1) 1Jede notwendige Treppe muss zur Sicher-
stellung der Rettungswege aus den Geschossen ins
Freie in einem eigenen, durchgehenden Treppen-
raum liegen (notwendiger Treppenraum). 2Not-
wendige Treppenräume müssen so angeordnet und
ausgebildet sein, dass die Nutzung der notwendi-
gen Treppen im Brandfall ausreichend lang mög-
lich ist. 3Notwendige Treppen sind ohne eigenen
Treppenraum zulässig

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. für die Verbindung von höchstens zwei Ge-
schossen innerhalb derselben Nutzungseinheit
von insgesamt nicht mehr als 200 m2, wenn in je-
dem Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht
werden kann,

3. als Außentreppe, wenn ihre Nutzung ausrei-
chend sicher ist und im Brandfall nicht gefähr-
det werden kann.

(2) 1Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraums 
sowie eines Kellergeschosses muss mindestens ein
Ausgang in einen notwendigen Treppenraum oder
ins Freie in höchstens 35 m Entfernung erreichbar
sein; das gilt nicht für land- oder forstwirtschaft-

lich genutzte Gebäude. 2Übereinanderliegende
Kellergeschosse müssen jeweils mindestens zwei
Ausgänge in notwendige Treppenräume oder ins
Freie haben. 3Sind mehrere notwendige Treppen-
räume erforderlich, müssen sie so verteilt sein,
dass sie möglichst entgegengesetzt liegen und dass
die Rettungswege möglichst kurz sind.

(3) 1Jeder notwendige Treppenraum muss einen
unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. 2Sofern
der Ausgang eines notwendigen Treppenraums
nicht unmittelbar ins Freie führt, muss der Raum
zwischen dem notwendigen Treppenraum und
dem Ausgang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehörigen
Treppenläufe,

2. Wände haben, die die Anforderungen an die
Wände des Treppenraums erfüllen,

3. rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse
zu notwendigen Fluren haben und

4. ohne Öffnungen zu anderen Räumen, ausge-
nommen zu notwendigen Fluren, sein.

(4) 1Die Wände notwendiger Treppenräume
müssen als raumabschließende Bauteile

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 die Bauart
von Brandwänden haben,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 auch unter
zusätzlicher mechanischer Beanspruchung
hochfeuerhemmend und

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhem-
mend

sein. 2Dies ist nicht erforderlich für Außenwände
von Treppenräumen, die aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen und durch andere an diese Außen-
wände anschließende Gebäudeteile im Brandfall
nicht gefährdet werden können. 3Der obere Ab-
schluss notwendiger Treppenräume muss als raum-
abschließendes Bauteil die Feuerwiderstandsfä-
higkeit der Decken des Gebäudes haben; das gilt
nicht, wenn der obere Abschluss das Dach ist und
die Treppenraumwände bis unter die Dachhaut
reichen.

(5) In notwendigen Treppenräumen und in Räu-
men nach Abs. 3 Satz 2 müssen

1. Bekleidungen, Putze, Dämmstoffe, Unterdecken
und Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen,

2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen
eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustof-
fen in ausreichender Dicke haben,

3. Bodenbeläge, ausgenommen Gleitschutzprofi-
le, aus mindestens schwerentflammbaren Bau-
stoffen bestehen.

(6) 1In notwendigen Treppenräumen müssen
Öffnungen

1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dach-
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räumen, Werkstätten, Läden, Lager- und ähnli-
chen Räumen sowie zu sonstigen Räumen und
Nutzungseinheiten mit mehr als 200 m2, ausge-
nommen Wohnungen, mindestens feuerhem-
mende, rauchdichte und selbstschließende Ab-
schlüsse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbst-
schließende Abschlüsse,

3. zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten
mindestens vollwandige, dicht- und selbst-
schließende Abschlüsse

haben. 2Die Feuerschutz- und Rauchschutzab-
schlüsse dürfen lichtdurchlässige Seitenteile und
Oberlichte enthalten, wenn der Abschluss insge-
samt nicht breiter als 2,50 m ist.

(7) 1Notwendige Treppenräume müssen zu be-
leuchten sein. 2Innenliegende notwendige Trep-
penräume müssen in Gebäuden mit einer Höhe
nach Art. 2 Abs. 3 Satz 2 von mehr als 13 m eine Si-
cherheitsbeleuchtung haben.

(8) 1Notwendige Treppenräume müssen belüftet
werden können. 2Sie müssen in jedem oberirdi-
schen Geschoss unmittelbar ins Freie führende
Fenster mit einem freien Querschnitt von minde-
stens 0,50 m2 haben, die geöffnet werden können.
3Für innenliegende notwendige Treppenräume
und notwendige Treppenräume in Gebäuden mit
einer Höhe nach Art. 2 Abs. 3 Satz 2 von mehr als
13 m ist an der obersten Stelle eine Öffnung zur
Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von
mindestens 1 m2 erforderlich; sie muss vom Erdge-
schoss sowie vom obersten Treppenabsatz aus
geöffnet werden können.

Art. 38

Notwendige Flure, offene Gänge

(1) 1Flure, über die Rettungswege aus Aufent-
haltsräumen oder aus Nutzungseinheiten mit Auf-
enthaltsräumen zu Ausgängen in notwendige
Treppenräume oder ins Freie führen (notwendige
Flure), müssen so angeordnet und ausgebildet sein,
dass die Nutzung im Brandfall ausreichend lang
möglich ist. 2Notwendige Flure sind nicht erfor-
derlich

1. in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. in sonstigen Gebäuden der Gebäudeklassen 1
und 2, ausgenommen in Kellergeschossen,

3. innerhalb von Wohnungen oder innerhalb von
Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m2,

4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer
Büro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit
nicht mehr als 400 m2; das gilt auch für Teile
größerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile
nicht größer als 400 m2 sind, Trennwände nach
Art. 31 Abs. 2 Nr. 1 haben und jeder Teil unab-
hängig von anderen Teilen Rettungswege nach
Art. 35 Abs. 1 hat.

(2) 1Notwendige Flure müssen so breit sein, dass

sie für den größten zu erwartenden Verkehr ausrei-
chen. 2In den Fluren ist eine Folge von weniger als
drei Stufen unzulässig.

(3) 1Notwendige Flure sind durch nichtab-
schließbare, rauchdichte und selbstschließende
Abschlüsse in Rauchabschnitte zu unterteilen.
2Die Rauchabschnitte sollen nicht länger als 30 m
sein. 3Die Abschlüsse sind bis an die Rohdecke zu
führen; sie dürfen bis an die Unterdecke der Flure
geführt werden, wenn die Unterdecke feuerhem-
mend ist. 4Notwendige Flure mit nur einer
Fluchtrichtung, die zu einem Sicherheitstreppen-
raum führen, dürfen nicht länger als 15 m sein.
5Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für notwendige Flu-
re, die als offene Gänge vor den Außenwänden an-
geordnet sind.

(4) 1Die Wände notwendiger Flure müssen als
raumabschließende Bauteile feuerhemmend, in
Kellergeschossen, deren tragende und aussteifen-
de Bauteile feuerbeständig sein müssen, feuerbe-
ständig sein. 2Die Wände sind bis an die Rohdecke
zu führen. 3Sie dürfen bis an die Unterdecke der
Flure geführt werden, wenn die Unterdecke feuer-
hemmend und ein demjenigen nach Satz 1 ver-
gleichbarer Raumabschluss sichergestellt ist.
4Türen in diesen Wänden müssen dicht schließen;
Öffnungen zu Lagerbereichen im Kellergeschoss
müssen feuerhemmende, dicht- und selbstschlie-
ßende Abschlüsse haben.

(5) 1Für Wände und Brüstungen notwendiger
Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die als offene
Gänge vor den Außenwänden angeordnet sind, gilt
Abs. 4 entsprechend. 2Fenster sind in diesen
Außenwänden ab einer Brüstungshöhe von 0,90 m
zulässig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Gän-
gen nach Abs. 5 müssen

1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dämm-
stoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen
eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustof-
fen in ausreichender Dicke haben.

Art. 39

Fenster, Türen, sonstige Öffnungen

(1) 1Glastüren und andere Glasflächen, die bis
zum Fußboden allgemein zugänglicher Verkehrs-
flächen herabreichen, sind so zu kennzeichnen,
dass sie leicht erkannt werden können. 2Weitere
Schutzmaßnahmen sind für größere Glasflächen
vorzusehen, wenn dies die Verkehrssicherheit er-
fordert.

(2) Eingangstüren von Wohnungen, die über
Aufzüge erreichbar sein müssen, müssen eine lich-
te Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m haben.

(3) 1Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss
mindestens eine Öffnung ins Freie haben, um eine
Rauchableitung zu ermöglichen. 2Gemeinsame
Kellerlichtschächte für übereinander liegende
Kellergeschosse sind unzulässig.
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(4) 1Fenster, die als Rettungswege nach Art. 35
Abs. 2 Satz 2 dienen, müssen in der Breite mindes-
tens 0,60 m, in der Höhe mindestens 1 m groß, von
innen zu öffnen und nicht höher als 1,20 m über der
Fußbodenoberkante angeordnet sein. 2Liegen die-
se Fenster in Dachschrägen oder Dachaufbauten,
so darf ihre Unterkante oder ein davor liegender
Austritt von der Traufkante horizontal gemessen
nicht mehr als 1 m entfernt sein.

Art. 40

Umwehrungen

(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu um-
wehren

1. Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen be-
stimmt sind und unmittelbar an mehr als 0,50 m
tiefer liegende Flächen angrenzen; das gilt
nicht, wenn die Umwehrung dem Zweck der
Flächen widerspricht,

2. Dächer, die zum Aufenthalt von Menschen be-
stimmt sind, sowie Öffnungen und nicht begeh-
bare Flächen in diesen Dächern und in begehba-
ren Decken, soweit sie nicht sicher abgedeckt
oder gegen Betreten gesichert sind,

3. die freien Seiten von Treppenläufen, Treppen-
absätzen und Treppenöffnungen (Treppenau-
gen); Fenster, die unmittelbar an Treppen und
deren Brüstungen unter der notwendigen Um-
wehrungshöhe liegen, sind zu sichern.

(2) 1Die Umwehrungen müssen ausreichend
hoch und fest sein. 2Ist mit der Anwesenheit unbe-
aufsichtigter Kleinkinder auf der zu sichernden
Fläche üblicherweise zu rechnen, müssen Umweh-
rungen so ausgebildet werden, dass sie Kleinkin-
dern das Über- oder Durchklettern nicht erleich-
tern; das gilt nicht innerhalb von Wohngebäuden
der Gebäudeklassen 1 und 2 und innerhalb von
Wohnungen.

Abschnitt V

Technische Gebäudeausrüstung

Art. 41

Aufzüge

(1) 1Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen
eigene Fahrschächte haben, um eine Brandaus-
breitung in andere Geschosse ausreichend lang zu
verhindern. 2In einem Fahrschacht dürfen bis zu
drei Aufzüge liegen. 3Aufzüge ohne eigene Fahr-
schächte sind zulässig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraums,
ausgenommen in Hochhäusern,

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse über-
brücken,

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen mit-
einander in Verbindung stehen dürfen,

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2;

sie müssen sicher umkleidet sein.

(2) 1Die Fahrschachtwände müssen als raumab-
schließende Bauteile

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbestän-
dig und aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuer-
hemmend,

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhem-
mend

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustof-
fen müssen schachtseitig eine Bekleidung aus
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender
Dicke haben. 2Fahrschachttüren und andere Öff-
nungen in Fahrschachtwänden mit erforderlicher
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen,
dass die Anforderungen nach Abs. 1 Satz 1 nicht
beeinträchtigt werden.

(3) 1Fahrschächte müssen zu lüften sein und ei-
ne Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien
Querschnitt von mindestens 2,5 v. H. der Fahr-
schachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 m2

haben. 2Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen
muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.

(4) 1Gebäude mit einer Höhe nach Art. 2 Abs. 3
Satz 2 von mehr als 13 m müssen Aufzüge in aus-
reichender Zahl haben. 2Von diesen Aufzügen
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, Roll-
stühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen
können und Haltestellen in allen Geschossen ha-
ben. 3Dieser Aufzug muss von allen Wohnungen in
dem Gebäude und von der öffentlichen Verkehrs-
fläche aus stufenlos erreichbar sein. 4Art. 52 Abs. 4
Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend. 5Haltestellen im
obersten Geschoss, im Erdgeschoss und in den Kel-
lergeschossen sind nicht erforderlich, wenn sie nur
unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt
werden können.

(5) 1Fahrkörbe zur Aufnahme einer Kranken-
trage müssen eine nutzbare Grundfläche von min-
destens 1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Roll-
stuhls von mindestens 1,10 m x 1,40 m haben;
Türen müssen eine lichte Durchgangsbreite von
mindestens 0,90 m haben. 2In einem Aufzug für
Rollstühle und Krankentragen darf der für Roll-
stühle nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrund-
fläche durch eine verschließbare Tür abgesperrt
werden. 3Vor den Aufzügen muss eine ausreichen-
de Bewegungsfläche vorhanden sein.

Art. 42

Leitungsanlagen, Installationsschächte
und -kanäle

(1) Leitungen dürfen durch raumabschließende
Bauteile, für die eine Feuerwiderstandsfähigkeit
vorgeschrieben ist, nur hindurchgeführt werden,
wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang
nicht zu befürchten ist oder Vorkehrungen hierge-
gen getroffen sind; das gilt nicht für Decken
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1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit insge-
samt nicht mehr als 400 m2 in nicht mehr als
zwei Geschossen.

(2) In notwendigen Treppenräumen, in Räumen
nach Art. 37 Abs. 3 Satz 2 und in notwendigen Flu-
ren sind Leitungsanlagen nur zulässig, wenn eine
Nutzung als Rettungsweg im Brandfall ausrei-
chend lang möglich ist. 

(3) Für Installationsschächte und -kanäle gelten
Abs. 1 sowie Art. 43 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 ent-
sprechend.

Art. 43

Lüftungsanlagen

(1) Lüftungsanlagen müssen betriebssicher und
brandsicher sein; sie dürfen den ordnungsgemäßen
Betrieb von Feuerungsanlagen nicht beeinträchtigen.

(2) 1Lüftungsleitungen sowie deren Bekleidun-
gen und Dämmstoffe müssen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen; brennbare Baustoffe sind
zulässig, wenn ein Beitrag der Lüftungsleitung zur
Brandentstehung und Brandweiterleitung nicht
zu befürchten ist. 2Lüftungsleitungen dürfen
raumabschließende Bauteile, für die eine Feuerwi-
derstandsfähigkeit vorgeschrieben ist, nur über-
brücken, wenn eine Brandausbreitung ausrei-
chend lang nicht zu befürchten ist oder wenn Vor-
kehrungen hiergegen getroffen sind.

(3) Lüftungsanlagen sind so herzustellen, dass
sie Gerüche und Staub nicht in andere Räume
übertragen.

(4) 1Lüftungsanlagen dürfen nicht in Abgasan-
lagen eingeführt werden; die gemeinsame Nutzung
von Lüftungsleitungen zur Lüftung und zur Ablei-
tung der Abgase von Feuerstätten ist zulässig,
wenn keine Bedenken wegen der Betriebssicher-
heit und des Brandschutzes bestehen. 2Die Abluft
ist ins Freie zu führen. 3Nicht zur Lüftungsanlage
gehörende Einrichtungen sind in Lüftungsleitun-
gen unzulässig.

(5) Die Abs. 2 und 3 gelten nicht

1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit insge-
samt nicht mehr als 400 m2 in nicht mehr als
zwei Geschossen.

(6) Für raumlufttechnische Anlagen und Warm-
luftheizungen gelten die Abs. 1 bis 5 entsprechend.

Art. 44

Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur 
Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung

(1) Feuerstätten und Abgasanlagen (Feuerungs-

anlagen) müssen betriebssicher und brandsicher
sein.

(2) Feuerstätten dürfen in Räumen nur aufge-
stellt werden, wenn nach der Art der Feuerstätte
und nach Lage, Größe, baulicher Beschaffenheit
und Nutzung der Räume Gefahren nicht entste-
hen.

(3) 1Abgase von Feuerstätten sind durch Abgas-
leitungen, Kamine und Verbindungsstücke (Abgas-
anlagen) so abzuführen, dass keine Gefahren oder
unzumutbaren Belästigungen entstehen. 2Abgas-
anlagen sind in solcher Zahl und Lage und so her-
zustellen, dass die Feuerstätten des Gebäudes ord-
nungsgemäß angeschlossen werden können. 3Sie
müssen leicht gereinigt werden können.

(4) 1Behälter und Rohrleitungen für brennbare
Gase und Flüssigkeiten müssen betriebssicher und
brandsicher sein. 2Diese Behälter sowie feste
Brennstoffe sind so aufzustellen oder zu lagern,
dass keine Gefahren oder unzumutbaren Belästi-
gungen entstehen.

(5) Für die Aufstellung von ortsfesten Verbren-
nungsmotoren, Blockheizkraftwerken, Brennstoff-
zellen und Verdichtern sowie die Ableitung ihrer
Verbrennungsgase gelten die Abs. 1 bis 3 entspre-
chend.

Art. 44a

Nicht an Sammelkanalisationen 
angeschlossene Anwesen

(1) Die einwandfreie Beseitigung des Abwassers
einschließlich des Fäkalschlamms innerhalb und
außerhalb des Grundstücks muss gesichert sein.

(2) Hausabwässer aus abgelegenen landwirt-
schaftlichen Anwesen oder abgelegenen Anwesen,
die früher einem landwirtschaftlichen Betrieb
dienten und deren Hausabwässer bereits in Gru-
ben eingeleitet worden sind, dürfen in Gruben ein-
geleitet werden, wenn

1. das Abwasser in einer Mehrkammerausfaulgru-
be vorbehandelt wird und

2. die ordnungsgemäße Entsorgung oder Verwer-
tung des geklärten Abwassers und des Fäkal-
schlamms gesichert ist.

(3) 1Für die Einleitung von Hausabwässern aus
abgelegenen landwirtschaftlichen Anwesen in
Biogasanlagen gilt Abs. 2 entsprechend. 2Die Vor-
behandlung in einer Mehrkammerausfaulgrube ist
nicht erforderlich, wenn durch den Betrieb der
Biogasanlage eine gleichwertige Hygienisierung
sichergestellt ist.

Art. 44b

Sanitäre Anlagen

Fensterlose Bäder und Toiletten sind nur zuläs-
sig, wenn eine wirksame Lüftung gewährleistet ist.
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Art. 44c

Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe dürfen innerhalb von Gebäu-
den vorübergehend aufbewahrt werden, in Gebäu-
den der Gebäudeklassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn
die dafür bestimmten Räume

1. Trennwände und Decken als raumabschließen-
de Bauteile mit der Feuerwiderstandsfähigkeit
der tragenden Wände und

2. Öffnungen vom Gebäudeinnern zum Aufstell-
raum mit feuerhemmenden, dicht- und selbst-
schließenden Abschlüssen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden können
und

4. eine ständig wirksame Lüftung haben.

Art. 44d

Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart
oder Nutzung Blitzschlag leicht eintreten oder zu
schweren Folgen führen kann, sind mit dauernd
wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen.“

21. Die Überschrift des Abschnitts VI erhält folgende
Fassung:

„Nutzungsbedingte Anforderungen“

22. Art. 45 und 46 erhalten folgende Fassung:

„Art. 45

Aufenthaltsräume

(1) 1Aufenthaltsräume müssen eine lichte
Raumhöhe von mindestens 2,40 m, im Dachge-
schoss über die Hälfte ihrer Nutzfläche 2,20 m ha-
ben, wobei Raumteile mit einer lichten Höhe unter
1,50 m außer Betracht bleiben. 2Das gilt nicht für
Aufenthaltsräume in Wohngebäuden der Gebäu-
deklassen 1 und 2.

(2) 1Aufenthaltsräume müssen ausreichend
belüftet und mit Tageslicht belichtet werden kön-
nen. 2Sie müssen Fenster mit einem Rohbaumaß
der Fensteröffnungen von mindestens einem Ach-
tel der Netto-Grundfläche des Raums einschließ-
lich der Netto-Grundfläche verglaster Vorbauten
und Loggien haben.

(3) Aufenthaltsräume, deren Nutzung eine Be-
lichtung mit Tageslicht verbietet, sowie Verkaufs-
räume, Schank- und Speisegaststätten, ärztliche
Behandlungs-, Sport-, Spiel-, Werk- und ähnliche
Räume sind ohne Fenster zulässig.

Art. 46

Wohnungen

(1) 1Jede Wohnung muss eine Küche oder Koch-

nische haben. 2Fensterlose Küchen oder Kochni-
schen sind zulässig, wenn eine wirksame Lüftung
gewährleistet ist.

(2) Für Gebäude der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind
für jede Wohnung ein ausreichend großer Abstell-
raum und, soweit die Wohnungen nicht nur zu ebe-
ner Erde liegen, leicht erreichbare und gut zugäng-
liche Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder
und Mobilitätshilfen erforderlich.

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne
oder Dusche und eine Toilette haben.“

23. Art. 47 bis 50 werden aufgehoben.

24. Die Überschrift

„Abschnitt VII

Besondere bauliche Anlagen“

wird gestrichen.

25. Art. 51 und 52 erhalten folgende Fassung:

„Art. 51

Stellplätze

(1) 1Werden Anlagen errichtet, bei denen ein Zu-
oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist, sind Stell-
plätze in ausreichender Zahl und Größe und in ge-
eigneter Beschaffenheit herzustellen. 2Bei Ände-
rungen oder Nutzungsänderungen von Anlagen
sind Stellplätze in solcher Zahl und Größe herzu-
stellen, dass die Stellplätze die durch die Ände-
rung zusätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge
aufnehmen können. 3Das gilt nicht, wenn sonst die
Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum auch
unter Berücksichtigung der Möglichkeit einer Ab-
lösung nach Abs. 3 Nr. 3 erheblich erschwert oder
verhindert würde.

(2) 1Die Zahl der notwendigen Stellplätze nach
Abs. 1 Satz 1 legt das Staatsministerium des In-
nern durch Rechtsverordnung fest. 2Wird die Zahl
der notwendigen Stellplätze durch eine örtliche
Bauvorschrift oder eine städtebauliche Satzung
festgelegt, ist diese Zahl maßgeblich.

(3) Die Stellplatzpflicht kann erfüllt werden
durch

1. Herstellung der notwendigen Stellplätze auf
dem Baugrundstück,

2. Herstellung der notwendigen Stellplätze auf ei-
nem geeigneten Grundstück in der Nähe des
Baugrundstücks, wenn dessen Benutzung für
diesen Zweck gegenüber dem Rechtsträger der
Bauaufsichtsbehörde rechtlich gesichert ist,
oder

3. Übernahme der Kosten für die Herstellung der
notwendigen Stellplätze durch den Bauherrn
gegenüber der Gemeinde (Ablösungsvertrag).

(4) Die Gemeinde hat den Geldbetrag für die
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Ablösung notwendiger Stellplätze zu verwenden
für

1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instand-
haltung, die Instandsetzung oder die Moderni-
sierung bestehender Parkeinrichtungen,

2. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der
Straßen vom ruhenden Verkehr einschließlich
investiver Maßnahmen des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs.

Art. 52

Barrierefreies Bauen

(1) 1In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen
müssen die Wohnungen eines Geschosses barriere-
frei erreichbar sein; Abs. 4 Sätze 1 bis 5 sind anzu-
wenden. 2In diesen Wohnungen müssen die Wohn-
und Schlafräume, eine Toilette, ein Bad sowie die
Küche oder die Kochnische sowie der Raum mit
Anschlussmöglichkeit für eine Waschmaschine
mit dem Rollstuhl zugänglich sein. 3Art. 41 Abs. 4
bleibt unberührt.

(2) 1Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich
sind, müssen in den dem allgemeinen Besucherver-
kehr dienenden Teilen von Menschen mit Behinde-
rungen, alten Menschen und Personen mit Klein-
kindern barrierefrei erreicht und ohne fremde Hil-
fe in der allgemein üblichen Weise zweckentspre-
chend genutzt werden können. 2Diese Anforde-
rungen gelten insbesondere für

1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswe-
sens,

2. Tageseinrichtungen für Kinder,

3. Sport- und Freizeitstätten,

4. Einrichtungen des Gesundheitswesens,

5. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,

6. Verkaufsstätten,

7. Gaststätten, die keiner gaststättenrechtlichen
Erlaubnis bedürfen,

8. Beherbergungsstätten,

9. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen.

3Sie gelten nicht bei Nutzungsänderungen, wenn
die Anforderungen nur mit unverhältnismäßigem
Aufwand erfüllt werden können. 4Die Anforde-
rungen an Gaststätten, die einer gaststättenrecht-
lichen Erlaubnis bedürfen, sind im Rahmen des
gaststättenrechtlichen Erlaubnisverfahrens zu be-
achten.

(3) Für bauliche Anlagen und Einrichtungen,
die überwiegend oder ausschließlich von Men-
schen mit Behinderung, alten Menschen und Per-
sonen mit Kleinkindern genutzt werden, wie

1. Tagesstätten, Werkstätten und Heime für Men-
schen mit Behinderung,

2. Altenheime, Altenwohnheime und Altenpflege-
heime

gilt Abs. 2 nicht nur für die dem allgemeinen Besu-
cherverkehr dienenden Teile, sondern für alle Tei-
le, die von diesem Personenkreis genutzt werden.

(4) 1Bauliche Anlagen nach Abs. 2 und 3 müssen
durch einen Eingang mit einer lichten Durch-
gangsbreite von mindestens 0,90 m stufenlos er-
reichbar sein. 2Vor Türen muss eine ausreichende
Bewegungsfläche vorhanden sein. 3Rampen dür-
fen nicht mehr als 6 v.H. geneigt sein; sie müssen
mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig einen
festen und griffsicheren Handlauf haben. 4Am An-
fang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, alle
6 m ein Zwischenpodest anzuordnen. 5Die Podeste
müssen eine Länge von mindestens 1,50 m haben.
6Treppen müssen an beiden Seiten griffsichere
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu
führen sind. 7Die Treppen müssen Setzstufen ha-
ben. 8Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein.
9Ein Toilettenraum muss auch für Benutzer von
Rollstühlen geeignet und erreichbar sein; er ist zu
kennzeichnen. 10Art. 41 Abs. 4 gilt auch für Ge-
bäude mit einer geringeren Höhe als nach Art. 41
Abs. 4 Satz 1, soweit Geschosse mit Rollstühlen
stufenlos erreichbar sein müssen.

(5) 1Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht, soweit die An-
forderungen wegen schwieriger Geländeverhält-
nisse, wegen ungünstiger vorhandener Bebauung
oder im Hinblick auf die Sicherheit der Menschen
mit Behinderungen oder alten Menschen nur mit
einem unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt
werden können, bei Anlagen nach Abs. 1 auch we-
gen des Einbaus eines sonst nicht erforderlichen
Aufzugs. 2Bei bestehenden baulichen Anlagen im
Sinn der Abs. 2 und 3 soll die Bauaufsichtsbehörde
verlangen, dass ein gleichwertiger Zustand herge-
stellt wird, wenn das technisch möglich und dem
Eigentümer wirtschaftlich zumutbar ist.“

26. Art. 53 und 54 werden aufgehoben.

27. Art. 55 und 56 erhalten folgende Fassung:

„Art. 55

Grundpflichten

Bei der Errichtung, Änderung, Nutzungsände-
rung und der Beseitigung von Anlagen sind der
Bauherr und im Rahmen ihres Wirkungskreises die
anderen am Bau Beteiligten dafür verantwortlich,
dass die öffentlich-rechtlichen Vorschriften einge-
halten werden.

Art. 56

Bauherr

(1) 1Der Bauherr hat zur Vorbereitung, Überwa-
chung und Ausführung eines nicht verfahrensfrei-
en Bauvorhabens sowie der Beseitigung von Anla-
gen geeignete Beteiligte nach Maßgabe der Art. 57
und 58 zu bestellen, soweit er nicht selbst zur Er-
füllung der Verpflichtungen nach diesen Vor-
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schriften geeignet ist. 2Dem Bauherrn obliegen
außerdem die nach den öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften erforderlichen Anträge, Anzeigen und
Nachweise. 3Wechselt der Bauherr, hat der neue
Bauherr dies der Bauaufsichtsbehörde unverzüg-
lich schriftlich mitzuteilen.

(2) 1Treten bei einem Bauvorhaben mehrere 
Personen als Bauherr auf, so kann die Bauauf-
sichtsbehörde verlangen, dass ihr gegenüber ein
Vertreter bestellt wird, der die dem Bauherrn nach
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften obliegen-
den Verpflichtungen zu erfüllen hat. 2Im Übrigen 
finden Art. 18 Abs. 1 Sätze 2 und 3 sowie Abs. 2 
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
(BayVwVfG) entsprechende Anwendung.“

28. Art. 57 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Entwurfsverfasser“

b) Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Der Entwurfsverfasser hat dafür zu sorgen,
dass die für die Ausführung notwendigen Ein-
zelzeichnungen, Einzelberechnungen und An-
weisungen den öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften entsprechen.“

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Sachverständige“
durch das Wort „Fachplaner“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Unterla-
gen“ ein Komma und die Worte „die sie zu
unterzeichnen haben,“ eingefügt.

cc) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Für das ordnungsgemäße Ineinandergrei-
fen aller Fachplanungen bleibt der Ent-
wurfsverfasser verantwortlich.“

d) Abs. 3 wird aufgehoben.

29. Art. 58 erhält folgende Fassung:

„Art. 58

Unternehmer

(1) 1Jeder Unternehmer ist für die mit den öf-
fentlich-rechtlichen Anforderungen übereinstim-
mende Ausführung der von ihm übernommenen
Arbeiten und insoweit für die ordnungsgemäße
Einrichtung und den sicheren Betrieb der Baustel-
le verantwortlich. 2Er hat die erforderlichen Nach-
weise über die Verwendbarkeit der verwendeten
Bauprodukte und Bauarten zu erbringen und auf
der Baustelle bereitzuhalten.

(2) Jeder Unternehmer hat auf Verlangen der
Bauaufsichtsbehörde für Arbeiten, bei denen die
Sicherheit der Anlage in außergewöhnlichem
Maße von der besonderen Sachkenntnis und Er-
fahrung des Unternehmers oder von einer Ausstat-
tung des Unternehmens mit besonderen Vorrich-

tungen abhängt, nachzuweisen, dass er für diese
Arbeiten geeignet ist und über die erforderlichen
Vorrichtungen verfügt.“

30. Die Überschrift des Fünften Teils erhält folgende
Fassung:

„Bauaufsichtsbehörden, Verfahren“

31. Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Abschnitt I

Bauaufsichtsbehörden“

32. Art. 59 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Aufbau und Zuständigkeit
der Bauaufsichtsbehörden“

b) Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Für den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer
öffentlich-rechtlicher Vorschriften für die Er-
richtung, Änderung, Nutzungsänderung und
Beseitigung sowie die Nutzung und Instandhal-
tung von Anlagen ist die untere Bauaufsichts-
behörde zuständig, soweit nichts anderes be-
stimmt ist.“

c) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Das Staatsministerium des Innern über-
trägt leistungsfähigen kreisangehörigen Ge-
meinden auf Antrag durch Rechtsverordnung

1. alle Aufgaben der unteren Bauaufsichts-
behörde oder

2. Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde
für

a) Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3,

b) Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3, die
neben einer Wohnnutzung teilweise oder
ausschließlich freiberuflich oder gewerb-
lich im Sinn des § 13 der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) genutzt werden,

im Geltungsbereich von Bebauungsplänen
im Sinn der §§ 12, 30 Abs. 1 und 2 BauGB.

2Das Staatsministerium des Innern kann die
Rechtsverordnung nach Satz 1 auf Antrag der
Gemeinde aufheben. 3Die Rechtsverordnung ist
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für
ihren Erlass nach Satz 1 und Abs. 4 nicht vorge-
legen haben oder nicht mehr vorliegen. 4Werden
Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde
nach Satz 1 übertragen, ist für die Entscheidung
über Anträge nach Art. 68b Abs. 2 Satz 2, 
Art. 68c Abs. 1 Satz 1, Art. 74 Satz 1 und Art. 75
Satz 1 als untere Bauaufsichtsbehörde diejenige
Behörde zuständig, die zum Zeitpunkt des Ein-
gangs des Antrags bei der Gemeinde zuständig
war; das gilt entsprechend bei der Erhebung ei-
ner Gemeinde zur Großen Kreisstadt. 5Die Auf-
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hebung eines Verwaltungsakts der unteren Bau-
aufsichtsbehörde kann nicht allein deshalb be-
ansprucht werden, weil er unter Verletzung von
Vorschriften über die sachliche Zuständigkeit
zustande gekommen ist, wenn diese Verletzung
darauf beruht, dass eine sachliche Zuständig-
keit nach Satz 1 Nr. 2 wegen Unwirksamkeit des
zugrunde liegenden Bebauungsplans nicht be-
gründet war; das gilt nicht, wenn zum Zeit-
punkt der Entscheidung der unteren Bauauf-
sichtsbehörde die Unwirksamkeit des Bebau-
ungsplans gemäß § 47 Abs. 5 Satz 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) rechtskräftig
festgestellt war. 6Art. 46 BayVwVfG bleibt un-
berührt.“

d) Abs. 3 und 5 werden aufgehoben; der bisherige
Abs. 4 wird Abs. 3.

e) Abs. 3 Sätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„3An Stelle von Beamten des höheren bautech-
nischen Verwaltungsdienstes können auch Be-
amte des gehobenen bautechnischen Verwal-
tungsdienstes beschäftigt werden, wenn sie
über eine langjährige Berufserfahrung im Auf-
gabenbereich des leitenden bautechnischen
Mitarbeiters der unteren Bauaufsichtsbehörde
verfügen und sich in diesem Aufgabenbereich
bewährt haben; in begründeten Ausnahmefäl-
len, insbesondere wenn geeignete Beamte des
bautechnischen Verwaltungsdienstes nicht ge-
wonnen werden können, dürfen an Stelle von
Beamten auch vergleichbar qualifizierte Ange-
stellte beschäftigt werden. 4In Gemeinden, de-
nen nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Aufgaben der unte-
ren Bauaufsichtsbehörde übertragen worden
sind, genügt es, dass an Stelle von Beamten des
höheren Dienstes im Sinn von Satz 2 Beamte des
gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdien-
stes, im Fall des technischen Dienstes auch son-
stige Bedienstete, beschäftigt werden, die min-
destens einen Fachhochschulabschluss der
Fachrichtung Hochbau, Städtebau oder kon-
struktiver Ingenieurbau erworben haben.“

f) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 3 Satz 5.

33. Art. 60 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Bauaufsichtsbehörden haben bei
der Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung
und Beseitigung sowie bei der Nutzung und In-
standhaltung von Anlagen darüber zu wachen,
dass die öffentlich-rechtlichen Vorschriften und
die auf Grund dieser Vorschriften erlassenen
Anordnungen eingehalten werden, soweit nicht
andere Behörden zuständig sind. 2Sie können in
Wahrnehmung dieser Aufgaben die erforderli-
chen Maßnahmen treffen; sie sind berechtigt,
die Vorlage von Bescheinigungen von Prüfsach-
verständigen zu verlangen. 3Bauaufsichtliche
Genehmigungen, Vorbescheide und sonstige
Maßnahmen gelten auch für und gegen die
Rechtsnachfolger; das gilt auch für Personen,
die ein Besitzrecht nach Erteilung einer bauauf-
sichtlichen Genehmigung oder nach Erlass ei-
ner bauaufsichtlichen Maßnahme erlangt ha-

ben. 4Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes be-
auftragten Personen sind berechtigt, in Aus-
übung ihres Amtes Grundstücke und Anlagen
einschließlich der Wohnungen zu betreten; das
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 106 Abs. 3 der
Verfassung) wird insoweit eingeschränkt.“

b) In Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Zitat „Nr. 3“
durch das Zitat „Nr. 4“ ersetzt.

c) Abs. 4 wird aufgehoben; die bisherigen Abs. 5
bis 7 werden Abs. 4 bis 6.

d) In Abs. 4 werden die Worte „oder zum Schutz
des Straßen-, Orts- oder Landschaftsbildes vor
Verunstaltungen“ gestrichen.

34. Art. 61 wird aufgehoben.

35. Die Überschrift „Sechster Teil Verfahren“ wird ge-
strichen.

36. Die Überschrift „Abschnitt I Genehmigungs-
pflichtige und genehmigungsfreie Vorhaben“ wird
durch folgende Überschrift ersetzt:

„Abschnitt II

Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit“

37. Art. 62 erhält folgende Fassung:

„Art. 62

Grundsatz

(1) Die Errichtung, Änderung und Nutzungsän-
derung von Anlagen bedürfen der Baugenehmi-
gung, soweit in Art. 62a bis 64, 76 und 77 nichts an-
deres bestimmt ist.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach Abs. 1, 
Art. 62a bis 64, 76 und 77 Abs. 1 Satz 3 sowie die 
Beschränkung der bauaufsichtlichen Prüfung
nach Art. 66, 67, 68a Abs. 4 und Art. 77 Abs. 2 ent-
binden nicht von der Verpflichtung zur Einhaltung
der Anforderungen, die durch öffentlich-rechtli-
che Vorschriften an Anlagen gestellt werden, und
lassen die bauaufsichtlichen Eingriffsbefugnisse
unberührt.“

38. Es wird folgender Art. 62a eingefügt:

„Art. 62a

Vorrang anderer Gestattungsverfahren

1Keiner Baugenehmigung, Abweichung, Ge-
nehmigungsfreistellung, Zustimmung und Bau-
überwachung nach diesem Gesetz bedürfen

1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungs-
bedürftige Anlagen in oder an oberirdischen
Gewässern und Anlagen, die dem Ausbau,
der Unterhaltung oder der Nutzung eines
Gewässers dienen oder als solche gelten, aus-
genommen Gebäude, Überbrückungen, Lager-,
Camping- und Wochenendplätze,
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2. Anlagen, die einer Genehmigung nach dem
Bayerischen Abgrabungsgesetz (BayAbgrG)
vom 27. Dezember 1999 (GVBl S. 532, 535,
BayRS 2132–2–I) bedürfen,

3. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungs-
bedürftige Anlagen für die öffentliche Ver-
sorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser
und für die öffentliche Verwertung oder Ent-
sorgung von Abwässern, ausgenommen ober-
irdische Anlagen mit einem Brutto-Raum-
inhalt von mehr als 100 m3, Gebäude und
Überbrückungen,

4. nichtöffentliche Eisenbahnen, nichtöffentli-
che Seilbahnen und sonstige Bahnen beson-
derer Bauart, auf die die Vorschriften über
fliegende Bauten keine Anwendung finden,
im Sinn des Bayerischen Eisenbahn- und
Seilbahngesetzes (BayESG),

5. Werbeanlagen, soweit sie einer Zulassung
nach Straßenverkehrs- oder nach Eisenbahn-
recht bedürfen,

6. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) einer Geneh-
migung bedürfen,

7. Beschneiungsanlagen nach Art. 59a des Bay-
erischen Wassergesetzes (BayWG),

8. Anlagen, die einer Gestattung nach Gerätesi-
cherheitsrecht bedürfen,

9. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung
nach dem Atomgesetz bedürfen,

10. Friedhöfe, die einer Genehmigung nach dem
Bestattungsgesetz (BestG) bedürfen.

2Für Anlagen, bei denen ein anderes Gestat-
tungsverfahren die Baugenehmigung, die Abwei-
chung oder die Zustimmung einschließt oder die
nach Satz 1 keiner Baugenehmigung oder Zu-
stimmung bedürfen, nimmt die für den Vollzug
der entsprechenden Rechtsvorschriften zuständi-
ge Behörde die Aufgaben und Befugnisse der
Bauaufsichtsbehörde wahr. 3Sie kann Prüfinge-
nieure, Prüfämter und Prüfsachverständige in
entsprechender Anwendung der Art. 68a Abs. 3
und Art. 81 Abs. 2 sowie der auf Grund des Art. 90
Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung heranziehen;
Art. 68a Abs. 1, 2 und 4 Sätze 2 und 3, Art. 68b
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2, Art. 66 Satz 1, Art. 67
Satz 1 und Art. 81 Abs. 2 Satz 3 gelten entspre-
chend.“

39. Art. 63 und 64 erhalten folgende Fassung:

„Art. 63

Verfahrensfreie Bauvorhaben, 
Beseitigung von Anlagen

(1) Verfahrensfrei sind

1. folgende Gebäude:

a) Gebäude mit einem Brutto-Rauminhalt bis
zu 75 m3, außer im Außenbereich,

b) Garagen einschließlich überdachter Stell-
plätze im Sinn des Art. 6 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1
mit einer Fläche bis zu 50 m2, außer im
Außenbereich,

c) freistehende Gebäude ohne Feuerungsan-
lagen, die einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb oder einem Betrieb der gar-
tenbaulichen Erzeugung im Sinn der § 35
Abs. 1 Nrn. 1 und 2, § 201 BauGB dienen,
nur eingeschossig und nicht unterkellert
sind, höchstens 100 m2 Brutto-Grundfläche
und höchstens 140 m2 überdachte Fläche
haben und nur zur Unterbringung von Sa-
chen oder zum vorübergehenden Schutz
von Tieren bestimmt sind,

d) Gewächshäuser mit einer Firsthöhe bis zu 
5 m und nicht mehr als 1600 m2 Fläche, die
einem land- oder forstwirtschaftlichen Be-
trieb oder einem Betrieb der gartenbauli-
chen Erzeugung im Sinn der § 35 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2, § 201 BauGB dienen,

e) Fahrgastunterstände, die dem öffentlichen
Personenverkehr oder der Schülerbeförde-
rung dienen,

f) Schutzhütten für Wanderer, die jedermann
zugänglich sind und keine Aufenthaltsräu-
me haben,

g) Terrassenüberdachungen mit einer Fläche
bis zu 30 m2 und einer Tiefe bis zu 3 m,

h) Gartenlauben in Kleingartenanlagen im
Sinn des § 1 Abs. 1 des Bundeskleingarten-
gesetzes (BKleingG) vom 28. Februar 1983
(BGBl I S. 210), zuletzt geändert durch 
Art. 11 des Gesetzes vom 19. September
2006 (BGBl I S. 2146),

2. Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung:

a) Abgasanlagen in und an Gebäuden sowie
freistehende Abgasanlagen mit einer Höhe
bis zu 10 m,

b) Solarenergieanlagen und Sonnenkollekto-
ren

aa) in und an Dach- und Außenwandflä-
chen sowie auf Flachdächern, im
Übrigen mit einer Fläche bis zu 9 m2,

bb) gebäudeunabhängig mit einer Höhe
bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis
zu 9 m,

c) sonstige Anlagen der technischen Gebäu-
deausrüstung,

3. folgende Anlagen der Versorgung:

a) Brunnen,

b) Anlagen, die der Telekommunikation, der
öffentlichen Versorgung mit Elektrizität
einschließlich Trafostationen, Gas, Öl oder
Wärme dienen, mit einer Höhe bis zu 5 m
und einer Fläche bis zu 10 m2,
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4. folgende Masten, Antennen und ähnliche An-
lagen:

a) Antennen einschließlich der Masten mit ei-
ner Höhe bis zu 10 m und zugehöriger Ver-
sorgungseinheiten mit einem Brutto-Raum-
inhalt bis zu 10 m3 sowie, soweit sie in, auf
oder an einer bestehenden baulichen Anla-
ge errichtet werden, die damit verbundene
Änderung der Nutzung oder der äußeren
Gestalt der Anlage,

b) Masten und Unterstützungen für Fern-
sprechleitungen, für Leitungen zur Versor-
gung mit Elektrizität, für Sirenen und für
Fahnen,

c) Masten, die aus Gründen des Brauchtums
errichtet werden,

d) Signalhochbauten für die Landesvermes-
sung,

e) Flutlichtmasten mit einer Höhe bis zu 10 m,

5. folgende Behälter:

a) ortsfeste Behälter für Flüssiggas mit einem
Fassungsvermögen von weniger als 3 t, für
nicht verflüssigte Gase mit einem Raumin-
halt bis zu 6 m3,

b) ortsfeste Behälter für brennbare oder was-
sergefährdende Flüssigkeiten mit einem
Rauminhalt bis zu 10 m3,

c) ortsfeste Behälter sonstiger Art mit einem
Rauminhalt bis zu 50 m3, 

d) Gülle- und Jauchebehälter und -gruben mit
einem Rauminhalt bis zu 50 m3 und einer
Höhe bis zu 3 m,

e) Gärfutterbehälter mit einer Höhe bis zu 6 m
und Schnitzelgruben,

f) Dungstätten, Fahrsilos, Kompost- und
ähnliche Anlagen, ausgenommen Biomas-
selager für den Betrieb von Biogasanlagen,

g) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis
zu 100 m3,

6. folgende Mauern und Einfriedungen:

a) Mauern einschließlich Stützmauern und
Einfriedungen mit einer Höhe bis zu 2 m,
außer im Außenbereich,

b) offene, sockellose Einfriedungen im Außen-
bereich, soweit sie der Hoffläche eines land-
wirtschaftlichen Betriebs, der Weidewirt-
schaft einschließlich der Haltung geeigne-
ter Schalenwildarten für Zwecke der Land-
wirtschaft, dem Erwerbsgartenbau oder
dem Schutz von Forstkulturen und Wildge-
hegen zu Jagdzwecken oder dem Schutz
landwirtschaftlicher Kulturen vor Scha-
lenwild sowie der berufsmäßigen Binnenfi-
scherei dienen,

c) Sichtschutzzäune und Terrassentrennwän-

de zwischen Doppelhäusern und den Ge-
bäuden von Hausgruppen mit einer Höhe
bis zu 2 m und einer Tiefe bis zu 4 m,

7. private Verkehrsanlagen einschließlich Brü-
cken und Durchlässen mit einer lichten Weite
bis zu 5 m und Untertunnelungen mit einem
Durchmesser bis zu 3 m,

8. Aufschüttungen mit einer Höhe bis zu 2 m und
einer Fläche bis zu 500 m2,

9. folgende Anlagen in Gärten und zur Freizeit-
gestaltung:

a) Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt
bis zu 100 m3 einschließlich dazugehöriger
temporärer luftgetragener Überdachun-
gen, außer im Außenbereich,

b) Sprungschanzen, Sprungtürme und Rutsch-
bahnen mit einer Höhe bis zu 10 m,

c) Anlagen, die der zweckentsprechenden
Einrichtung von Spiel-, Abenteuerspiel-,
Bolz- und Sportplätzen, Reit- und Wander-
wegen, Trimm- und Lehrpfaden dienen,
ausgenommen Gebäude und Tribünen, 

d) Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen,
die keine Gebäude sind, auf Camping-,
Zelt- und Wochenendplätzen,

e) Anlagen, die der Gartennutzung, der Gar-
tengestaltung oder der zweckentsprechen-
den Einrichtung von Gärten dienen, ausge-
nommen Gebäude und Einfriedungen,

10. folgende tragende und nichttragende Bauteile:

a) nichttragende und nichtaussteifende Bau-
teile in baulichen Anlagen,

b) die Änderung tragender oder aussteifender
Bauteile innerhalb von Wohngebäuden,

c) zur Errichtung einzelner Aufenthaltsräu-
me, die zu Wohnzwecken genutzt werden,
im Dachgeschoss überwiegend zu Wohn-
zwecken genutzter Gebäude, wenn die
Dachkonstruktion und die äußere Gestalt
des Gebäudes nicht in genehmigungs-
pflichtiger Weise verändert werden,

d) Fenster und Türen sowie die dafür be-
stimmten Öffnungen,

e) Außenwandbekleidungen, ausgenommen
bei Hochhäusern, Verblendungen und Ver-
putz baulicher Anlagen,

auch vor Fertigstellung der Anlage,

11. folgende Werbeanlagen:

a) Werbeanlagen in Auslagen oder an Schau-
fenstern, im Übrigen mit einer Ansichts-
fläche bis zu 1 m2,

b) Warenautomaten,

c) Werbeanlagen, die nicht vom öffentlichen
Verkehrsraum aus sichtbar sind,
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d) Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren
Zweck nur vorübergehend für höchstens
zwei Monate angebracht werden, im
Außenbereich nur, soweit sie einem Vorha-
ben im Sinn des § 35 Abs. 1 BauGB dienen,

e) Zeichen, die auf abseits oder versteckt gele-
gene Stätten hinweisen (Hinweiszeichen),
außer im Außenbereich,

f) Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher
Betriebe kennzeichnen (Hinweisschilder),
wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer
einzigen Tafel zusammengefasst sind,

g) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan fest-
gesetzten Gewerbe-, Industrie- und ver-
gleichbaren Sondergebieten an der Stätte
der Leistung, an und auf Flugplätzen,
Sportanlagen, auf abgegrenzten Versamm-
lungsstätten, Ausstellungs- und Messe-
geländen, soweit sie nicht in die freie Land-
schaft wirken, mit einer Höhe bis zu 10 m,

12. folgende vorübergehend aufgestellte oder
benutzbare Anlagen:

a) Baustelleneinrichtungen einschließlich der
Lagerhallen, Schutzhallen und Unterkünfte,

b) Toilettenwagen,

c) Behelfsbauten, die der Landesverteidi-
gung, dem Katastrophenschutz oder der
Unfallhilfe dienen,

d) bauliche Anlagen, die für höchstens drei
Monate auf genehmigtem Messe- und Aus-
stellungsgelände errichtet werden, ausge-
nommen fliegende Bauten,

e) Verkaufsstände und andere bauliche Anla-
gen auf Straßenfesten, Volksfesten und
Märkten, ausgenommen fliegende Bauten,

f) Zeltlager, die nach ihrem erkennbaren
Zweck gelegentlich, höchstens für zwei Mo-
nate errichtet werden,

13. folgende Plätze:

a) Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze,
die einem land- oder forstwirtschaftlichen
Betrieb oder einem Betrieb der gartenbauli-
chen Erzeugung im Sinn der § 35 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2, § 201 BauGB dienen,

b) nicht überdachte Stellplätze und sonstige
Lager- und Abstellplätze mit einer Fläche
bis zu 300 m2 und deren Zufahrten, außer im
Außenbereich,

c) Kinderspielplätze im Sinn des Art. 8 Abs. 2
Satz 1,

d) Freischankflächen bis zu 40 m2 einschließ-
lich einer damit verbundenen Nutzungsän-
derung einer Gaststätte oder einer Ver-
kaufsstelle des Lebensmittelhandwerks,

14. folgende sonstige Anlagen:

a) Fahrradabstellanlagen mit einer Fläche bis
zu 30 m2,

b) Zapfsäulen und Tankautomaten genehmig-
ter Tankstellen,

c) Regale mit einer Höhe bis zu 7,50 m Ober-
kante Lagergut,

d) Grabdenkmale auf Friedhöfen, Feldkreuze,
Denkmäler und sonstige Kunstwerke je-
weils mit einer Höhe bis zu 4 m,

e) andere unbedeutende Anlagen oder unbe-
deutende Teile von Anlagen wie Hausein-
gangsüberdachungen, Markisen, Rollläden,
Terrassen, Maschinenfundamente, Straßen-
fahrzeugwaagen, Pergolen, Jägerstände,
Wildfütterungen, Bienenfreistände, Tau-
benhäuser, Hofeinfahrten und Teppich-
stangen.

(2) Unbeschadet des Abs. 1 sind verfahrensfrei

1. Garagen mit einer Nutzfläche bis zu 100 m2 so-
wie überdachte Stellplätze,

2. Wochenendhäuser sowie Anlagen, die keine Ge-
bäude sind, in durch Bebauungsplan festgesetz-
ten Wochenendhausgebieten,

3. Anlagen in Dauerkleingärten im Sinn des § 1
Abs. 3 BKleingG,

4. Dachgauben und vergleichbare Dachaufbau-
ten,

5. Mauern und Einfriedungen,

6. Werbeanlagen,

7. Kinderspiel-, Bolz- und Abenteuerspielplätze,

8. Friedhöfe

im Geltungsbereich einer städtebaulichen oder ei-
ner Satzung nach Art. 91, die Regelungen über die
Zulässigkeit, den Standort und die Größe der An-
lage enthält, wenn sie den Festsetzungen der Sat-
zung entspricht.

(3) 1Verfahrensfrei sind luftrechtlich zugelasse-
nen Flugplätzen dienende Anlagen, ausgenommen
Sonderbauten. 2Für nach Satz 1 verfahrensfreie
Anlagen gelten Art. 68 und 68a entsprechend.

(4) Verfahrensfrei ist die Änderung der Nutzung
von Anlagen, wenn

1. für die neue Nutzung keine anderen öffentlich-
rechtlichen Anforderungen als für die bisherige
Nutzung in Betracht kommen oder

2. die Errichtung oder Änderung der Anlagen
nach Abs. 1 und 2 verfahrensfrei wäre.

(5) 1Verfahrensfrei ist die Beseitigung von

1. Anlagen nach Abs. 1 bis 3,

2. freistehenden Gebäuden der Gebäudeklassen 1
und 3,
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3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit
einer Höhe bis zu 10 m.

2Im Übrigen ist die beabsichtigte Beseitigung von
Anlagen mindestens einen Monat zuvor der Ge-
meinde und der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen.
3Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 2 muss die
Standsicherheit des Gebäudes oder der Gebäude,
an die das zu beseitigende Gebäude angebaut ist,
von einem Tragwerksplaner im Sinn des Art. 68a
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 bestätigt sein.
4Bei sonstigen nicht freistehenden Gebäuden muss
die Standsicherheit des Gebäudes oder der Gebäu-
de, an die das zu beseitigende Gebäude angebaut
ist, durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt
sein; Halbsatz 1 gilt entsprechend, wenn die Besei-
tigung eines Gebäudes sich auf andere Weise auf
die Standsicherheit anderer Gebäude auswirken
kann. 5Sätze 3 und 4 gelten nicht, soweit an ver-
fahrensfreie Gebäude angebaut ist. 6Art. 72 Abs. 5
Nr. 3 und Abs. 7 gelten entsprechend.

(6) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbei-
ten.

Art. 64

Genehmigungsfreistellung

(1) 1Keiner Genehmigung bedarf unter den Vor-
aussetzungen des Abs. 2 die Errichtung, Änderung
und Nutzungsänderung baulicher Anlagen, die
keine Sonderbauten sind. 2Die Gemeinde kann
durch örtliche Bauvorschrift im Sinn des Art. 91
Abs. 2 die Anwendung dieser Vorschrift auf be-
stimmte handwerkliche und gewerbliche Bauvor-
haben ausschließen.

(2) Nach Abs. 1 ist ein Bauvorhaben genehmi-
gungsfrei gestellt, wenn

1. es im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im
Sinn des § 30 Abs. 1 oder der §§ 12, 30 Abs. 2
BauGB liegt,

2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans und
den Regelungen örtlicher Bauvorschriften im
Sinn des Art. 91 Abs. 1 nicht widerspricht,

3. die Erschließung im Sinn des Baugesetzbuchs
gesichert ist und

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach
Abs. 3 Satz 3 erklärt, dass das vereinfachte Bau-
genehmigungsverfahren durchgeführt werden
soll oder eine vorläufige Untersagung nach § 15
Abs. 1 Satz 2 BauGB beantragt.

(3) 1Der Bauherr hat die erforderlichen Unterla-
gen bei der Gemeinde einzureichen; die Gemeinde
legt, soweit sie nicht selbst Bauaufsichtsbehörde
ist, eine Fertigung der Unterlagen unverzüglich
der unteren Bauaufsichtsbehörde vor. 2Spätestens
mit der Vorlage bei der Gemeinde benachrichtigt
der Bauherr die Eigentümer der benachbarten
Grundstücke von dem Bauvorhaben; Art. 71 Abs. 1
Sätze 2 und 5, Abs. 3 gelten entsprechend. 3Mit
dem Bauvorhaben darf einen Monat nach Vorlage
der erforderlichen Unterlagen bei der Gemeinde
begonnen werden. 4Teilt die Gemeinde dem Bau-

herrn vor Ablauf der Frist schriftlich mit, dass kein
Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll
und sie eine Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2
BauGB nicht beantragen wird, darf der Bauherr
mit der Ausführung des Bauvorhabens beginnen;
von der Mitteilung nach Halbsatz 1 hat die 
Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde zu unterrich-
ten. 5Will der Bauherr mit der Ausführung des
Bauvorhabens mehr als vier Jahre, nachdem die
Bauausführung nach den Sätzen 3 und 4 zulässig
geworden ist, beginnen, gelten die Sätze 1 bis 4 ent-
sprechend.

(4) 1Die Erklärung der Gemeinde nach Abs. 2 
Nr. 4 erste Alternative kann insbesondere deshalb
erfolgen, weil sie eine Überprüfung der sonstigen
Voraussetzungen des Abs. 2 oder des Bauvorha-
bens aus anderen Gründen für erforderlich hält.
2Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklärungs-
möglichkeit keinen Gebrauch macht, besteht kein
Rechtsanspruch. 3Erklärt die Gemeinde, dass das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durch-
geführt werden soll, hat sie dem Bauherrn die vor-
gelegten Unterlagen zurückzureichen. 4Hat der
Bauherr bei der Vorlage der Unterlagen bestimmt,
dass seine Vorlage im Fall der Erklärung nach Abs. 2
Nr. 4 als Bauantrag zu behandeln ist, leitet sie die
Unterlagen gleichzeitig mit der Erklärung an die
Bauaufsichtsbehörde weiter.

(5) 1Art. 68a bleibt unberührt. 2Art. 68c Abs. 2
Satz 1, Abs. 4 Sätze 1 und 2, Art. 72 Abs. 5 Nrn. 2
und 3, Abs. 6 und 7 sind entsprechend anzuwen-
den.“

40. Art. 65 wird aufgehoben.

41. Vor Art. 66 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Abschnitt III

Genehmigungsverfahren“

42. Art. 66 erhält folgende Fassung:

„Art. 66

Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

1Außer bei Sonderbauten prüft die Bauaufsichts-
behörde

1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über
die Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach
den §§ 29 bis 38 BauGB und den Regelungen ört-
licher Bauvorschriften im Sinn des Art. 91 Abs. 1,

2. beantragte Abweichungen im Sinn des Art. 68b
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 sowie

3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen,
soweit wegen der Baugenehmigung eine Ent-
scheidung nach anderen öffentlich-rechtlichen
Vorschriften entfällt, ersetzt oder eingeschlos-
sen wird.

2Art. 68a bleibt unberührt.“

43. Die Überschrift „Abschnitt II Bauaufsichtliches
Verfahren“ wird gestrichen.
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44. Art. 67 erhält folgende Fassung:

„Art. 67

Baugenehmigungsverfahren

1Bei genehmigungsbedürftigen baulichen Anla-
gen, die nicht unter Art. 66 fallen, prüft die Bau-
aufsichtsbehörde 

1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über
die Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach
den §§ 29 bis 38 BauGB,

2. Anforderungen nach den Vorschriften dieses
Gesetzes und auf Grund dieses Gesetzes,

3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen,
soweit wegen der Baugenehmigung eine Ent-
scheidung nach anderen öffentlich-rechtlichen
Vorschriften entfällt, ersetzt oder eingeschlos-
sen wird.

2Art. 68a bleibt unberührt.“

45. Art. 68 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Bauvorlageberechtigung“

b) Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) Bauvorlagen für die nicht verfahrens-
freie Errichtung und Änderung von Gebäuden
müssen von einem Entwurfsverfasser unter-
schrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist.

(2) 1Bauvorlageberechtigt ist,

1. wer in Bayern die Berufsbezeichnung
Architekt führen darf,

2. wer in die von der Bayerischen Ingenieure-
kammer-Bau zu führende Liste der bauvor-
lageberechtigten Ingenieure eingetragen ist;
einzutragen ist, wer

a) als Angehöriger einer Fachrichtung des
Bauingenieurwesens auf Grund des Inge-
nieurgesetzes die Berufsbezeichnung „In-
genieur“ oder „Ingenieurin“ zu führen
berechtigt ist und

b) eine praktische Tätigkeit in dieser
Fachrichtung von mindestens drei Jahren
ausgeübt hat;

Art. 6 des Baukammerngesetzes (BauKaG)
gilt entsprechend.

2Die Anforderungen nach Satz 1 Nr. 2 braucht
nicht nachzuweisen, wer bereits in einem
anderen Land in eine entsprechende Liste ein-
getragen ist und für die Eintragung minde-
stens diese Anforderungen zu erfüllen hatte.“

c) In Abs. 3 werden die Worte „Gesetz zum Schutze
der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ und „Inge-

nieurin“ (Ingenieurgesetz)“ durch das Wort „In-
genieurgesetz“ ersetzt.

d) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgende neue Nr. 5 eingefügt:

„5. Ingenieure der Fachrichtung Innen-
ausbau, die eine praktische Tätigkeit
in dieser Fachrichtung von mindestens
zwei Jahren ausgeübt haben, für die
Planung von Innenräumen und die
damit verbundenen baulichen Ände-
rungen von Gebäuden,“

bb) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 6.

e) Abs. 7 wird aufgehoben.

46. Es werden folgende Art. 68a bis 68c eingefügt:

„Art. 68a

Bautechnische Nachweise

(1) 1Die Einhaltung der Anforderungen an die
Standsicherheit, den Brand-, Schall-, Wärme- und
Erschütterungsschutz ist nach näherer Maßgabe
der Verordnung auf Grund Art. 90 Abs. 4 nachzu-
weisen (bautechnische Nachweise); das gilt nicht
für verfahrensfreie Bauvorhaben, einschließlich
der Beseitigung von Anlagen, soweit nicht in die-
sem Gesetz oder in der Rechtsverordnung auf
Grund Art. 90 Abs. 4 anderes bestimmt ist. 2Die
Bauvorlageberechtigung nach Art. 68 Abs. 2, 3 und
4 Nrn. 2 bis 6 schließt die Berechtigung zur Erstel-
lung der bautechnischen Nachweise ein, soweit
nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist.

(2) 1Bei

1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,

2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäu-
de sind,

muss der Standsicherheitsnachweis von einem
Bauingenieur oder einem Architekten mit einer
mindestens dreijährigen Berufserfahrung in der
Tragwerksplanung erstellt sein, der in einer von
der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau oder der
Bayerischen Architektenkammer zu führenden
Liste eingetragen ist, für die Art. 6 BauKaG ent-
sprechend gilt; zur Erstellung des Standsicher-
heitsnachweises im Rahmen ihrer Bauvorlagebe-
rechtigung sind auch staatlich geprüfte Techniker
der Fachrichtung Bautechnik und Handwerks-
meister des Bau- und Zimmererfachs berechtigt,
wenn sie mindestens drei Jahre zusammenhängen-
de Berufserfahrung nachweisen und die durch
Rechtsverordnung gemäß Art. 90 Abs. 3 näher be-
stimmte Zusatzqualifikation besitzen, sowie Bau-
vorlageberechtigte nach Art. 68 Abs. 4 Nr. 6. 2Auch
bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicher-
heitsnachweis von einem Tragwerksplaner nach
Satz 1 Halbsatz 1 erstellt werden. 3Bei Gebäuden
der Gebäudeklasse 4, ausgenommen Sonderbau-
ten sowie Mittel- und Großgaragen im Sinn der
Verordnung nach Art. 90 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, muss
der Brandschutznachweis erstellt sein von
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1. einem für das Bauvorhaben Bauvorlageberech-
tigten, der die erforderlichen Kenntnisse des
Brandschutzes nachgewiesen hat und in einer
von der Bayerischen Architektenkammer oder
der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau zu
führenden Liste eingetragen ist,

2. einem Prüfsachverständigen für Brandschutz.

4Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Brand-
schutznachweis von einem Brandschutzplaner
nach Satz 3 Nr. 2 erstellt werden. 5Die Anforde-
rungen nach Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 3 braucht
nicht nachzuweisen, wer bereits in einem anderen
Land in eine entsprechende Liste eingetragen ist
und für die Eintragung mindestens diese Anforde-
rungen zu erfüllen hatte.

(3) 1Bei

1. Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5,

2. wenn dies nach Maßgabe eines in der Rechtsver-
ordnung nach Art. 90 Abs. 4 geregelten Kriteri-
enkatalogs erforderlich ist, bei

a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,

b) Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribü-
nen,

c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine
Gebäude sind, mit einer Höhe von mehr als
10 m 

muss der Standsicherheitsnachweis bei Sonder-
bauten durch die Bauaufsichtsbehörde, einen Prüf-
ingenieur oder ein Prüfamt geprüft, im Übrigen
durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt
sein. 2Das gilt nicht für 

1. Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. nicht oder nur zum vorübergehenden Aufent-
halt einzelner Personen bestimmte eingeschos-
sige Gebäude mit freien Stützweiten von nicht
mehr als 12 m und nicht mehr als 1600 m2

Fläche.

3Bei

1. Sonderbauten,

2. Mittel- und Großgaragen im Sinn der Verord-
nung nach Art. 90 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3,

3. Gebäuden der Gebäudeklasse 5

muss der Brandschutznachweis durch einen Prüf-
sachverständigen bescheinigt sein oder wird bau-
aufsichtlich geprüft.

(4) 1Außer in den Fällen des Abs. 3 werden bau-
technische Nachweise nicht geprüft; Art. 68b
bleibt unberührt. 2Werden bautechnische Nach-
weise durch einen Prüfsachverständigen beschei-
nigt, gelten die entsprechenden Anforderungen
auch in den Fällen des Art. 68b als eingehalten.
3Einer Prüfung durch die Bauaufsichtsbehörde,
einen Prüfingenieur oder ein Prüfamt oder einer
Bescheinigung durch einen Prüfsachverständigen

bedarf es ferner nicht, soweit für das Bauvorhaben
Standsicherheitsnachweise vorliegen, die von ei-
nem Prüfamt allgemein geprüft sind (Typenprü-
fung); Typenprüfungen anderer Länder gelten
auch im Freistaat Bayern.

Art. 68b

Abweichungen

(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde kann Abwei-
chungen von Anforderungen dieses Gesetzes und
auf Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften
zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung des
Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter
Würdigung der öffentlich-rechtlich geschützten
nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Be-
langen, insbesondere den Anforderungen des Art. 3
Abs. 1, vereinbar sind; Art. 3 Abs. 2 Satz 3 bleibt
unberührt. 2Der Zulassung einer Abweichung be-
darf es nicht, wenn bautechnische Nachweise
durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt
werden.

(2) 1Die Zulassung von Abweichungen nach
Abs. 1 Satz 1, von Ausnahmen und Befreiungen
von den Festsetzungen eines Bebauungsplans, ei-
ner sonstigen städtebaulichen Satzung nach § 31
BauGB oder von Regelungen der Baunutzungsver-
ordnung über die zulässige Art der baulichen Nut-
zung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB ist geson-
dert schriftlich zu beantragen; der Antrag ist zu
begründen. 2Für Anlagen, die keiner Genehmi-
gung bedürfen, sowie für Abweichungen von Vor-
schriften, die im Genehmigungsverfahren nicht
geprüft werden, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) 1Über Abweichungen nach Abs. 1 Satz 1 von
örtlichen Bauvorschriften sowie über Ausnahmen
und Befreiungen nach Abs. 2 Satz 1 entscheidet bei
verfahrensfreien Bauvorhaben die Gemeinde nach
Maßgabe der Abs. 1 und 2. 2Im Übrigen lässt die
Bauaufsichtsbehörde Abweichungen von örtli-
chen Bauvorschriften im Einvernehmen mit der
Gemeinde zu; § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt ent-
sprechend.

Art. 68c

Bauantrag, Bauvorlagen

(1) 1Der Bauantrag ist schriftlich bei der Ge-
meinde einzureichen. 2Diese legt ihn, sofern sie
nicht selbst zur Entscheidung zuständig ist, mit ih-
rer Stellungnahme unverzüglich bei der Bauauf-
sichtsbehörde vor. 3Die Gemeinden können die Er-
gänzung oder Berichtigung unvollständiger oder
unrichtiger Bauanträge verlangen. 

(2) 1Mit dem Bauantrag sind alle für die Beur-
teilung des Bauvorhabens und die Bearbeitung des
Bauantrags erforderlichen Unterlagen (Bauvorla-
gen) einzureichen. 2Es kann gestattet werden, dass
einzelne Bauvorlagen nachgereicht werden.

(3) In besonderen Fällen kann zur Beurteilung
der Einwirkung des Bauvorhabens auf die Umge-
bung verlangt werden, dass es in geeigneter Weise
auf dem Baugrundstück dargestellt wird.
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(4) 1Der Bauherr und der Entwurfsverfasser ha-
ben den Bauantrag und die Bauvorlagen zu unter-
schreiben. 2Die von Fachplanern nach Art. 57 Abs. 2
bearbeiteten Unterlagen müssen auch von diesen
unterschrieben sein. 3Soweit der Eigentümer oder
der Erbbauberechtigte dem Bauvorhaben zuge-
stimmt hat, ist er verpflichtet, bauaufsichtliche
Maßnahmen zu dulden, die aus Nebenbestimmun-
gen der Baugenehmigung herrühren.“

47. Art. 69 erhält folgende Fassung:

„Art. 69

Behandlung des Bauantrags

(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde hört zum Bauan-
trag diejenigen Stellen,

1. deren Beteiligung oder Anhörung für die Ent-
scheidung über den Bauantrag durch Rechts-
vorschrift vorgeschrieben ist, oder

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungs-
fähigkeit des Bauantrags nicht beurteilt werden
kann;

die Beteiligung oder Anhörung entfällt, wenn die
jeweilige Stelle dem Bauantrag bereits vor Einlei-
tung des Baugenehmigungsverfahrens zuge-
stimmt hat. 2Bedarf die Erteilung der Baugeneh-
migung der Zustimmung oder des Einvernehmens
einer anderen Körperschaft, Behörde oder sonsti-
gen Stelle, so gilt diese als erteilt, wenn sie nicht ei-
nen Monat nach Eingang des Ersuchens verweigert
wird; von der Frist nach Halbsatz 1 abweichende
Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben un-
berührt. 3Stellungnahmen bleiben unberücksich-
tigt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach
Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauauf-
sichtsbehörde eingehen, es sei denn, die verspätete
Stellungnahme ist für die Rechtmäßigkeit der Ent-
scheidung über den Bauantrag von Bedeutung.

(2) 1Ist der Bauantrag unvollständig oder weist
er sonstige erhebliche Mängel auf, fordert die Bau-
aufsichtsbehörde den Bauherrn zur Behebung der
Mängel innerhalb einer angemessenen Frist auf.
2Werden die Mängel innerhalb der Frist nicht be-
hoben, gilt der Antrag als zurückgenommen.“

48. Art. 70 wird aufgehoben.

49. Es wird folgender Art. 71a eingefügt:

„Art. 71a

Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens

(1) 1Hat eine Gemeinde ihr nach Städtebaurecht
oder nach Art. 68b Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 erfor-
derliches Einvernehmen rechtswidrig versagt und
besteht ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Ge-
nehmigung, kann das fehlende Einvernehmen
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4 ersetzt werden. 2Ein
Rechtsanspruch auf Ersetzung des gemeindlichen
Einvernehmens besteht nicht.

(2) Art. 112 der Gemeindeordnung (GO) findet
keine Anwendung.

(3) 1Die Genehmigung gilt zugleich als Ersatz-
vornahme im Sinn des Art. 113 GO; sie ist insoweit
zu begründen. 2Entfällt die aufschiebende Wir-
kung der Anfechtungsklage gegen die Genehmi-
gung nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 oder 4 VwGO, hat
die Anfechtungsklage auch insoweit keine auf-
schiebende Wirkung, als die Genehmigung als Er-
satzvornahme gilt.

(4) 1Die Gemeinde ist vor Erlass der Genehmi-
gung anzuhören. 2Dabei ist ihr Gelegenheit zu ge-
ben, binnen angemessener Frist erneut über das
gemeindliche Einvernehmen zu entscheiden.“

50. Art. 72 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Baugenehmigung ist zu erteilen,
wenn dem Bauvorhaben keine öffentlich-recht-
lichen Vorschriften entgegenstehen, die im bau-
aufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu prü-
fen sind. 2Die durch eine Umweltverträglich-
keitsprüfung ermittelten, beschriebenen und
bewerteten Umweltauswirkungen sind nach
Maßgabe der hierfür geltenden Vorschriften zu
berücksichtigen.“

b) Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Mit der Bauausführung oder mit der
Ausführung des jeweiligen Bauabschnitts darf
erst begonnen werden, wenn

1. die Baugenehmigung dem Bauherrn zuge-
gangen ist sowie

2. die Bescheinigungen nach Art. 68a Abs. 3
und

3. die Baubeginnsanzeige

der Bauaufsichtsbehörde vorliegen.“

c) Abs. 6 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Baugenehmigungen, Bauvorlagen, bautech-
nische Nachweise, soweit es sich nicht um Bau-
vorlagen handelt, sowie Bescheinigungen von
Prüfsachverständigen müssen an der Baustelle
von Baubeginn an vorliegen.“

d) In Abs. 7 wird nach dem Wort „mitzuteilen“ das
Wort „(Baubeginnsanzeige)“ eingefügt.

51. Art. 73 bis 77 erhalten folgende Fassung:

„Art. 73

Geltungsdauer der Baugenehmigung 
und der Teilbaugenehmigung

(1) Sind in ihnen keine anderen Fristen be-
stimmt, erlöschen die Baugenehmigung und die
Teilbaugenehmigung, wenn innerhalb von vier
Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausführung
des Bauvorhabens nicht begonnen oder die Bau-
ausführung vier Jahre unterbrochen worden ist;
die Einlegung eines Rechtsbehelfs hemmt den
Lauf der Frist bis zur Unanfechtbarkeit der Ge-
nehmigung.
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(2) 1Die Frist nach Abs. 1 kann auf schriftlichen
Antrag jeweils bis zu zwei Jahre verlängert wer-
den. 2Sie kann auch rückwirkend verlängert wer-
den, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Bau-
aufsichtsbehörde eingegangen ist.

Art. 74

Teilbaugenehmigung

1Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn
der Bauarbeiten für die Baugrube und für einzelne
Bauteile oder Bauabschnitte auf schriftlichen An-
trag schon vor Erteilung der Baugenehmigung ge-
stattet werden (Teilbaugenehmigung); eine Teil-
baugenehmigung kann auch für die Errichtung
einer baulichen Anlage unter Vorbehalt der künf-
tigen Nutzung erteilt werden, wenn und soweit die
Genehmigungsfähigkeit der baulichen Anlage nicht
von deren künftiger Nutzung abhängt. 2Art. 71a
und 72 gelten entsprechend.

Art. 75

Vorbescheid

1Vor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag
des Bauherrn zu einzelnen Fragen des Bauvorha-
bens ein Vorbescheid zu erteilen. 2Der Vorbescheid
gilt drei Jahre, soweit in ihm keine andere Frist be-
stimmt ist. 3Die Frist kann auf schriftlichen An-
trag jeweils bis zu zwei Jahre verlängert werden.
4Art. 68c bis 71a, Art. 72 Abs. 1 bis 4 und Art. 73
Abs. 2 Satz 2 gelten entsprechend; die Bauauf-
sichtsbehörde kann von der Anwendung des Art. 71
absehen, wenn der Bauherr dies beantragt.

Art. 76

Genehmigung fliegender Bauten

(1) 1Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen,
die geeignet und bestimmt sind, wiederholt an
wechselnden Orten aufgestellt und zerlegt zu wer-
den. 2Zu den fliegenden Bauten zählen auch die
Fahrgeschäfte. 3Baustelleneinrichtungen gelten
nicht als fliegende Bauten.

(2) 1Fliegende Bauten dürfen nur aufgestellt
und in Gebrauch genommen werden, wenn vor ih-
rer erstmaligen Aufstellung oder Ingebrauchnah-
me eine Ausführungsgenehmigung erteilt worden
ist. 2Die Ausführungsgenehmigung wird für eine
bestimmte Frist erteilt, die höchstens fünf Jahre
betragen soll; sie kann auf schriftlichen Antrag
von der für die Ausführungsgenehmigung zustän-
digen Behörde oder der nach Art. 90 Abs. 5 Nr. 5 be-
stimmten Stelle jeweils um bis zu fünf Jahre ver-
längert werden, wenn das der Inhaber vor Ablauf
der Frist schriftlich beantragt. 3Die Ausführungs-
genehmigung kann vorschreiben, dass der fliegende
Bau vor jeder Inbetriebnahme oder in bestimmten
zeitlichen Abständen jeweils vor einer Inbetrieb-
nahme von einem Sachverständigen abgenommen
wird. 4Ausführungsgenehmigungen anderer Län-
der der Bundesrepublik Deutschland gelten auch
im Freistaat Bayern.

(3) Keiner Ausführungsgenehmigung bedürfen

1. fliegende Bauten bis zu 5 m Höhe, die nicht da-
zu bestimmt sind, von Besuchern betreten zu
werden,

2. fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, die
für Kinder betrieben werden und eine Ge-
schwindigkeit von höchstens 1 m/s haben,

3. Bühnen, die fliegende Bauten sind, einschließ-
lich Überdachungen und sonstigen Aufbauten
mit einer Höhe bis zu 5 m, einer Grundfläche bis
zu 100 m2 und einer Fußbodenhöhe bis zu 1,50 m,

4. Zelte, die fliegende Bauten sind, mit bis zu 75 m2,

5. Toilettenwagen.

(4) 1Für jeden genehmigungspflichtigen flie-
genden Bau ist ein Prüfbuch anzulegen. 2Wird die
Aufstellung oder der Gebrauch des fliegenden
Baus wegen Mängeln untersagt, die eine Versa-
gung der Ausführungsgenehmigung rechtfertigen
würden, ist das Prüfbuch einzuziehen und der für
die Ausführungsgenehmigung zuständigen Behör-
de oder Stelle zuzuleiten. 3In das Prüfbuch sind
einzutragen

1. die Erteilung der Ausführungsgenehmigung
und deren Verlängerungen unter Beifügung ei-
ner mit einem Genehmigungsvermerk versehe-
nen Ausfertigung der Bauvorlagen,

2. die Übertragung des fliegenden Baus an Dritte,

3. die Änderung der für die Ausführungsgenehmi-
gung zuständigen Behörde oder Stelle,

4. Durchführung und Ergebnisse bauaufsichtli-
cher Überprüfungen und Abnahmen,

5. die Einziehung des Prüfbuchs nach Satz 2.

4Umstände, die zu Eintragungen nach Nrn. 2 und 3
führen, hat der Inhaber der Ausführungsgenehmi-
gung der dafür zuletzt zuständigen Behörde oder
Stelle unverzüglich anzuzeigen.

(5) 1Die beabsichtigte Aufstellung genehmi-
gungspflichtiger fliegender Bauten ist der Bauauf-
sichtsbehörde mindestens eine Woche zuvor unter
Vorlage des Prüfbuchs anzuzeigen, es sei denn,
dass dies nach der Ausführungsgenehmigung
nicht erforderlich ist. 2Genehmigungsbedürftige
fliegende Bauten dürfen nur in Betrieb genommen
werden, wenn

1. sie von der Bauaufsichtsbehörde abgenommen
worden sind (Gebrauchsabnahme), es sei denn,
dass dies nach der Ausführungsgenehmigung
nicht erforderlich ist oder die Bauaufsichts-
behörde im Einzelfall darauf verzichtet, und

2. in der Ausführungsgenehmigung vorgeschrie-
bene Abnahmen durch Sachverständige nach
Abs. 2 Satz 3 vorgenommen worden sind.

(6) 1Auf fliegende Bauten, die der Landesvertei-
digung oder dem Katastrophenschutz dienen, fin-
den die Abs. 1 bis 5 und Art. 77 keine Anwendung.
2Sie bedürfen auch keiner Baugenehmigung.
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Art. 77

Bauaufsichtliche Zustimmung

(1) 1Nicht verfahrensfreie Bauvorhaben bedür-
fen keiner Baugenehmigung, Genehmigungsfrei-
stellung und Bauüberwachung (Art. 64, 72, 81 und
82), wenn

1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die
Bauüberwachung einer Baudienststelle des
Bundes, eines Landes oder eines Bezirks über-
tragen und

2. die Baudienststelle mindestens mit einem Be-
diensteten mit der Befähigung zum höheren
bautechnischen Verwaltungsdienst und mit
sonstigen geeigneten Fachkräften ausreichend
besetzt 

ist. 2Solche Bauvorhaben bedürfen der Zustim-
mung der Regierung (Zustimmungsverfahren).
3Die Zustimmung der Regierung entfällt, wenn die
Gemeinde nicht widerspricht und die Nachbarn
dem Bauvorhaben zustimmen. 4Keiner Baugeneh-
migung, Genehmigungsfreistellung oder Zustim-
mung bedürfen unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 Baumaßnahmen in oder an bestehenden
Gebäuden, soweit sie nicht zur Erweiterung des
Bauvolumens oder zu einer der Genehmigungs-
pflicht unterliegenden Nutzungsänderung führen.

(2) 1Der Antrag auf Zustimmung ist bei der Re-
gierung einzureichen. 2Die Regierung prüft 

1. die Übereinstimmung des Vorhabens mit den
Vorschriften über die Zulässigkeit der bauli-
chen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 BauGB und
den Regelungen örtlicher Bauvorschriften im
Sinn des Art. 91 Abs. 1 sowie

2. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen,
soweit wegen der Zustimmung eine Entschei-
dung nach anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften entfällt oder ersetzt wird.

3Die Regierung entscheidet über Abweichungen
von den nach Satz 2 zu prüfenden sowie sonstigen
Vorschriften, soweit sie drittschützend sind; darü-
ber hinaus bedarf die Zulässigkeit von Ausnah-
men, Befreiungen und Abweichungen keiner bau-
aufsichtlichen Entscheidung. 4Die Gemeinde ist
vor Erteilung der Zustimmung zu hören; § 36 Abs. 2
Satz 2 Halbsatz 1 BauGB gilt entsprechend. 5Im
Übrigen sind die Vorschriften über das Genehmi-
gungsverfahren entsprechend anzuwenden.

(3) 1Die Baudienststelle trägt die Verantwor-
tung dafür, dass die Errichtung, die Änderung, die
Nutzungsänderung und die Beseitigung baulicher
Anlagen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften
entsprechen; die Verantwortung für die Unterhal-
tung baulicher Anlagen trägt die Baudienststelle
nur, wenn und so lange sie der für die Anlage Ver-
antwortliche ausschließlich ihr überträgt. 2Die
Baudienststelle kann Sachverständige in entspre-
chender Anwendung der Art. 68a Abs. 3 und Art. 81
Abs. 2 sowie der auf Grund des Art. 90 Abs. 2 er-
lassenen Rechtsverordnung heranziehen. 3Die
Verantwortung des Unternehmers (Art. 58) bleibt
unberührt.

(4) 1Bauvorhaben, die der Landesverteidigung,
dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem
Zivilschutz dienen, sind vor Baubeginn mit Bau-
vorlagen in dem erforderlichen Umfang der Regie-
rung zur Kenntnis zu bringen. 2Im Übrigen wirken
die Bauaufsichtsbehörden nicht mit.

(5) 1Für nicht verfahrensfreie Bauvorhaben der
Landkreise und Gemeinden gelten die Abs. 1 Sät-
ze 2 bis 4 sowie die Abs. 2 und 3 entsprechend, so-
weit der Landkreis oder die Gemeinde mindestens
mit einem Bediensteten mit der Befähigung zum
höheren bautechnischen Verwaltungsdienst und
mit sonstigen geeigneten Fachkräften ausreichend
besetzt ist. 2An Stelle der Regierung ist die untere
Bauaufsichtsbehörde zuständig.“

52. Vor Art. 78 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Abschnitt IV

Bauaufsichtliche Maßnahmen“

53. Art. 78 bis 80 erhalten folgende Fassung:

„Art. 78

Verbot unrechtmäßig 
gekennzeichneter Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen Art. 24 mit dem Ü-
Zeichen gekennzeichnet, kann die Bauaufsichts-
behörde die Verwendung dieser Bauprodukte un-
tersagen und deren Kennzeichnung entwerten
oder beseitigen lassen.

Art. 79

Einstellung von Arbeiten

(1) 1Werden Anlagen im Widerspruch zu öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften errichtet, geändert
oder beseitigt, kann die Bauaufsichtsbehörde die
Einstellung der Arbeiten anordnen. 2Das gilt auch
dann, wenn

1. die Ausführung eines Vorhabens entgegen den
Vorschriften des Art. 72 Abs. 5 begonnen wurde
oder

2. bei der Ausführung

a) eines genehmigungsbedürftigen Bauvorha-
bens von den genehmigten Bauvorlagen,

b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorha-
bens von den eingereichten Unterlagen

abgewichen wird,

3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen
Art. 19 Abs. 1 keine CE-Kennzeichnung oder
kein Ü-Zeichen tragen,

4. Bauprodukte verwendet werden, die unberech-
tigt mit der CE-Kennzeichnung (Art. 19 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2) oder dem Ü-Zeichen (Art. 24 Abs. 4)
gekennzeichnet sind.
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(2) Werden unzulässige Arbeiten trotz einer
schriftlich oder mündlich verfügten Einstellung
fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehörde die
Baustelle versiegeln oder die an der Baustelle vor-
handenen Bauprodukte, Geräte, Maschinen und
Bauhilfsmittel in amtlichen Gewahrsam bringen.

Art. 80

Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

1Werden Anlagen im Widerspruch zu öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften errichtet oder geän-
dert, so kann die Bauaufsichtsbehörde die teil-
weise oder vollständige Beseitigung der Anlagen
anordnen, wenn nicht auf andere Weise recht-
mäßige Zustände hergestellt werden können.
2Werden Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-
rechtlichen Vorschriften genutzt, so kann diese
Nutzung untersagt werden. 3Die Bauaufsichtsbe-
hörde kann verlangen, dass ein Bauantrag
gestellt wird.“

54. Vor Art. 81 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Abschnitt V

Bauüberwachung“

55. Art. 81 und 82 erhalten folgende Fassung:

„Art. 81

Bauüberwachung

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann die Einhal-
tung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften und
Anforderungen und die ordnungsgemäße Erfül-
lung der Pflichten der am Bau Beteiligten über-
prüfen.

(2) Die Bauaufsichtsbehörde, der Prüfingenieur,
das Prüfamt oder der Prüfsachverständige über-
wacht nach näherer Maßgabe der Rechtsverord-
nung nach Art. 90 Abs. 2 die Bauausführung bei
baulichen Anlagen 

1. nach Art. 68a Abs. 3 Satz 1 hinsichtlich des von
ihr oder ihm geprüften oder bescheinigten
Standsicherheitsnachweises, 

2. nach Art. 68a Abs. 3 Satz 3 hinsichtlich des von
ihr oder ihm geprüften oder bescheinigten
Brandschutznachweises.

2Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4, ausgenom-
men Sonderbauten sowie Mittel- und Großgara-
gen im Sinn der Verordnung nach Art. 90 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3, ist die mit dem Brandschutznachweis
übereinstimmende Bauausführung vom Nachweis-
ersteller oder einem anderen Nachweisberechtig-
ten im Sinn des Art. 68a Abs. 2 Satz 3 zu bestätigen.
3Wird die Bauausführung durch einen Prüfsach-
verständigen bescheinigt oder nach Satz 2 be-
stätigt, gelten insoweit die jeweiligen bauaufsicht-
lichen Anforderungen als eingehalten.

(3) 1Bei Bauvorhaben im Sinn des Art. 68a Abs. 3
Satz 2 Nr. 2, ausgenommen land- oder forstwirt-

schaftliche Betriebsgebäude und gewerbliche La-
gergebäude mit freien Stützweiten von nicht mehr
als 12 m und mit Grundflächen von nicht mehr als
500 m2, ist der Ersteller des Standsicherheitsnach-
weises nach Art. 68a Abs. 2 Satz 1 auch für die Ein-
haltung der bauaufsichtlichen Anforderungen an
die Standsicherheit bei der Bauausführung ver-
antwortlich. 2Benennt der Bauherr der Bauauf-
sichtsbehörde einen anderen Tragwerksplaner im
Sinn des Art. 68a Abs. 2 Satz 1, ist dieser nach Satz 1
verantwortlich.

(4) Im Rahmen der Bauüberwachung können
Proben von Bauprodukten, soweit erforderlich,
auch aus fertigen Bauteilen zu Prüfzwecken ent-
nommen werden.

(5) Im Rahmen der Bauüberwachung ist jeder-
zeit Einblick in die Genehmigungen, Zulassungen,
Prüfzeugnisse, Übereinstimmungszertifikate, Zeug-
nisse und Aufzeichnungen über die Prüfungen von
Bauprodukten, in die Bautagebücher und andere
vorgeschriebene Aufzeichnungen zu gewähren.

Art. 82

Bauzustandsanzeigen,
Aufnahme der Nutzung

(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde, der Prüfinge-
nieur, das Prüfamt oder der Prüfsachverständige
kann verlangen, dass ihm Beginn und Beendigung
bestimmter Bauarbeiten angezeigt werden. 2Die
Bauarbeiten dürfen erst fortgesetzt werden, wenn
die Bauaufsichtsbehörde, der Prüfingenieur, das
Prüfamt oder der Prüfsachverständige der Fort-
führung der Bauarbeiten zugestimmt hat.

(2) 1Der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnah-
me der Nutzung einer nicht verfahrensfreien bau-
lichen Anlage mindestens zwei Wochen vorher der
Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen. 2Mit der Anzei-
ge nach Satz 1 sind vorzulegen

1. bei Bauvorhaben nach Art. 68a Abs. 3 Satz 1 ei-
ne Bescheinigung des Prüfsachverständigen
über die ordnungsgemäße Bauausführung hin-
sichtlich der Standsicherheit,

2. bei Bauvorhaben nach Art. 68a Abs. 3 Satz 3
Halbsatz 1 eine Bescheinigung des Prüfsachver-
ständigen über die ordnungsgemäße Bauaus-
führung hinsichtlich des Brandschutzes (Art. 81
Abs. 2 Satz 1), soweit kein Fall des Art. 68a 
Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 vorliegt.

3. in den Fällen des Art. 81 Abs. 2 Satz 2 die jewei-
lige Bestätigung.

3Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden,
wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversor-
gungs- und Abwasserentsorgungs- sowie Gemein-
schaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang si-
cher benutzbar sind, nicht jedoch vor dem in Satz 1
bezeichneten Zeitpunkt.

(3) Feuerstätten dürfen erst in Betrieb genom-
men werden, wenn der Bezirkskaminkehrermeis-
ter die Tauglichkeit und die sichere Benutzbarkeit
der Abgasanlagen bescheinigt hat; ortsfeste Ver-
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brennungsmotoren und Blockheizkraftwerke dür-
fen erst dann in Betrieb genommen werden, wenn
er die Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der
Leitungen zur Abführung von Verbrennungsgasen
bescheinigt hat.“

56. Art. 83 bis 88 werden aufgehoben.

57. Die Überschrift „Siebenter Teil“ wird durch die
Überschrift „Sechster Teil“ ersetzt.

58. Art. 89 und 90 erhalten folgende Fassung:

„Art. 89

Ordnungswidrigkeiten

(1) 1Mit Geldbuße bis zu fünfhunderttausend
Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder
fahrlässig 

1. einem Gebot oder Verbot einer Rechtsver-
ordnung nach Art. 90 Abs. 1 bis 4 oder einer
Satzung nach Art. 91 Abs. 1 oder einer voll-
ziehbaren Anordnung der Bauaufsichtsbe-
hörde auf Grund einer solchen Rechtsverord-
nung oder Satzung zuwiderhandelt, sofern
die Rechtsverordnung oder die Satzung für
einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist,

2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung
der Bauaufsichtsbehörde auf Grund dieses
Gesetzes zuwiderhandelt,

3. entgegen Art. 12 Abs. 1 eine Baustelle nicht
ordnungsgemäß einrichtet, entgegen Art. 12
Abs. 2 Verkehrsflächen, Versorgungs-, Ab-
wasserbeseitigungs- oder Meldeanlagen,
Grundwassermessstellen, Vermessungszei-
chen, Abmarkungszeichen oder Grenzzeichen
nicht schützt oder zugänglich hält oder ent-
gegen Art. 12 Abs. 3 eine Tafel nicht oder
nicht ordnungsgemäß anbringt,

4. Bauprodukte entgegen Art. 19 Abs. 1 Nr. 1
ohne Ü-Zeichen verwendet,

5. entgegen Art. 23 Abs. 1 Sätze 1 und 2, auch in
Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach
Art. 23 Abs. 2, Bauarten anwendet,

6. entgegen Art. 24 Abs. 5 ein Ü-Zeichen nicht
oder nicht ordnungsgemäß anbringt,

7. als Verfügungsberechtigter entgegen Art. 5
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 Zu- oder Durch-
fahrten, Aufstellflächen oder Bewegungsflä-
chen nicht frei hält,

8. entgegen Art. 62 Abs. 1, Art. 74 oder Art. 68b
Abs. 1 Satz 1 bauliche Anlagen errichtet,
ändert oder benutzt oder entgegen Art. 63
Abs. 5 Satz 2 eine Beseitigung nicht oder
nicht rechtzeitig anzeigt,

9. entgegen Art. 64 Abs. 3 Sätze 3 und 4, auch in
Verbindung mit Satz 5, mit der Ausführung
eines Bauvorhabens beginnt,

10. entgegen Art. 76 Abs. 2 Satz 1 fliegende

Bauten aufstellt oder einer nach Art. 76 Abs. 2
Satz 3 mit einer Ausführungsgenehmigung
verbundenen vollziehbaren Auflage zuwider-
handelt oder entgegen Art. 76 Abs. 5 Satz 1
die Aufstellung eines fliegenden Baus nicht
oder nicht rechtzeitig anzeigt oder entgegen
Art. 76 Abs. 5 Satz 2 einen fliegenden Bau in
Gebrauch nimmt,

11. entgegen Art. 72 Abs. 5, auch in Verbindung
mit Art. 63 Abs. 5 Satz 6, mit der Bau-
ausführung, der Ausführung eines Bauab-
schnitts oder der Beseitigung einer Anlage
beginnt, entgegen Art. 82 Abs. 1 Bauarbeiten
fortsetzt, entgegen Art. 82 Abs. 2 Satz 1 in
Verbindung mit Satz 2 die Aufnahme der
Nutzung nicht, nicht rechtzeitig oder nicht
richtig anzeigt oder entgegen Art. 82 Abs. 3
Feuerstätten, Verbrennungsmotore oder
Blockheizkraftwerke in Betrieb nimmt,

12. entgegen Art. 72 Abs. 7 den Ausführungs-
beginn oder die Wiederaufnahme der Bauar-
beiten nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt,

13. entgegen Art. 56 Abs. 1 Satz 1 keine geeigne-
ten Beteiligten bestellt oder entgegen Art. 56
Abs. 1 Satz 3 eine Mitteilung nicht oder nicht
rechtzeitig erstattet oder entgegen Art. 58
Abs. 1 Satz 2 einen Nachweis nicht erbringt
oder nicht bereithält.

2Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Nrn. 9
bis 11 begangen worden, können Gegenstände, auf
die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezo-
gen werden; § 23 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten (OWiG) ist anzuwenden.

(2) Mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttau-
send Euro belegt werden kann ferner, wer

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Plä-
ne oder Unterlagen vorlegt, um einen nach die-
sem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu er-
wirken oder zu verhindern,

2. ohne dazu berechtigt zu sein, bautechnische
Nachweise im Sinn des Art. 68a Abs. 1 Satz 1
Halbsatz 1, des Art. 63 Abs. 5 Satz 3 oder des 
Art. 82 Abs. 2 Satz 2 erstellt, bescheinigt oder
bestätigt,

3. als Prüfsachverständiger unrichtige Bescheini-
gungen über die Einhaltung bauordnungsrecht-
licher Anforderungen ausstellt.

Art. 90

Rechtsverordnungen

(1) 1Zur Verwirklichung der in Art. 3 Abs. 1 be-
zeichneten Anforderungen wird das Staatsminis-
terium des Innern ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen über

1. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforde-
rungen der Art. 4 bis 46,

2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (Art. 44),
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3. Anforderungen an Garagen (Art. 2 Abs. 8),

4. besondere Anforderungen oder Erleichterun-
gen, die sich aus der besonderen Art oder Nut-
zung der baulichen Anlagen für Errichtung,
Änderung, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung
ergeben (Art. 2 Abs. 4), sowie über die Anwen-
dung solcher Anforderungen auf bestehende
bauliche Anlagen dieser Art,

5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfung von
Anlagen, die zur Verhütung erheblicher Gefah-
ren oder Nachteile ständig ordnungsgemäß un-
terhalten werden müssen, und die Erstreckung
dieser Nachprüfungspflicht auf bestehende An-
lagen,

6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim
Betrieb technisch schwieriger baulicher Anla-
gen und Einrichtungen wie Bühnenbetriebe
und technisch schwierige fliegende Bauten
einschließlich des Nachweises der Befähigung
dieser Personen.

2In diesen Rechtsverordnungen kann wegen der
technischen Anforderungen auf Bekanntmachun-
gen besonders sachverständiger Stellen mit Anga-
be der Fundstelle verwiesen werden.

(2) 1Das Staatsministerium des Innern wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften
zu erlassen über

1. Prüfingenieure und Prüfämter, denen bauauf-
sichtliche Prüfaufgaben einschließlich der
Bauüberwachung und der Bauzustandsbesich-
tigung übertragen werden, sowie

2. Prüfsachverständige, die im Auftrag des Bau-
herrn oder des sonstigen nach Bauordnungs-
recht Verantwortlichen die Einhaltung bauord-
nungsrechtlicher Anforderungen prüfen und
bescheinigen.

2Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 regeln, so-
weit erforderlich,

1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in
denen Prüfingenieure, Prüfämter und Prüf-
sachverständige tätig werden,

2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das An-
erkennungsverfahren,

3. Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Aner-
kennung einschließlich der Festlegung einer Al-
tersgrenze,

4. die Aufgabenerledigung,

5. die Vergütung.

3Das Staatsministerium des Innern kann durch
Rechtsverordnung ferner

1. den Leitern und stellvertretenden Leitern von
Prüfämtern die Stellung eines Prüfsachver-
ständigen nach Satz 1 Nr. 2 zuweisen,

2. soweit für bestimmte Fachbereiche und Fach-
richtungen Prüfsachverständige nach Satz 1 
Nr. 2 noch nicht in ausreichendem Umfang an-

erkannt sind, anordnen, dass die von solchen
Prüfsachverständigen zu prüfenden und zu be-
scheinigenden bauordnungsrechtlichen Anfor-
derungen bauaufsichtlich geprüft werden kön-
nen,

3. soweit Tragwerksplaner nach Art. 68a Abs. 2
Satz 1 oder Brandschutzplaner nach Art. 68a
Abs. 2 Satz 3 noch nicht in ausreichendem Um-
fang eingetragen sind, anordnen, dass die
Standsicherheits- oder Brandschutznachweise
bauaufsichtlich geprüft werden und die Bau-
ausführung bauaufsichtlich überwacht wird.

(3) 1Das Staatsministerium des Innern wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften
für eine Zusatzqualifikation im Sinn des Art. 68a
Abs. 2 Satz 1 zu erlassen, die bezogen auf die Vor-
haben nach Art. 68 Abs. 3 Satz 1 ausreichende
Kenntnisse und Fertigkeiten hinsichtlich Standsi-
cherheit, Schall-, Wärme- und baulichen Brand-
schutz sicherstellen. 2Dabei können insbesondere
geregelt werden

1. die Notwendigkeit einer staatlichen Anerken-
nung, die die erfolgreiche Ablegung der Prüfung
voraussetzt,

2. die Voraussetzungen, die Inhalte und das Ver-
fahren für diese Prüfung,

3. das Verfahren sowie die Voraussetzungen der
Anerkennung, ihren Widerruf, ihre Rücknahme
und ihr Erlöschen,

4. Weiter- und Fortbildungserfordernisse sowie

5. die Maßnahmen bei Pflichtverletzungen.

(4) 1Das Staatsministerium des Innern wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften
zu erlassen über

1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen
Unterlagen einschließlich der Vorlagen bei der
Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von
Anlagen nach Art. 63 Abs. 5 Satz 2 und bei der
Genehmigungsfreistellung nach Art. 64,

2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nach-
weise, Bescheinigungen und Bestätigungen,
auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben, 

3. das Verfahren im Einzelnen.

2Es kann dabei für verschiedene Arten von Bau-
vorhaben unterschiedliche Anforderungen und
Verfahren festlegen.

(5) Das Staatsministerium des Innern wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Zuständigkeit für die Zustimmung und den
Verzicht auf Zustimmung im Einzelfall (Art. 22)
auf ihm unmittelbar nachgeordnete Behörden
zu übertragen,

2. die Zuständigkeit für die Anerkennung von
Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstel-
len (Art. 27 Abs. 1 und 3) auf das Deutsche Insti-
tut für Bautechnik zu übertragen,
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3. das Ü-Zeichen festzulegen und zu diesem Zei-
chen zusätzliche Angaben zu verlangen,

4. das Anerkennungsverfahren nach Art. 27 Abs. 1,
die Voraussetzungen für die Anerkennung, ihre
Rücknahme, ihren Widerruf und ihr Erlöschen
zu regeln, insbesondere auch Altersgrenzen
festzulegen, sowie eine ausreichende Haft-
pflichtversicherung zu fordern,

5. zu bestimmen, dass Ausführungsgenehmigun-
gen für fliegende Bauten nur durch bestimmte
Bauaufsichtsbehörden oder durch von ihm be-
stimmte Stellen erteilt werden, und die Vergü-
tung dieser Stellen regeln.

(6) 1Das Staatsministerium des Innern wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen,
dass die Anforderungen der auf Grund des § 14 des
Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes (GPSG)
und des § 49 Abs. 4 des Energiewirtschaftsgesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend für
Anlagen gelten, die weder gewerblichen noch wirt-
schaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefah-
renbereich auch keine Arbeitnehmer beschäftigt
werden. 2Es kann auch die Verfahrensvorschriften
dieser Verordnungen für anwendbar erklären oder
selbst das Verfahren bestimmen sowie Zuständig-
keiten und Gebühren regeln. 3Dabei kann es auch
vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaub-
nisse die Baugenehmigung einschließlich der zu-
gehörigen Abweichungen einschließen und dass 
§ 15 Abs. 2 GPSG insoweit Anwendung findet.

(7) 1Das Staatsministerium des Innern wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die zuständi-
gen Behörden zur Durchführung

1. des Baugesetzbuchs,

2. des § 6b Abs. 9 des Einkommensteuergesetzes,

3. des Bauproduktengesetzes

in den jeweils geltenden Fassungen zu bestimmen,
soweit nicht durch Bundesgesetz oder Landesge-
setz etwas anderes vorgeschrieben ist. 2Die Zu-
ständigkeit zur Durchführung des Bauprodukten-
gesetzes kann auch auf das Deutsche Institut für
Bautechnik übertragen werden.“

59. Art. 91 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach den
Worten „können durch Satzung“ die Worte
„im eigenen Wirkungskreis“ eingefügt.

bb) In Nr. 2 werden nach dem Wort „Werbean-
lagen“ die Worte „aus ortsgestalterischen
Gründen“ eingefügt.

cc) Nrn. 3 bis 5 erhalten folgende Fassung:

„3. über die Lage, Größe, Beschaffenheit,
Ausstattung und Unterhaltung von
Kinderspielplätzen (Art. 8 Abs. 2),

4. über Zahl, Größe und Beschaffenheit
der Stellplätze für Kraftfahrzeuge und
der Abstellplätze für Fahrräder, ein-

schließlich des Mehrbedarfs bei Ände-
rungen und Nutzungsänderungen der
Anlagen sowie die Ablösung der Her-
stellungspflicht und die Höhe der
Ablösungsbeträge, die nach Art der
Nutzung und Lage der Anlage unter-
schiedlich geregelt werden kann,

5. über die Gestaltung der Plätze für be-
wegliche Abfallbehälter und der unbe-
bauten Flächen der bebauten Grund-
stücke sowie über die Notwendigkeit,
Art, Gestaltung und Höhe von Einfrie-
dungen; dabei kann bestimmt werden,
dass Vorgärten nicht als Arbeits-
flächen oder Lagerflächen benutzt
werden dürfen,“.

dd) Es werden folgende Nrn. 6 und 7 angefügt:

„6. über von Art. 6 abweichende Maße der
Abstandsflächentiefe, soweit dies zur
Gestaltung des Ortsbildes oder zur Ver-
wirklichung der Festsetzungen einer
städtebaulichen Satzung erforderlich
ist oder der Verbesserung der Wohn-
qualität dient und eine ausreichende
Belichtung sowie der Brandschutz
gewährleistet sind,

7. in Gebieten, in denen es für das
Straßen- und Ortsbild oder für den
Lärmschutz oder die Luftreinhaltung
bedeutsam oder erforderlich ist, darü-
ber, dass auf den nicht überbaubaren
Flächen der bebauten Grundstücke
Bäume nicht beseitigt oder beschädigt
werden dürfen, und dass die Flächen
nicht überbaut werden dürfen.“

b) Abs. 2 wird aufgehoben; die bisherigen Abs. 3
und 4 werden Abs. 2 und 3.

60. Art. 92 wird aufgehoben.

61. Die Überschrift „Achter Teil“ wird durch die
Überschrift „Siebter Teil“ ersetzt.

62. Die Überschrift „Neunter Teil“ wird durch die
Überschrift „Achter Teil“ ersetzt.

63. Art. 94 erhält folgende Fassung:

„Art. 94

Übergangsvorschriften

(1) Auf Baugenehmigungsverfahren, die nach
Art. 67 Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 31. Dezember
2007 geltenden Fassung eingeleitet wurden, sind
die Vorschriften dieses Gesetzes in der bis zum 
31. Dezember 2007 geltenden Fassung anzuwen-
den, wenn der Bauherr nicht gegenüber der Ge-
meinde oder gegenüber der Bauaufsichtsbehörde
erklärt, dass die Vorschriften dieses Gesetzes in der
ab 1. Januar 2008 geltenden Fassung Anwendung
finden sollen.

(2) Auf Bauvorhaben, für die der Bauherr bis
zum 31. Dezember 2007 die erforderlichen Unter-
lagen bei der Gemeinde eingereicht hat, ist Art. 64
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in der bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fas-
sung anzuwenden.

(3) Als Tragwerksplaner im Sinn des Art. 68a
Abs. 2 Satz 1 in der ab 1. Januar 2008 geltenden
Fassung gelten die im Sinn des Art. 68 Abs. 7 Satz 2
in der bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fas-
sung Nachweisberechtigten.

(4) Als Brandschutzplaner im Sinn des Art. 68a
Abs. 2 Satz 3 in der ab 1. Januar 2008 geltenden
Fassung gelten die im Sinn des Art. 68 Abs. 7 Satz 3
in der bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fas-
sung Nachweisberechtigten sowie die auf der
Grundlage der Verordnung nach Art. 90 Abs. 9 in
der bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fassung
anerkannten verantwortlichen Sachverständigen
für vorbeugenden Brandschutz.

(5) Auf Baugenehmigungsverfahren, die bis
zum 31. Dezember 2007 eingeleitet wurden, findet
Art. 77 Abs. 5 in der ab 1. Januar 2008 geltenden
Fassung Anwendung, wenn der Landkreis oder die
Gemeinde dies gegenüber der Bauaufsichtsbehör-
de schriftlich beantragt.

(6) Art. 53 Abs. 1 Satz 2 in der bis zum 31. De-
zember 2007 geltenden Fassung findet keine An-
wendung im Geltungsbereich von Satzungen, die
auf Grund von Art. 91 Abs. 2 Nr. 4 in der bis zum 
31. Dezember 2007 geltenden Fassung erlassen
worden sind.

(7) Soweit § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbe-
stimmung des Vollgeschosses auf Landesrecht ver-
weist, gilt insoweit Art. 2 Abs. 5 in der bis zum 
31. Dezember 2007 geltenden Fassung fort.

§ 2

Änderung des Bayerischen Straßen- und
Wegegesetzes

Das Bayerische Straßen- und Wegegesetz 
– BayStrWG – (BayRS 91–1–I), zuletzt geändert durch
§ 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (GVBl S. 271), wird
wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht erhält die Überschrift zu
Art. 21 folgende Fassung:

„Vorrang anderer Genehmigungsverfahren“

2. Art. 21 erhält folgende Fassung:

„Art. 21

Vorrang anderer Genehmigungsverfahren

1Ist nach den Vorschriften des Straßenverkehrs-

rechts eine Erlaubnis für eine übermäßige Straßen-
benutzung oder eine Ausnahmegenehmigung erfor-
derlich oder ist nach den Vorschriften des Baurechts
eine Baugenehmigung erforderlich, bedarf es keiner
Erlaubnis nach Art. 18 Abs. 1. 2Vor ihrer Entschei-
dung hat die hierfür zuständige Behörde das Ein-
vernehmen mit der sonst für die Sondernutzungser-
laubnis zuständigen Behörde herzustellen. 3Die von
dieser geforderten Bedingungen, Auflagen und Son-
dernutzungsgebühren sind dem Antragsteller in der
Erlaubnis, Ausnahmegenehmigung oder Baugeneh-
migung aufzuerlegen.“

§ 3 
Aufhebung des Art. 20 

des Bayerischen Ingenieurekammergesetzes-Bau

Art. 20 des Gesetzes über den Schutz der Berufsbe-
zeichnung „Beratender Ingenieur“ und „Beratende In-
genieurin“ sowie über die Errichtung einer Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau (Bayerisches Ingenieu-
rekammergesetz-Bau – BayIKaBauG) vom 8. Juni 1990
(GVBl S. 164, BayRS 2133–2–I), zuletzt geändert durch
§ 7 Abs. 3 des Gesetzes vom 25. Oktober 2004 (GVBl 
S. 400), wird aufgehoben.

§ 4
Inkrafttreten,

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 treten 

1. die Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverord-
nungen in § 1 Nrn. 25 (Art. 51 Abs. 2 Satz 1), 32
Buchst. c (Art. 59 Abs. 2 Satz 1) und Nr. 58 (Art. 90
Abs. 1 bis 6) und

2. die Ermächtigungen zum Erlass örtlicher Bauvor-
schriften in § 1 Nrn. 5 (Art. 6 Abs. 7) und 39 (Art. 64
Abs. 1 Satz 2)

am 1. September 2007 in Kraft.

(3) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, die Bayerische Bauordnung mit neuer Artikel-,
Absatz- und Nummernfolge neu bekannt zu machen
und Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

München, den 24. Juli 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Art. 71 Abs. 7 des Bayerischen Hochschulgesetzes
(BayHSchG) vom 23. Mai 2006 (GVBl S. 245, BayRS
2210–1–1–WFK), geändert durch Art. 12 Abs. 1 des Ge-
setzes vom 9. Mai 2007 (GVBl S. 320), wird wie folgt
geändert:

1. Satz 5 erhält folgende Fassung:

„5Der Vomhundertsatz nach Satz 4 kann dem Be-
darf entsprechend niedriger festgesetzt werden; ei-
ne ausreichende Ausstattung des Sicherungsfonds
muss gewährleistet bleiben.“

2. In Satz 6 werden nach dem Wort „insbesondere“ die
Worte „die Höhe des Vomhundertsatzes nach Satz 5,“
eingefügt.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2007 in Kraft.

München, den 24. Juli 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2210–1–1–WFK

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Hochschulgesetzes

Vom 24. Juli 2007
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber.
S. 632, BayRS 2230–1–1–UK), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 26. Juli 2006 (GVBl S. 397), wird wie folgt
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Art. 60 erhält folgende Fassung:

„Art. 60 Förderlehrerinnen bzw. Förderleh-
rer, Werkmeisterinnen bzw. Werk-
meister, Heilpädagogische Förder-
lehrerinnen bzw. Heilpädagogische
Förderlehrer“

b) Art. 94 erhält folgende Fassung:

„Art. 94 Voraussetzungen für die Unter-
richtsgenehmigung“

c) In der Überschrift des Vierten Teils wird vor
dem Wort „Mittagsbetreuung“ das Wort „In-
ternate,“ eingefügt.

d) In Art. 106 wird nach dem Wort „Heimschu-
len“ das Wort „, Internatsschulen“ angefügt.

e) In Art. 22 werden die Worte „mobile sonder-
pädagogische“ durch die Worte „Mobile Son-
derpädagogische“ ersetzt.

2. Art. 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter,
die Lehrkräfte, die Schülerinnen und Schüler
und ihre Erziehungsberechtigten (Schulgemein-
schaft) arbeiten vertrauensvoll zusammen. 2Die
Schulgemeinschaft ist bestrebt, im Rahmen der
gestärkten Eigenverantwortung der Schule das
Lernklima und das Schulleben positiv und
transparent zu gestalten und Meinungsverschie-
denheiten im Rahmen der in der Schulgemein-
schaft Verantwortlichen zu lösen.“ 

3. Art. 3 Abs. 3 wird aufgehoben.

4. In Art. 7 Abs. 3 Satz 3 werden vor den Worten
„der Schulleiter“ die Worte „die Schulleiterin
bzw.“ eingefügt.

5. In Art. 9 Abs. 4 Satz 1 wird der Klammerzusatz
„(Kollegstufe)“ gestrichen.

5a. In Art. 19 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. a werden die
Worte „mobile sonderpädagogische“ durch die
Worte „Mobile Sonderpädagogische“ ersetzt.

5b. Art. 20 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 7 werden die Worte „soziale und
emotionale“ durch die Worte „emotionale
und soziale“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 werden die Worte
„soziale und emotionale“ durch die Worte
„emotionale und soziale“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c wird jeweils
das Wort „Werkstufe“ durch das Wort „Be-
rufsschulstufe“ ersetzt.

6. Art. 22 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „mobile
sonderpädagogische“ durch die Worte „Mo-
bile Sonderpädagogische“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „mobile
sonderpädagogische“ durch die Worte „Mo-
bile Sonderpädagogische“ ersetzt.

6a. Art. 24 Nr. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Halbsatz 1 werden die Worte „mobilen
sonderpädagogischen“ durch die Worte „Mo-
bilen Sonderpädagogischen“ ersetzt.

b) In Halbsatz 2 werden die Worte „mobile son-
derpädagogische“ durch die Worte „Mobile
Sonderpädagogische“ ersetzt.

7. In Art. 27 Abs. 4 Satz 1 werden vor dem Wort
„Schulleiter“ die Worte „Schulleiterinnen bzw.“
eingefügt.

7a. Dem Art. 29 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Schülerinnen und Schülern an Förderschulen,
die nach einem Lehrplan unterrichtet werden,
der dem Anforderungsniveau des Lehrplans der
jeweiligen allgemeinen Schule entspricht, kön-
nen in den letzten beiden Schuljahren Zeugnisse
mit einer abweichenden Schulbezeichnung er-
halten; das Nähere regeln die Schulordnungen.“

8. Art. 32 wird wie folgt geändert:

2230–1–1–UK

Gesetz 
zur Änderung des

Bayerischen Gesetzes über das
Erziehungs- und Unterrichtswesen

Vom 24. Juli 2007



a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2An Grundschulen können Jahrgangsklas-
sen gebildet oder zwei Jahrgangsstufen in
einer Klasse zusammengefasst werden.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Satzbezeichnung „1“ entfällt.

bb) Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

c) Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Eine Volksschule, die eine Grundschule
und eine Hauptschule umfasst, kann für die
beiden Teilschulen verschieden große Spren-
gel haben.“

9. Art. 33 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 werden die Worte „mit (Teil-) Haupt-
schulstufe II“ durch die Worte „mit den Jahr-
gangsstufen 7 bis 9, soweit Mittlere-Reife-
Klassen in der Jahrgangsstufe 10 angeboten
werden, auch die Jahrgangsstufe 10,“ ersetzt.

b) In Nr. 2 werden die Worte „soziale und
emotionale“ durch die Worte „emotionale
und soziale“ ersetzt.

10. In Art. 34 Abs. 2 Satz 1 werden das Wort
„Schulaufsichtsbehörde“ durch das Wort
„Regierung“ und das Wort „Bekanntmachung“
durch das Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt.

10a. In Art. 41 Abs. 6 Satz 4 wird das Wort „Werk-
stufe“ durch das Wort „Berufsschulstufe“ er-
setzt.

11. In der Überschrift des Art. 45 wird das Wort
„Stundentafel“ durch das Wort „Stundenta-
feln“ ersetzt.

12. Art. 53 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden vor den Worten „der Klas-
senleiter“ die Worte „die Klassenleiterin
bzw.“ eingefügt.

b) In Satz 3 werden vor den Worten „der Schul-
leiter“ die Worte „die Schulleiterin bzw.“ und
vor dem Wort „ihm“ die Worte „ihr bzw.“ ein-
gefügt.

13. In Art. 54 Abs. 2 werden die Worte „Vorsitzen-
der der Schulleiter ist“ durch die Worte „Vorsitz
die Schulleiterin bzw. der Schulleiter inne hat“
ersetzt.

14. In Art. 56 Abs. 2 Nr. 5 werden vor den Worten
„den Schulleiter“ die Worte „die Schulleiterin
bzw.“ eingefügt.

15. Art. 60 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Förderlehrerinnen bzw. Förderlehrer, Werk-
meisterinnen bzw. Werkmeister, Heilpädago-

gische Förderlehrerinnen bzw. Heilpädagogi-
sche Förderlehrer“ 

b) In Abs. 2 Satz 1 werden vor dem Wort „Werk-
meister“ die Worte „Werkmeisterinnen bzw.“
eingefügt.

16. Art. 62 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Halbsatz 2 werden vor dem Wort
„Förderlehrer“ die Worte „Förderlehrerinnen
bzw.“ eingefügt.

b) In Satz 3 werden vor dem Wort „Schulleiter“
die Worte „Schulleiterin bzw.“ eingefügt.

17. Art. 63 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 5 Halbsatz 2 wird das Wort „seine“
durch das Wort „die“ ersetzt.

b) Abs. 6 wird aufgehoben.

18. Art. 66 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es werden folgende Sätze 2 und 3 ange-
fügt:

„2Der Elternbeirat kann durch Beschluss
weitere Mitglieder, die die Wählbarkeits-
voraussetzungen erfüllen, mit beratender
Funktion hinzuziehen; die Anzahl der
hinzugezogenen Mitglieder darf nicht
mehr als ein Drittel der gewählten
Mitglieder betragen. 3Der Elternbeirat
ist berechtigt, sich eine Geschäftsord-
nung zu geben.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden vor den Worten „der
Leiter“ die Worte „die Leiterin bzw.“, vor
dem Wort „er“ die Worte „sie bzw.“, vor
dem Wort „Schulleiter“ die Worte
„Schulleiterin bzw.“ und vor dem Wort
„Förderlehrer“ die Worte „Förderlehre-
rin bzw.“ eingefügt.

bb) In Satz 3 werden vor dem Wort „Leiter“
die Worte „Leiterinnen bzw.“ eingefügt.

19. In Art. 68 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte
„eine Geschäfts- und“ gestrichen.

20. Art. 69 Abs. 4 Satz 6 erhält folgende Fassung:

„6Im Fall des Art. 63 Abs. 4 Satz 3 ist das
Schulforum unverzüglich einzuberufen.“

21. In Art. 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. c werden die
Worte „Abs. 4“ durch die Worte „Abs. 6“ ersetzt.

22. Art. 84 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden vor den Worten „der Schul-
leiter“ die Worte „die Schulleiterin bzw.“ ein-
gefügt.
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b) In Satz 3 wird das Wort „Der“ durch die
Worte „Die bzw. der“ ersetzt. 

23. Art. 86 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 bis 5 werden jeweils
vor den Worten „den Schulleiter“ die Worte
„die Schulleiterin bzw.“ eingefügt.

b) In Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Be-
rufsschulen“ die Worte „und in Berufsschu-
len zur sonderpädagogischen  Förderung“
eingefügt.

c) In Abs. 9 Satz 4 wird die Zahl „1“ durch die
Zahl „2“ sowie die Zahl „2“ durch die Zahl
„3“ ersetzt. 

d) In Abs. 10 Satz 1 werden die Worte „Absatz 2
Nrn. 6, 7 und 8“ durch die Worte „Abs. 2 
Nrn. 6, 6a, 7 und 8“ ersetzt. 

e) In Abs. 11 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort
„seinen“ durch das Wort „ihren“ ersetzt. 

24. Art. 94 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Voraussetzungen für die Unterrichtsgeneh-
migung“

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Anforderungen an die persönliche
Eignung der Lehrkraft sind erfüllt, wenn
in der Person der Lehrkraft keine schwer-
wiegenden Tatsachen vorliegen, die einer
unterrichtlichen oder erzieherischen
Tätigkeit (Art. 59 Abs. 1 Satz 1) entge-
genstehen.“

c) In Abs. 2 werden die Worte „diesen Nach-
weis“ durch die Worte „den Nachweis gemäß
Abs. 1 Satz 1“ ersetzt.

25. In Art. 95 werden jeweils vor dem Wort
„Schulleiter“ die Worte „Schulleiterinnen und“
und jeweils vor dem Wort „Erziehern“ die Worte
„Erzieherinnen und“ eingefügt.

26. In Art. 97 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „haupt-
beruflich“ durch die Worte „mit mindestens der
Hälfte der Unterrichtspflichtzeit“ ersetzt. 

27. In der Überschrift des Vierten Teils wird vor
dem Wort „Mittagsbetreuung“ das Wort „Inter-
nate,“ eingefügt. 

28. Art. 106 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „, Internats-
schulen“ angefügt.

b) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Heimschulen können sich auch als Inter-
nate oder Internatsschulen bezeichnen.“

29. In Art. 116 Abs. 1 werden vor dem Wort „einen“
die Worte „eine geeignete hauptamtlich tätige,
fachlich vorgebildete Sachbearbeiterin bzw.“
eingefügt.

30. Art. 119 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 8 werden die Worte „Art. 100 Abs. 3“
durch die Worte „Art. 97 Abs. 2“ ersetzt. 

b) In Nr. 9 werden vor dem Wort „Schulleiter“
die Worte „Schulleiterin oder“ eingefügt.

31. In Art. 128 Abs. 4 werden vor dem Wort „Schul-
leiter“ die Worte „Schulleiterin bzw.“ und vor
den Worten „stellvertretender Schulleiter“ die
Worte „stellvertretende Schulleiterin bzw.“ ein-
gefügt.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2007 in Kraft. 

(2) Art. 9 Abs. 4 BayEUG gilt im Schuljahr
2007/2008 für die Jahrgangsstufen 10 bis 13, im
Schuljahr 2008/2009 für die Jahrgangsstufen 11 bis 13,
im Schuljahr 2009/2010 für die Jahrgangsstufen 12
und 13 und im Schuljahr 2010/2011 für die Jahrgangs-
stufe 13 gemäß § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen vom 26. Juli 2004 (GVBl S. 282) in
der dort bezeichneten Fassung weiter.

(3) Eine Teilhauptschule, die bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes noch besteht, kann übergangsweise
noch fortbestehen bis zu dem in der Verordnung gemäß
Art. 26 in Verbindung mit Art. 32 Abs. 5 Satz 1 BayEUG
bestimmten Termin.

München, den 24. Juli 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Bayerische Lehrerbildungsgesetz (BayLBG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember
1995 (GVBl 1996 S. 16, ber. S. 40, BayRS 2238–1–UK),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juli 2006 (GVBl
S. 401), wird wie folgt geändert:

1. Art. 6 Abs. 1 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„5Der Ersten Lehramtsprüfung für berufliche Schu-
len entspricht auch eine im Geltungsbereich dieses
Gesetzes abgelegte Diplom- oder Masterprüfung
für Berufs- oder Wirtschaftspädagogen, wenn sie
den Anforderungen des Lehramts genügt und dane-
ben ein mindestens einjähriges einschlägiges beruf-
liches Praktikum oder eine abgeschlossene ein-
schlägige Berufsausbildung nachgewiesen wird; die
Studien- und Prüfungsordnungen sind im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium für Unterricht
und Kultus zu erlassen.“

2. In Art. 19a wird der bisherige Text Satz 1 und fol-
gender Satz 2 angefügt:

„2Mit Genehmigung des Staatsministeriums für
Unterricht und Kultus kann ferner für das Lehramt
an beruflichen Schulen abweichend von der in Art. 4
Abs. 1 Satz 1 getroffenen Regelung auch ein inte-
griertes Studium von Universitäten und Fachhoch-
schulen als Modellversuch erprobt werden; die Ab-
solventen des integrierten Studiengangs haben 
abweichend von Art. 26 Abs. 1 Nr. 1 BayBG Zugang
zur Laufbahn des höheren Dienstes.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2007 in Kraft.

München, den 24. Juli 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2238–1–UK

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes

Vom 24. Juli 2007
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Gesetz über die Organisation der ordentli-
chen Gerichte im Freistaat Bayern – GerOrgG –
(BayRS 300–2–2–J), zuletzt geändert durch § 1 des
Gesetzes vom 25. Oktober 2004 (GVBl S. 400), wird wie
folgt geändert:

1. In Art. 3 werden die Worte „Art. 3“ durch die Worte
„Art. 2“ ersetzt.

2. Art. 4 Nr. 11 erhält folgende Fassung:

„11. der Bezirk des Landgerichts Kempten (Allgäu)
durch die Amtsgerichtsbezirke Kaufbeuren,
Kempten (Allgäu), Lindau (Bodensee) und
Sonthofen;“

3. Art. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „Art. 5“ durch die
Worte „Art. 4“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der einleitende Satzteil erhält folgende
Fassung:

„Die Bezirke der Amtsgerichte umfassen die
nachfolgend aufgeführten kreisfreien Städte,
Landkreise und Gemeinden in ihrem jewei-
ligen Gebietsumfang:“

bb) Nr. 34 erhält folgende Fassung:

„34. Amtsgerichtsbezirk Kempten (Allgäu)
Kreisfreie Stadt Kempten (All-
gäu) und Gemeinden Altusried,
Betzigau, Buchenberg, Diet-
mannsried, Durach, Halden-
wang, Lauben, Oy-Mittelberg,
Sulzberg, Waltenhofen, Weitnau,
Wiggensbach und Wildpoldsried
des Landkreises Oberallgäu“

cc) Es wird folgende neue Nr. 62 eingefügt:

„62. Amtsgerichtsbezirk Sonthofen
Gemeinden Balderschwang,
Blaichach, Bolsterlang, Burgberg
i. Allgäu, Fischen i. Allgäu, Bad
Hindelang, Immenstadt i. Allgäu,
Missen-Wilhams, Obermaisel-
stein, Oberstaufen, Oberstdorf,
Ofterschwang, Rettenberg, Sont-
hofen und Wertach des Landkrei-
ses Oberallgäu“ 

dd) Die bisherigen Nrn. 62 bis 72 werden Nrn. 63
bis 73.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

München, den 24. Juli 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

300–2–2–J

Gesetz
zur Änderung des

Gesetzes über die Organisation
der ordentlichen Gerichte im Freistaat Bayern

Vom 24. Juli 2007



Auf Grund des Art. 90 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der
Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 4. August 1997 (GVBl S. 433,
BayRS 2132–1–I), zuletzt geändert durch Gesetz vom
10. März 2006 (GVBl S. 120), erlässt das Bayerische
Staatsministerium des Innern folgende Verordnung:

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für
Beherbergungsstätten mit mehr als 30 Gastbetten.

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht
für Berghütten.

§ 2

Begriffe

(1) Beherbergungsstätten sind Gebäude oder Ge-
bäudeteile, die ganz oder teilweise für die Beherber-
gung von Gästen, ausgenommen die Beherbergung in
Ferienwohnungen, bestimmt sind.

(2) 1Beherbergungsräume sind Räume, die dem
Wohnen oder Schlafen von Gästen dienen. 2Eine Folge
unmittelbar zusammenhängender Beherbergungsräu-
me (Suite) gilt als ein Beherbergungsraum.

(3) Gasträume sind Räume, die für den Aufenthalt
von Gästen, jedoch nicht zum Wohnen oder Schlafen
bestimmt sind, wie Speiseräume und Tagungsräume.

§ 3

Rettungswege

(1) 1Für jeden Beherbergungsraum müssen mindes-
tens zwei voneinander unabhängige Rettungswege
vorhanden sein; sie dürfen jedoch innerhalb eines
Geschosses über denselben notwendigen Flur führen. 

1) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschrif-
ten (ABl EG Nr. L 204 S. 37), geändert durch die Richtlinie
98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli
1998 (ABl EG Nr. L 217 S. 18), jetzt Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vor-
schriften für die Dienste der Informationsgesellschaft, sind beach-
tet worden.

2Der erste Rettungsweg muss für Beherbergungsräu-
me, die nicht zu ebener Erde liegen, über eine not-
wendige Treppe führen, der zweite Rettungsweg über
eine weitere notwendige Treppe oder eine Außen-
treppe. 3In Beherbergungsstätten mit insgesamt nicht
mehr als 60 Gastbetten genügt als zweiter Rettungs-
weg eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreich-
bare Stelle des Beherbergungsraums; dies gilt nicht,
wenn in einem nicht zu ebener Erde liegenden Ge-
schoss mehr als 30 Gastbetten vorhanden sind.

(2) 1An den Abzweigungen notwendiger Flure, an
den Zugängen zu notwendigen Treppenräumen und an
den Ausgängen ins Freie ist durch Sicherheitszeichen
auf die Ausgänge hinzuweisen. 2Die Sicherheitszei-
chen müssen beleuchtet sein.

§ 4

Tragende Wände, Stützen, Decken

(1) 1Tragende Wände, Stützen und Decken müssen
feuerbeständig sein. 2Dies gilt nicht für oberste
Geschosse von Dachräumen, wenn sich dort keine
Beherbergungsräume befinden.

(2) Tragende Wände, Stützen und Decken brauchen
nur feuerhemmend zu sein 

1. in Gebäuden mit nicht mehr als zwei oberirdischen
Geschossen,

2. in obersten Geschossen von Dachräumen mit
Beherbergungsräumen.

§ 5

Trennwände

(1) 1Trennwände müssen feuerbeständig sein

1. zwischen Räumen einer Beherbergungsstätte und
Räumen, die nicht zu der Beherbergungsstätte
gehören, 

sowie

2. zwischen Beherbergungsräumen und 

a) Gasträumen, 

b) Küchen.

2Soweit in Beherbergungsstätten die tragenden Wän-
de, Stützen und Decken nur feuerhemmend zu sein
brauchen, genügen feuerhemmende Trennwände.
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(2) Trennwände zwischen Beherbergungsräumen
sowie zwischen Beherbergungsräumen und sonstigen
Räumen müssen feuerhemmend sein.

(3) 1In Trennwänden nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und
nach Abs. 2 sind Öffnungen unzulässig. 2Öffnungen in
Trennwänden nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 müssen feuer-
hemmende, rauchdichte und selbstschließende Ab-
schlüsse haben. 

§ 6

Treppenräume, notwendige Flure

(1) Art. 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und Art. 37 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 BayBO sind nicht anzuwenden.

(2) 1In notwendigen Fluren müssen Bekleidungen,
Unterdecken und Dämmstoffe aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen. 2Bodenbeläge müssen aus min-
destens schwerentflammbaren Baustoffen bestehen.

(3) In notwendigen Fluren mit nur einer Fluchtrich-
tung (Stichfluren) darf die Entfernung zwischen Türen
von Beherbergungsräumen und notwendigen Trep-
penräumen oder Ausgängen ins Freie nicht länger als
15 m sein.

(4) Stufen in notwendigen Fluren müssen beleuchtet
sein.

(5) 1Abweichend von Art. 36 Abs. 3 Satz 1 BayBO
darf in Gebäuden mit mehreren notwendigen Treppen
der Ausgang eines Treppenraums in eine Eingangs-
halle mit Rezeption und von dort ins Freie führen. 2Die
Entfernung von der Treppe bis ins Freie darf nicht
mehr als 20 m betragen. 3Die Halle muss zu anderen
Räumen Trennwände nach § 5 Abs. 1 und Öffnungen
mit Abschlüssen nach § 5 Abs. 3 Satz 2 haben. 

§ 7

Türen

(1) Feuerhemmende, rauchdichte und selbstschlie-
ßende Türen müssen vorhanden sein in Öffnungen

1. von notwendigen Treppenräumen zu anderen Räu-
men, ausgenommen zu notwendigen Fluren, und

2. von notwendigen Fluren in Kellergeschossen zu
Räumen, die von Gästen nicht benutzt werden.

(2) Rauchdichte und selbstschließende oder voll-
wandige, dicht- und selbstschließende Türen müssen
vorhanden sein in Öffnungen

1. von notwendigen Treppenräumen zu notwendigen
Fluren,

2. von notwendigen Fluren zu Beherbergungsräumen
und

3. von notwendigen Fluren zu Gasträumen und Ein-
gangshallen, wenn an den Fluren in demselben
Rauchabschnitt Öffnungen zu Beherbergungsräu-
men liegen.

(3) Türen von Beherbergungsräumen müssen im
Brandfall von der Feuerwehr geöffnet werden können. 

§ 8

Sicherheitsbeleuchtung, Sicherheitsstromversorgung

(1) Beherbergungsstätten müssen

1. in notwendigen Fluren und in notwendigen Trep-
penräumen, 

2. in Räumen zwischen notwendigen Treppenräumen
und Ausgängen ins Freie, 

3. für Sicherheitszeichen, die auf Ausgänge hinwei-
sen, und

4. für Stufen in notwendigen Fluren

eine Sicherheitsbeleuchtung haben.

(2) Beherbergungsstätten müssen eine Sicherheits-
stromversorgung haben, die bei Ausfall der allgemei-
nen Stromversorgung den Betrieb der sicherheitstech-
nischen Anlagen und Einrichtungen übernimmt, ins-
besondere

1. der Sicherheitsbeleuchtung,

2. der Alarmierungseinrichtungen und

3. der Brandmeldeanlage. 

§ 9

Alarmierungseinrichtungen, Brandmeldeanlagen,
Brandfallsteuerung von Aufzügen

(1) 1Beherbergungsstätten müssen Alarmierungs-
einrichtungen haben, durch die im Gefahrenfall die
Betriebsangehörigen und Gäste gewarnt werden kön-
nen. 2Bei Beherbergungsstätten mit mehr als 60 Gast-
betten müssen sich die Alarmierungseinrichtungen bei
Auftreten von Rauch in den notwendigen Fluren auch
selbsttätig auslösen.

(2) 1Beherbergungsstätten mit mehr als 60 Gastbet-
ten müssen Brandmeldeanlagen mit automatischen
Brandmeldern und mit nichtautomatischen Brand-
meldern (Handfeuermeldern) haben. 2Die automati-
schen Brandmelder müssen auf die Kenngröße Rauch
ansprechen und mindestens die notwendigen Flure
überwachen. 3Die nichtautomatischen Brandmelder
sind in den notwendigen Fluren in ausreichender Zahl
und an gut sichtbarer Stelle anzubringen.

(3) 1Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung aus-
zustatten, die durch die automatische Brandmelde-
anlage ausgelöst wird. 2Die Brandfallsteuerung hat
sicherzustellen, dass die Aufzüge das nicht vom Rauch
betroffene Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrt-
richtung davor liegende Geschoss, anfahren und dort
mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen.

§ 10

Weitergehende Anforderungen

An Beherbergungsstätten in Hochhäusern können
aus Gründen des Brandschutzes weitergehende Anfor-
derungen gestellt werden.
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§ 11

Freihalten der Rettungswege, Brandschutzordnung,
verantwortliche Personen

(1) 1Die Rettungswege müssen frei von Hindernissen
sein. 2Türen im Zug von Rettungswegen dürfen nicht
versperrt werden und müssen von innen leicht zu
öffnen sein.

(2) 1In jedem Beherbergungsraum sind an dessen
Ausgang ein Rettungswegplan mit Angaben zur Lage
des Beherbergungsraums, zum Verlauf der Rettungs-
wege und zur Art des Alarmzeichens sowie Hinweise
zum Verhalten bei einem Brand anzubringen. 2Die
Hinweise müssen auch in den Fremdsprachen, die der
Herkunft der üblichen Gäste Rechnung tragen,
abgefasst sein.

(3) Für Beherbergungsstätten mit mehr als 60 Gast-
betten sind im Einvernehmen mit der für den Brand-
schutz zuständigen Dienststelle

1. eine Brandschutzordnung zu erstellen und

2. Feuerwehrpläne anzufertigen; die Feuerwehrpläne
sind der örtlichen Feuerwehr zur Verfügung zu
stellen.

(4) Die Betriebsangehörigen sind bei Beginn des
Arbeitsverhältnisses und danach mindestens einmal
jährlich 

1. über die Bedienung der Alarmierungseinrichtungen
und der Brandmelder zu unterweisen und

2. über die Brandschutzordnung und das Verhalten bei
einem Brand und über die Hilfestellung für behin-
derte Menschen zu belehren.

(5) 1Während des Betriebs von Beherbergungsstät-
ten muss der Betreiber oder ein von ihm Beauftragter
herbeigerufen werden können. 2Für die Einhaltung der
in den Abs. 1 bis 4 gestellten Anforderungen ist der Be-
treiber oder der von ihm Beauftragte verantwortlich.

§ 12

Zusätzliche Bauvorlagen

1Zusätzlich zu den Angaben nach § 14 Abs. 1 Bau-
vorlagenverordnung (BauVorlV) vom 8. Dezember 1997
(GVBl S. 822, BayRS 2132–1–2–I), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 22. Januar 2007 (GVBl S. 58),
müssen die Bauvorlagen mindestens Angaben enthal-
ten über

1. die Sicherheitsbeleuchtung, 

2. die Sicherheitsstromversorgung, 

3. die Alarmierungseinrichtungen, 

4. die Brandmeldeanlage,

5. den Verlauf der Rettungswege im Freien.

2Im Übrigen bleibt § 14 Abs. 2 BauVorlV unberührt.

§ 13

Anwendung der Vorschriften auf bestehende
Beherbergungsstätten

Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung bestehenden Beherbergungsstätten sind die
Vorschriften des § 11 anzuwenden.

§ 14

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach Art. 89 Abs. 1 Nr. 17 BayBO
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 11 Abs. 1 auch in Verbindung mit Abs. 5
Satz 2 Rettungswege nicht frei von Hindernissen
hält, Türen im Zug von Rettungswegen versperrt
oder versperren lässt oder als Verantwortlicher
nicht dafür sorgt, dass diese Türen von innen leicht
geöffnet werden können,

2. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 1 auch in Verbindung mit
Abs. 5 Satz 2 den Rettungswegplan und Hinweise
zum Verhalten bei einem Brand nicht oder nicht in
jedem Beherbergungsraum anbringt oder anbrin-
gen lässt.

§ 15

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2007 in
Kraft.

München, den 2. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 des Geset-
zes über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemein-
den und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz
– FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Sep-
tember 2006 (GVBl S. 774, BayRS 605–1–F), geändert
durch § 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2006 (GVBl
S. 1079) und des Art. 4 Abs. 2 Satz 4 des Gesetzes über
die Kostenfreiheit des Schulwegs (Schulwegkosten-
freiheitsgesetz – SchKFrG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 452, BayRS 
2230–5–1–UK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Juli 2005 (GVBl S. 271), sowie Art. 2 Nr. 4 Buchst. b
Satz 4, Art. 3 Nr. 4 Buchst. b Satz 4, Art. 4 Nr. 4 Buchst. b
Satz 4 und Art. 6 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Erpro-
bung einer Freistellung ausgewählter Kommunen von
der Einhaltung von Rechtsvorschriften (Modellkom-
munengesetz) vom 10. April 2007 (GVBl S. 271, BayRS
2026–1–S) erlassen die Bayerischen Staatsministerien
der Finanzen und des Innern im Einvernehmen mit
dem Bayerischen Staatsministerium für Unterricht
und Kultus folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Durchführung des Art. 10a des Fi-
nanzausgleichsgesetzes und des Art. 4 des Gesetzes über
die Kostenfreiheit des Schulwegs (DVFAG/SchKFrG)
vom 4. August 1986 (GVBl S. 262, BayRS 605–11–F),
geändert durch § 1 Nr. 92 des Gesetzes vom 7. August
2003 (GVBl S. 497), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird die Titelbezeichnung „653 01–1“ durch
die Titelbezeichnung „633 01–6“ ersetzt und werden
nach den Worten „für den Ausgleich von Härten
benötigten Mittel“ die Worte „und die den Modell-
kommunen nach § 3a Abs. 2 bis 5 zuzuweisenden
Mittel“ eingefügt.

2. In § 2 Satz 1 werden nach dem Wort „aufgeteilt“ die
Worte „; dabei bleiben die Aufwendungen der Mo-
dellkommunen, die Zuweisungen nach § 3a Abs. 2
bis 5 erhalten, unberücksichtigt“ eingefügt.

3. Es wird folgender § 3a eingefügt:

„§ 3a

(1) 1Modellkommunen im Sinn dieser Verord-
nung sind die in Art. 1 des Gesetzes zur Erprobung
einer Freistellung ausgewählter Kommunen von der
Einhaltung von Rechtsvorschriften (Modellkom-
munengesetz) vom 10. April 2007 (GVBl S. 271,
BayRS 2026–1–S) bezeichneten Kommunen sowie
die in Art. 6 Abs. 1 des Modellkommunengesetzes
bezeichneten Schulverbände, soweit diese von der

Möglichkeit Gebrauch gemacht haben, Notwendig-
keit und Umfang der Schülerbeförderung selbst
durch Satzung zu regeln. 2Modellkommunen erhal-
ten letztmals in dem Kalenderjahr, in dessen Verlauf
die Satzung in Kraft tritt, mit der sie Notwendigkeit
und Umfang der Schülerbeförderung selbst regeln,
nach § 3 ermittelte Zuweisungen aus der Vertei-
lungsmasse nach § 1. 3In den Folgejahren einschließ-
lich des Jahres, in denen die Modellkommune von
der Option zur abweichenden Regelung im Bereich
der Schülerbeförderung letztmals Gebrauch macht,
werden die pauschalen Zuweisungen nach Abs. 2 bis
5 berechnet; §§ 3, 4, 5 und 6 Abs. 1 sind dann nicht
anzuwenden. 4Nach Beendigung des Modellver-
suchs ist § 6 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 5Der
Erlass bzw. die Aufhebung einer kommunalen Sat-
zung über die Notwendigkeit und den Umfang der
Schülerbeförderung ist dem Landesamt für Statis-
tik und Datenverarbeitung von den Modellkommu-
nen unverzüglich mitzuteilen.

(2) 1Für die pauschalen Zuweisungen zu den Kos-
ten der Schülerförderung an die Modellkommunen
wird eine gesonderte Zuweisungsmasse gebildet.
2Deren Höhe ergibt sich aus der Summe der pau-
schalen Zuweisungen an die Modellkommunen. 

(3) 1Zur Ermittlung der pauschalen Zuweisung
für die Modellkommunen wird für jede Modellkom-
mune ein Ausgangswert gebildet, der der Höhe der
pauschalen Zuweisung zur Schülerbeförderung nach
Abs. 1 Satz 2 entspricht. 2Bei der Berechnung des
Ausgangswerts nach Satz 1 sind die Auswirkungen
eines Ausgleichs von Unrichtigkeiten der Berech-
nungsgrundlagen früherer Jahre nach § 7 Abs. 3 zu
bereinigen. 3Der Ausgangswert nach Satz 1 wird je-
weils im Zuweisungsjahr entsprechend der Ent-
wicklung der Teilmassen nach § 2 Satz 1 für die je-
weilige Aufgabenträgergruppe im Verhältnis zum
Vorjahr fortgeschrieben; diese Fortschreibung er-
folgt ab dem ersten Zuweisungsjahr.

(4) 1Erhält eine Modellkommune für das Kalen-
derjahr, das zur Berechnung des Ausgangswerts
nach Abs. 3 herangezogen wird, Härteausgleichs-
zahlungen, werden diese bei der pauschalen Zuwei-
sung nach Abs. 3 mit berücksichtigt; dabei wird eine
Berichtigung der pauschalen Zuweisung des Vor-
jahres mit dem laufenden Jahresbescheid herbeige-
führt. 2Ist wegen des Beginns einer kommunalen
Satzung während des Jahres eine Härteausgleichs-
leistung für dieses Jahr nicht möglich, wird bei der
Berechnung des Ausgangswerts nach Abs. 3 eine
Härteausgleichsleistung für das Kalenderjahr vor
Geltung der kommunalen Satzung berücksichtigt.
3Für die in die Geltungsdauer der kommunalen Sat-

605–11–F

Verordnung 
zur Änderung der

Verordnung zur Durchführung
des Art. 10a des Finanzausgleichsgesetzes und

des Art. 4 des Gesetzes über die Kostenfreiheit des Schulwegs

Vom 7. Juli 2007
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zung fallenden Jahre wird ein Härteausgleich nicht
gewährt.

(5) 1Vergrößert oder verkleinert sich der Zustän-
digkeitsbereich einer Modellkommune, ist dies bei
der Berechnung der pauschalen Zuweisungen nach
Abs. 3 ab dem Jahr zu berücksichtigen, das auf die
Änderung des Zuständigkeitsbereichs folgt. 2Die
pauschale Zuweisung ist in dem Verhältnis zu er-
höhen oder zu vermindern, in dem sich die Zahl der
nach den gesetzlichen Bestimmungen beförderungs-
berechtigten Schüler zum 15. November (Berufs-
schüler) bzw. zum 1. Oktober des Vorjahres im Ver-
gleich zu der für den Ausgangswert maßgebenden
Schülerzahl ändert. 3Der Aufgabenträger meldet
dem Landesamt für Statistik und Datenverarbei-
tung unverzüglich die durch die Änderung seines
Zuständigkeitsbereichs bedingte Änderung der
Zahl der nach allgemeiner Rechtslage beförde-
rungsberechtigten Schüler.“ 

4. In § 6 Abs. 2 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt
und werden die Worte „soweit nicht tatsächliche
Aufwendungen für die notwendige Schülerbeförde-
rung nach der Schülerbeförderungsverordnung für
ein volles Kalenderjahr in der Jahresrechnungssta-
tistik erfasst sind.“ angefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am  1. August 2007 in Kraft.

München, den 7. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt  F a l t l h a u s e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n,  Staatsminister
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Auf Grund des Art. II § 3 der Verordnung zur
einheitlichen Regelung der Gerichtsverfassung vom
20. März 1935 (BGBl III 300–5) erlässt das Bayerische
Staatsministerium der Justiz folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die amtsgerichtlichen Zweig-
stellen (BayRS 300–2–3–J), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 19. Dezember 2006 (GVBl 2007 S. 14),
wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 8 erhält folgende Fassung:

„8. Amtsgericht Cham

Zweigstellen in Furth i. Wald und Waldmün-
chen;“

b) Nr. 31 wird aufgehoben.

2. Die Anlage zu § 2 der Verordnung wird wie folgt
geändert:

a) Nr. 24 wird aufgehoben.

b) Nr. 27 wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt wie folgt in Kraft:

1. § 1 Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 Buchst. a am 1. August
2007,

2. § 1 Nr. 1 Buchst. b und Nr. 2 Buchst. b am 1. Oktober
2007.

München, den 10. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Beate  M e r k ,  Staatsministerin

300–2–3–J

Neunzehnte Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über die amtsgerichtlichen Zweigstellen

Vom 10. Juli 2007



Auf Grund des Art. 58 des Gesetzes über die Wahl
der Gemeinderäte, der Bürgermeister, der Kreistage
und der Landräte (Gemeinde- und Landkreiswahlge-
setz – GLKrWG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 7. November 2006 (GVBl S. 834, BayRS 2021-1/2-I)
erlässt das Bayerische Staatsministerium des Innern
folgende Verordnung:

§ 1

Die Wahlordnung für die Gemeinde- und die Land-
kreiswahlen (Gemeinde- und Landkreiswahlordnung
– GLKrWO) vom 7. November 2006 (GVBl S. 852,
BayRS 2021–1/2–1–I), geändert durch Verordnung vom
13. Dezember 2006 (GVBl S. 1053), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 15 Abs. 4 wird das Wort „erhobener“ durch das
Wort „erhobene“ ersetzt.

2. In § 51 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte „ein Sperr-
vermerk nach Art. 34 Abs. 5 des Meldegesetzes“
durch die Worte „eine Auskunftssperre nach dem
Meldegesetz“ ersetzt. 

3. In § 79 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Abstimmungs-
ergebnisses“ durch das Wort „Abstimmungsergeb-
nis“ ersetzt.

4. § 90 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird das Wort „Gemeindewahlleiter“
durch die Worte „Wahlleiter für die Gemeinde-
wahlen“ ersetzt.

b) In Nr. 2 wird das Wort „Landkreiswahlleiter“
durch die Worte „Wahlleiter für die Landkreis-
wahlen“ ersetzt.

5. In Anlage 1 Nr. 1 Satz 4 werden die Worte „ein
Sperrvermerk nach Art. 34 Abs. 5 des Meldegeset-
zes“ durch die Worte „eine Auskunftssperre nach
dem Meldegesetz“ ersetzt. 

6. In Anlage 10 Nr. 8.2 Satz 1 werden das Wort „Vor-
namen“ durch das Wort „Vorname“ ersetzt und nach
dem Wort „Geburt,“ das Wort „Geschlecht,“ ein-
gefügt. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2007 in Kraft.

München, den 16. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister

2021–1/2–1–I

Verordnung
zur Änderung der 

Gemeinde- und Landkreiswahlordnung

Vom 16. Juli 2007
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Auf Grund von Art. 61 Abs. 8 Satz 1, Art. 62 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 und Art. 106 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen
Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai 2006
(GVBl 245, BayRS 2210–1–1–WFK), geändert durch
Art. 12 Abs. 1 des Gesetzes vom 9. Mai 2007 (GVBl 
S. 320), und Art. 48 Satz 2 des Gesetzes über das
Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem
Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
– Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG –
(BayRS 2011–2–I), zuletzt geändert durch § 2 des
Gesetzes vom 27. Dezember 2004 (GVBl S. 540), erlässt
das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst folgende Verordnung:

§ 1

Änderung der Rahmenprüfungsordnung für die
Fachhochschulen

Die Rahmenprüfungsordnung für die Fachhoch-
schulen (RaPO) vom 17. Oktober 2001 (GVBl S. 686,
BayRS 2210–4–1–4–1–WFK) wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung:

„Inhaltsübersicht

§ 1 Geltungsbereich

Erster Teil

Bachelor- und Masterstudiengänge

§ 2 Regelstudienzeit, Aufbau des Studiums, praktisches Stu-
diensemester

§ 3 Prüfungsorgane

§ 4 Prüfungszeit

§ 5 Nachteilsausgleich

§ 6 Verstöße gegen Prüfungsvorschriften

§ 7 Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen, Bildung von 
Endnoten

§ 8 Regeltermine und Fristen

§ 9 Rücktritt und Versäumnis

§ 10 Wiederholung

§ 11 Bestehen, Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses

§ 12 Aufbewahrung von Prüfungsunterlagen

Zweiter Teil

Diplomstudiengänge

Abschnitt I

Allgemeines

§ 13 Regelstudienzeit, Aufbau des Studiums, praktische Stu-
diensemester

§ 14 Prüfungen, akademische Grade

§ 15 Entsprechende Anwendung der Regelungen zu Bachelor- 
und Masterstudiengängen 

Abschnitt II

Anmeldung zur Prüfung, Anrechnung auf Studium und

Prüfung

§ 16 Anmeldung zur Prüfung

§ 17 Anrechnung auf Studium und Prüfung

Abschnitt III

Arten der Leistungsnachweise, Verfahren,

Bewertung, Wiederholung

§ 18 Arten der Leistungsnachweise

§ 19 Schriftliche Prüfungen

§ 20 Mündliche Prüfungen

§ 21 Prüfungsstudienarbeiten

§ 22 Verfahren bei studienbegleitenden Leistungsnachweisen

§ 23 Bewertung, Bildung von Endnoten, Notenbekanntgabe

§ 24 Prüfungsgesamtnote, Gesamturteil

§ 25 Rücktritt und Versäumnis

§ 26 Wiederholung von Prüfungen

§ 27 Wiederholung von studienbegleitenden Leistungsnach-
weisen

Abschnitt IV

Vorprüfung

§ 28 Zulassung zur Vorprüfung

§ 29 Umfang der Vorprüfung, Prüfungsfächer

§ 30 Bestehen der Vorprüfung

§ 31 Fristen für die Ablegung der Vorprüfung, Nichtbestehen
bei Fristüberschreitung

§ 32 Vorprüfungszeugnis

Abschnitt V

Diplomprüfung

§ 33 Zulassung zur Diplomprüfung

§ 34 Umfang der Diplomprüfung, Prüfungsfächer

§ 35 Diplomarbeit

§ 36 Bestehen der Diplomprüfung

§ 37 Fristen für die Ablegung der Diplomprüfung, Nichtbeste-
hen bei Fristüberschreitung

§ 38 Diplomprüfungszeugnis

Abschnitt VI

Prüfungen am Ende der praktischen Studiensemester

§ 39 Zweck und Verfahren

2210–4–1–4–1–WFK

Verordnung
zur Änderung der

Rahmenprüfungsordnung für die Fachhochschulen

Vom 20. Juli 2007



§ 40 Erfolgreiche Ableistung von praktischem Studiensemester
und Grundpraktikum

Dritter Teil

Postgraduale Studien und weiterbildendes Studium

§ 41 Postgraduale Studien

§ 42 Weiterbildendes Studium

Vierter Teil

Inkrafttreten

§ 43 Inkrafttreten“

2. Die Überschrift „Abschnitt I Allgemeines“ wird
gestrichen.

3. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Geltungsbereich

(1) 1Diese Verordnung gilt für Studiengänge an
den staatlichen Fachhochschulen in Bayern.
2Studiengänge mit den Abschlüssen Bachelor
(Bachelorstudiengänge) und Master (Masterstu-
diengänge) unterfallen dem Ersten Teil (§§ 2 bis
12). 3Studiengänge mit dem Abschluss Diplom
(Diplomstudiengänge) unterfallen dem Zweiten
Teil (§§ 13 bis 40). 4Für entsprechende Studien-
gänge des postgradualen und weiterbildenden
Studiums gilt diese Verordnung im Rahmen der
Bestimmungen des Dritten Teils (§§ 41 und 42).

(2) Die Fachhochschulen erlassen die zu dieser
Verordnung erforderlichen Prüfungsordnungen
(Hochschulprüfungsordnungen).“

4. Nach § 1 wird folgender Erster Teil eingefügt:

„Erster Teil

Bachelor- und Masterstudiengänge

§ 2

Regelstudienzeit, Aufbau des Studiums,
praktisches Studiensemester

(1) 1Die Regelstudienzeit beträgt

1. bei Bachelorstudiengängen grundsätzlich
sieben, in besonders begründeten Fällen sechs
oder acht Semester,

2. bei Masterstudiengängen grundsätzlich drei,
in besonders begründeten Fällen zwei oder
vier Semester.

2Bei Studiengängen, die in Teilzeit durchgeführt
werden, bestimmt sich die Regelstudienzeit nach
Maßgabe der Hochschulprüfungsordnung.

(2) 1Bachelorstudiengänge enthalten in der
Regel ein praktisches Studiensemester, Master-
studiengänge können ein praktisches Studiense-
mester enthalten. 2Ein praktisches Studiense-

mester ist ein in das Studium integriertes, von der
Hochschule geregeltes, inhaltlich bestimmtes,
betreutes und mit Lehrveranstaltungen vorberei-
tetes und begleitetes Studiensemester, das in der
Regel in einem Betrieb oder in einer anderen
Einrichtung der Berufspraxis außerhalb der
Hochschule abgeleistet wird und einer bereits
deutlich berufsbezogenen Tätigkeit gewidmet ist.
3In der Regel umfasst es einschließlich der beglei-
tenden Lehrveranstaltungen einen zusammen-
hängenden Zeitraum von mindestens 20 Wochen.

§ 3

Prüfungsorgane

(1) 1Prüfungsorgane sind der Prüfungsaus-
schuss, die Prüfungskommissionen sowie die
Prüfer und Prüferinnen. 2Der Prüfungsausschuss
und die Prüfungskommissionen werden nach
Maßgabe der Hochschulprüfungsordnung gebil-
det und bestehen nach Maßgabe der Hochschul-
prüfungsordnung jeweils aus dem vorsitzenden
Mitglied und mindestens zwei weiteren Mit-
gliedern. 3Mitglieder im Prüfungsausschuss oder
in einer Prüfungskommission können Hoch-
schullehrer und Hochschullehrerinnen (Art. 2
Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Hochschulperso-
nalgesetzes – BayHSchPG) sein, die eine Lehr-
tätigkeit an einer Hochschule ausüben. 4Mitglie-
der in einer Prüfungskommission können auch
Lehrkräfte für besondere Aufgaben (Art. 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 BayHSchPG) sein; die Mehrheit der
Mitglieder in einer Prüfungskommission muss
der Gruppe der Hochschullehrer und Hochschul-
lehrerinnen angehören.

(2) 1Der Prüfungsausschuss ist für alle Prü-
fungsangelegenheiten zuständig, die nicht aus-
drücklich einem anderen Prüfungsorgan zuge-
wiesen sind. 2Insbesondere obliegen ihm folgende
Aufgaben:

1. die Festlegung und Bekanntgabe des Prü-
fungszeitraums sowie die Termine, zu denen
die Prüfungsergebnisse vorliegen müssen,

2. die Entscheidung von grundsätzlichen Fragen
der Zulassung zu den Prüfungen sowie in sons-
tigen Prüfungsangelegenheiten von grundsätz-
licher Bedeutung,

3. die Überwachung der vorschriftsmäßigen An-
wendung der Prüfungsbestimmungen,

4. die Behandlung von Widersprüchen gegen
Prüfungsentscheidungen sowie die Entschei-
dung über Beschwerden in Prüfungsangele-
genheiten und

5. die Entscheidung über den Nachteilsausgleich.

3Der Prüfungsausschuss kann rechtswidrige Ent-
scheidungen anderer Prüfungsorgane beanstan-
den und aufheben. 4Andere Prüfungsorgane sind
an die Beschlüsse des Prüfungsausschusses ge-
bunden. 5Die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses haben das Recht, bei Prüfungen anwesend zu
sein und an Sitzungen der Prüfungskommissio-
nen beratend teilzunehmen.
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(3) 1Der Prüfungskommission obliegen folgende
Aufgaben:

1. die Festsetzung und Bekanntgabe der Termine
für die einzelnen Prüfungsleistungen,

2. die Bestellung der Prüfenden, die Zuordnung
der Studierenden zu den Prüfenden sowie die
Bestellung der Beisitzer bei mündlichen Prü-
fungen,

3. die Festsetzung und Bekanntgabe der zugelas-
senen Arbeits- und Hilfsmittel auf Vorschlag
des Prüfenden, der mit der Aufgabenstellung
betraut ist,

4. die Entscheidung über die Anrechnung von
Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistun-
gen und einschlägiger, gleichwertiger Berufs-
oder Schulausbildungen,

5. die Entscheidung über die Folgen von Verstö-
ßen gegen Prüfungsvorschriften,

6. die Entscheidung über Anträge auf Gewäh-
rung von Fristverlängerungen für die Able-
gung von Prüfungsleistungen,

7. die Entscheidung über die Folgen des Nichter-
scheinens zu Prüfungen und

8. die Feststellung des Ergebnisses von Prüfungs-
leistungen.

2Die Hochschulprüfungsordnung kann der Prü-
fungskommission weitere Aufgaben übertragen.

(4) 1In unaufschiebbaren Angelegenheiten ent-
scheidet das vorsitzende Mitglied. 2Es hat die
Mitglieder des jeweiligen Prüfungsorgans hier-
von unverzüglich zu unterrichten. 3Das jeweilige
Prüfungsorgan kann Entscheidungen seines vor-
sitzenden Mitglieds aufheben; bereits entstan-
dene Rechte Dritter bleiben unberührt.

(5) 1Der Prüfungsausschuss kann Entschei-
dungen nach Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 und 5 einem
Mitglied oder mehreren Mitgliedern übertragen.
2Die Prüfungskommission kann Entscheidungen
nach Abs. 3 Satz 1 Nrn. 4 bis 7 einem Mitglied
oder mehreren Mitgliedern übertragen.

(6) 1Zur Abnahme von Hochschulprüfungen
sind neben den in Art. 62 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
BayHSchG genannten Personen auch folgende
Personen befugt, wenn sie in dem jeweiligen Prü-
fungsfach an einer Hochschule eine selbststän-
dige Lehrtätigkeit ausüben oder ausgeübt haben:

1. Professoren und Professorinnen im Ruhestand,

2. Lehrbeauftragte,

3. Lehrkräfte für besondere Aufgaben und

4. wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen.

2In Prüfungsfächern, in denen überwiegend
praktische Kenntnisse und Fertigkeiten vermit-
telt werden, sind zur Abnahme von Hochschul-

prüfungen auch in der beruflichen Praxis und
Ausbildung erfahrene Personen befugt. 3Den
Prüfern und Prüferinnen obliegen nach Maßgabe
der Regelungen der Prüfungskommission die
Aufgabenstellung, die Prüfungsaufsicht und die
Bewertung der Prüfungsleistungen.

§ 4

Prüfungszeit

(1) Der Beginn der Prüfungszeit richtet sich
nach der Verordnung über die Vorlesungs-, Prü-
fungs- und Ferienzeit an den Fachhochschulen in
Bayern vom 10. Oktober 1983 (GVBl S. 797,
BayRS 2210–4–1–6–2–WFK) in der jeweils gelten-
den Fassung.

(2) 1In der letzten Woche der Vorlesungszeit
können in eng begrenztem Umfang Prüfungen
abgehalten werden. 2Der Vorlesungsbetrieb darf
hierdurch nicht beeinträchtigt werden.

(3) 1Die Hochschulprüfungsordnung kann vor-
sehen, dass in der Vorlesungszeit Prüfungster-
mine festgelegt werden können

1. für Wiederholungsprüfungen, 

2. in besonders begründeten Fällen für Prüfun-
gen in weiterbildenden Masterstudiengängen,

3. für Prüfungsleistungen, insbesondere Studien-
und Projektarbeiten, die nach ihrem Zweck
während der Vorlesungszeit zu erbringen sind.

2Die Vorlesungszeit innerhalb eines Studienjah-
res darf hierdurch nicht verkürzt werden.

(4) Die Hochschulprüfungsordnung regelt, bis
wann und in welcher Form der Prüfungszeitraum
und die Termine für die einzelnen Prüfungsleis-
tungen bekannt zu machen sind.

§ 5

Nachteilsausgleich

(1) 1Studierenden, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage sind, eine Prüfung ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Form abzu-
legen, wird Nachteilsausgleich gewährt, soweit
dies zur Herstellung der Chancengleichheit
erforderlich ist. 2Der Nachteilsausgleich kann
insbesondere in Form zusätzlicher Arbeits- und
Hilfsmittel, einer angemessenen Verlängerung
der Bearbeitungszeit oder der Ablegung der Prü-
fung in einer anderen Form gewährt werden. 

(2) 1Ein Nachteilsausgleich ist schriftlich zu
beantragen. 2Der Antrag soll spätestens mit der
Anmeldung zur Prüfung gestellt werden.

(3) 1Die Behinderung ist durch Vorlage eines
ärztlichen Attests glaubhaft zu machen. 2Der
Prüfungsausschuss legt fest, welche Angaben das
ärztliche Attest enthalten muss; die Regelung ist
hochschulöffentlich bekannt zu geben. 3Die



Hochschule kann ein Attest des Gesundheitsamts
oder eines bestimmten Arztes (Vertrauensarzt)
verlangen.

§ 6

Verstöße gegen Prüfungsvorschriften

(1) 1Mit der Note „nicht ausreichend“ werden
Prüfungsleistungen Studierender bewertet, die
bei Abnahme der Prüfung eine Täuschungshand-
lung versucht oder begangen oder durch schuld-
haftes Verhalten einen ordnungsgemäßen Ablauf
der Prüfung unmöglich gemacht haben. 2Gleiches
gilt, wenn ein Studierender durch schuldhaftes
Verhalten die Zulassung zu einer Prüfung zu
Unrecht herbeigeführt hat.

(2) In besonders schweren Fällen können auch
die übrigen Prüfungsleistungen des Moduls oder
des Prüfungsfachs, in dem die entsprechende
Prüfungsleistung erbracht wurde, mit der Note
„nicht ausreichend“ bewertet werden.

§ 7

Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen,
Bildung von Endnoten

(1) Der Bewertung der einzelnen Prüfungsleis-
tung ist die individuelle Leistung des Studieren-
den zugrunde zu legen.

(2) 1Für die Bewertung werden folgende Noten
verwendet:

1 sehr gut eine hervorragende
Leistung

2 gut eine Leistung, die
erheblich über den
durchschnittlichen
Anforderungen liegt

3 befriedigend eine Leistung, die
durchschnittlichen 
Anforderungen
entspricht

4 ausreichend eine Leistung, die trotz
ihrer Mängel noch den
Anforderungen genügt

5 nicht ausreichend eine Leistung, die
wegen erheblicher 
Mängel den Anforde-
rungen nicht mehr
genügt.

2Für die Bewertung werden nur ganze Noten
vergeben. 3Die Hochschulprüfungsordnung kann
vorsehen, dass die Noten um 0,3 erniedrigt oder
erhöht werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind
ausgeschlossen. 4Die Hochschulprüfungsordnung
kann vorsehen, dass Prüfungsleistungen, auf
denen keine Endnoten beruhen, mit den
Prädikaten „mit Erfolg abgelegt“ oder „ohne
Erfolg abgelegt“ bewertet werden.

(3) 1Prüfungsleistungen, die als nicht bestan-
den bewertet werden sollen, sind von zwei Prü-
fenden zu bewerten. 2Ist eine Prüfungsleistung
unterschiedlich bewertet worden, sollen sich die
Prüfenden auf eine übereinstimmende Bewertung
einigen. 3Kommt eine Einigung nicht zustande,
ergibt sich die Note aus dem auf eine Nachkom-
mastelle abgerundeten arithmetischen Mittel.

(4) 1Auf Grund der Bewertungen werden End-
noten gebildet. 2Sind die Noten mehrerer Prü-
fungsleistungen zu einer Endnote zusammen-
zufassen, ergibt sich die Note aus dem auf eine
Nachkommastelle abgerundeten arithmetischen
Mittel. 3Die Hochschulprüfungsordnung kann
vorsehen, dass die Noten unterschiedlich gewich-
tet werden oder bestimmen, dass bei der Note
„nicht ausreichend“ in einer der Prüfungsleis-
tungen die Endnote „nicht ausreichend“ erteilt
wird.

(5) Die Endnoten sowie die Note der Bachelor-
oder Masterarbeit lauten bei einem Notendurch-
schnitt oder einer Note

von 1 bis 1,5 sehr gut

von 1,6 bis 2,5 gut

von 2,6 bis 3,5 befriedigend

von 3,6 bis 4,0 ausreichend

über 4,0 nicht ausreichend.

§ 8

Regeltermine und Fristen

(1) 1Die Prüfungen sind so rechtzeitig ab-
zulegen, dass die nach Maßgabe der Hochschul-
prüfungsordnung für das Bestehen der Bachelor-
oder Masterprüfung erforderlichen ECTS-Punkte
bis zum Ende der jeweiligen Regelstudienzeit 
erworben sind. 2Um die jeweilige Regelstudi-
enzeit einzuhalten, sollen pro Fachsemester 
30 ECTS-Punkte erworben werden.

(2) 1In Bachelorstudiengängen ist nach Maß-
gabe der Hochschulprüfungsordnung bis zum
Ende des zweiten Fachsemesters mindestens eine
Prüfungsleistung aus den Grundlagen des jewei-
ligen Studiengangs zu erbringen (Grundlagen-
und Orientierungsprüfung). 2Überschreiten Stu-
dierende die Frist nach Satz 1, gelten die noch
nicht erbrachten Prüfungsleistungen der Grund-
lagen- und Orientierungsprüfung als erstmals
nicht bestanden.

(3) 1In Bachelor- und Masterstudiengängen
sollen bis zum Ende der jeweiligen Regelstudien-
zeit 

1. in allen auf Prüfungen beruhenden Endnoten,
von denen nach der Hochschulprüfungsord-
nung das Bestehen der Bachelor- oder Master-
prüfung abhängt, sowie in der Bachelor- oder
Masterarbeit mindestens die Note „ausrei-
chend“ erzielt und 
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2. das praktische Studiensemester mit Erfolg ab-
geleistet werden 

und damit die nach Maßgabe der Hochschulprü-
fungsordnung für das Bestehen der Bachelor-
oder Masterprüfung erforderlichen ECTS-Punkte
erworben werden. 2Studierende, die die Anforde-
rungen nach Satz 1 am Ende der jeweiligen
Regelstudienzeit nicht erfüllen, werden unter
Hinweis auf die Regelung nach Satz 3 verwarnt;
Näheres regelt die Hochschulprüfungsordnung;
dabei kann insbesondere vorgesehen werden,
dass die Studierenden ein Beratungsgespräch
absolvieren müssen. 3Überschreiten Studierende
die jeweilige Regelstudienzeit um mehr als drei
Semester, ohne die Anforderungen nach Satz 1 zu
erfüllen, gilt die Bachelor- oder Masterprüfung
als endgültig nicht bestanden.

(4) 1Die Fristen nach Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3
Satz 3 können auf Antrag angemessen verlängert
werden, wenn sie wegen Schwangerschaft, Erzie-
hung eines Kindes, Krankheit oder anderer nicht
zu vertretender Gründe nicht eingehalten werden
können. 2Die Hochschulprüfungsordnung regelt
das Verfahren der Fristverlängerung. 3Das Vor-
liegen der Gründe ist glaubhaft zu machen. 4Im
Krankheitsfall ist ein ärztliches Attest vorzule-
gen. 5Der Prüfungsausschuss legt fest, welche
Angaben das ärztliche Attest enthalten muss; die
Regelung ist hochschulöffentlich bekannt zu
geben. 6Die Hochschule kann ein Attest des
Gesundheitsamts oder eines bestimmten Arztes
(Vertrauensarzt) verlangen. 7Eine Fristverlänge-
rung ist abzulehnen, wenn nach den Gesamt-
umständen ein erfolgreicher Studienabschluss
nicht mehr zu erwarten ist. 8Wird keine Frist-
verlängerung gewährt oder wird die verlängerte
Frist nicht eingehalten, gilt die Prüfungsleistung
oder Prüfung als nicht bestanden.

(5) 1In den Hochschulprüfungsordnungen kön-
nen weitere Regeltermine und Fristen festgelegt
werden. 2Dabei können auch weitere Fristen für
den Nachweis von ECTS-Punkten festgelegt
werden, deren Überschreitung nach Maßgabe der
Hochschulprüfungsordnung das erstmalige oder
endgültige Nichtbestehen noch nicht erbrachter
Prüfungsleistungen zur Folge hat.

§ 9

Rücktritt und Versäumnis

(1) 1Bei Rücktritt von einer Prüfung, die
bereits angetreten wurde, wird die Note „nicht
ausreichend" erteilt, es sei denn, der Rücktritt
erfolgte aus vom Studierenden nicht zu vertre-
tenden Gründen. 2Die Prüfung ist mit Stellung
der Prüfungsaufgabe angetreten.

(2) 1Die Hochschulprüfungsordnung kann Vor-
aussetzungen für den Rücktritt von einer Prüfung
festlegen; sind in der Hochschulprüfungsordnung
keine Voraussetzungen für den Rücktritt
festgelegt, gilt das Nichterscheinen zur Prüfung
als wirksamer Rücktritt. 2Liegt kein wirksamer
Rücktritt vor und hat der Studierende die
Prüfung aus von ihm zu vertretenden Gründen
versäumt, wird die Note „nicht ausreichend“
erteilt.

(3) 1Die Gründe für den Rücktritt oder das
Versäumnis nach den Abs. 1 und 2 müssen der
Hochschule unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. 2Eine während
einer Prüfungsleistung eintretende Prüfungsun-
fähigkeit muss unverzüglich bei der Prüfungs-
aufsicht geltend gemacht werden; die Verpflich-
tung zur Anzeige und Glaubhaftmachung der
Gründe bleibt unberührt. 3Bei krankheitsbeding-
ter Prüfungsunfähigkeit ist ein ärztliches Attest
vorzulegen, das auf einer Untersuchung beruhen
muss, die grundsätzlich am Tag der jeweiligen
Prüfung erfolgt ist. 4§ 8 Abs. 4 Sätze 5 und 6
gelten entsprechend.

§ 10

Wiederholung

(1) 1Wurde eine Prüfung mit der Note ,,nicht
ausreichend" bewertet, kann sie einmal wieder-
holt werden. 2Eine zweite Wiederholung ist nach
Maßgabe der Hochschulprüfungsordnung bei
höchstens vier Prüfungen im Sinn von § 11 Abs. 1
Nr. 1 Halbsatz 1 möglich; die Hochschulprü-
fungsordnung kann weitere Zulassungsvoraus-
setzungen für die zweite Wiederholungsprüfung
festlegen. 3Eine dritte Wiederholung ist ausge-
schlossen. 4Die Wiederholungsprüfung muss im
nächsten regulären Prüfungstermin, in der Regel
innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
Bekanntgabe des Ergebnisses der Bewertung der
jeweiligen Prüfung, abgelegt werden. 

(2) 1Wurde die Bachelor- oder Masterarbeit mit
der Note „nicht ausreichend" bewertet, kann sie
einmal mit einem neuen Thema wiederholt
werden. 2Die wiederholte Bachelorarbeit muss
spätestens sechs Monate, die wiederholte Master-
arbeit spätestens neun Monate nach Bekanntgabe
der ersten Bewertung abgegeben werden.

(3) 1Die Fristen für die Ablegung von Wieder-
holungsprüfungen werden durch Beurlaubung
oder Exmatrikulation nicht unterbrochen, es sei
denn, die Beurlaubung oder Exmatrikulation ist
durch Gründe im Sinn von § 8 Abs. 4 Satz 1
bedingt. 2Überschreiten Studierende die Fristen
nach Abs. 1 oder 2, gilt die Prüfungsleistung als
wiederholt und nicht bestanden. 3Für Fristver-
längerungen gilt § 8 Abs. 4 entsprechend. 

§ 11

Bestehen, Ermittlung des
Prüfungsgesamtergebnisses

(1) Die Bachelor- oder Masterprüfung ist be-
standen, wenn 

1. in allen auf Prüfungen beruhenden Endnoten,
von denen nach der Hochschulprüfungsord-
nung das Bestehen der Bachelor- oder Mas-
terprüfung abhängt, sowie in der Bachelor-
oder Masterarbeit mindestens die Note „aus-
reichend“ erzielt und 

2. das praktische Studiensemester mit Erfolg ab-
geleistet wurde



und damit die nach Maßgabe der Hochschulprü-
fungsordnung für das Bestehen der Bachelor-
oder Masterprüfung erforderlichen ECTS-Punkte
erworben wurden. 

(2) 1Das Prüfungsgesamtergebnis ergibt sich
aus dem auf eine Nachkommastelle abgerundeten
arithmetischen Mittel aus den Endnoten und der
Note der Bachelor- oder Masterarbeit. 2Sieht die
Hochschulprüfungsordnung vor, dass den End-
noten in einem Klammerzusatz der Notenwert
mit einer Nachkommastelle angefügt wird, wer-
den diese Notenwerte zugrunde gelegt. 3Die
Hochschulprüfungsordnung kann vorsehen, dass
die Endnoten sowie die Note der Bachelor- oder
Masterarbeit unterschiedlich gewichtet werden.
4Werden Studien- oder Prüfungsleistungen ange-
rechnet, sind die Noten – soweit die Notensys-
teme vergleichbar sind – zu übernehmen und
nach Maßgabe der Hochschulprüfungsordnung in
die Berechnung des Prüfungsgesamtergebnisses
einzubeziehen; bei unvergleichbaren Notensyste-
men wird der Vermerk „bestanden" aufgenom-
men, der bei der Berechnung nicht zu berücksich-
tigen ist.

(3) Auf Grund des Prüfungsgesamtergebnisses
wird ein Gesamturteil gebildet:

bei einem 
Prüfungsgesamtergebnis mit Auszeichnung
von 1,0 bis 1,2 bestanden

bei einem 
Prüfungsgesamtergebnis 
von 1,3 bis 1,5 sehr gut bestanden

bei einem 
Prüfungsgesamtergebnis 
von 1,6 bis 2,5 gut bestanden

bei einem 
Prüfungsgesamtergebnis befriedigend
von 2,6 bis 3,5 bestanden

bei einem 
Prüfungsgesamtergebnis 
von 3,6 bis 4,0 bestanden.

(4) Auf Grund des Prüfungsgesamtergebnisses
soll eine relative Note berechnet werden, wobei
als Grundlage für die Berechnung je nach Größe
des Abschlussjahrgangs außer dem Abschluss-
jahrgang mindestens zwei vorhergehende Jahr-
gänge als Kohorte zu erfassen sind: 

die besten 10 v.H. A

die nächsten 25 v.H. B

die nächsten 30 v.H. C

die nächsten 25 v.H. D

die letzten 10 v.H. E.

§ 12

Aufbewahrung von Prüfungsunterlagen

(1) 1Prüfungsunterlagen sind zwei Jahre auf-

zubewahren; soweit im Rahmen der Prüfungen
gestalterische Arbeiten angefertigt wurden, gilt
die Aufbewahrungspflicht nur für die nach Maß-
gabe der Hochschulprüfungsordnung zu erstel-
lende Dokumentation in digitaler Form. 2Für die
Dauer von 50 Jahren aufzubewahren ist eine
reduzierte Prüfungsakte, in der Unterlagen über
die Immatrikulationsdauer, die Prüfungsergeb-
nisse, die Exmatrikulation und die Verleihung
des akademischen Grades enthalten sind; die
Aufbewahrung kann auch in digitaler Form
erfolgen.

(2) 1Die Aufbewahrungsfrist nach Abs. 1 Satz 1
beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem
dem Studierenden die Bewertung der jeweiligen
Prüfungsleistung mitgeteilt wurde. 2Die Aufbe-
wahrungsfrist nach Abs. 1 Satz 2 beginnt mit Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem der Studierende
exmatrikuliert wurde.

(3) 1Die Prüfungsunterlagen sind nach Ablauf
der jeweiligen Aufbewahrungsfrist zu vernichten,
wenn sie nicht mit Einverständnis des jeweiligen
Studierenden zu Hochschulzwecken aufbewahrt
oder als archivwürdige Unterlagen im Archiv der
jeweiligen Hochschule oder in einem staatlichen
Archiv archiviert werden. 2Prüfungsunterlagen
dürfen nicht ausgesondert oder vernichtet wer-
den, wenn und solange gegen eine Prüfungsent-
scheidung Widerspruch oder Klage erhoben und
das Verfahren nicht rechtskräftig abgeschlossen
wurde.“

5. Nach § 12 werden folgende Überschriften
eingefügt:

„Zweiter Teil

Diplomstudiengänge

Abschnitt I

Allgemeines“

6. Der bisherige § 2 wird § 13 und wie folgt
geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Regelstudienzeit, Aufbau des Studiums,
praktische Studiensemester“

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Ein praktisches Studiensemester ist
ein in das Studium integriertes, von der Hoch-
schule geregeltes, inhaltlich bestimmtes, be-
treutes und mit Lehrveranstaltungen vorberei-
tetes und begleitetes Studiensemester, das in
der Regel in einem Betrieb oder in einer
anderen Einrichtung der Berufspraxis außer-
halb der Hochschule abgeleistet wird. 2Ein
praktisches Studiensemester umfasst ein-
schließlich der begleitenden Lehrveranstal-
tungen einen in der Regel zusammenhängen-
den Zeitraum von mindestens 20 Wochen. 3An
Stelle des ersten praktischen Studiensemesters
kann bei geeigneten Studiengängen nach
Maßgabe der Studien- und Prüfungsordnung
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ein Grundpraktikum vorgesehen werden. 4Das
Grundpraktikum wird durch mindestens ein
Studienfach begleitet und umfasst in der Regel
einen Zeitraum von 18 Wochen, die nicht in
der Vorlesungszeit abgeleistet werden müssen;
im Übrigen gilt Satz 1 entsprechend. 5Das
erste praktische Studiensemester und das
Grundpraktikum vermitteln im Allgemeinen
eine Einführung in grundlegende Verfahren
und Arbeitsweisen; das zweite praktische
Studiensemester ist einer bereits deutlich
berufsbezogenen Tätigkeit gewidmet.“

c) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „nach den
Absätzen 1 und 2“ durch die Worte „nach 
Abs. 1“ ersetzt.

7. Der bisherige § 3 wird § 14 und wie folgt geän-
dert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Diplom- und
die Bachelorprüfung schließen“ durch die
Worte „Diplomprüfung schließt“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „dienen“ durch
das Wort „dient“ ersetzt.

b) Abs. 5 wird aufgehoben.

8. Die Überschrift „Abschnitt II Prüfungsorgane“
wird gestrichen.

9. Der bisherige § 4 wird § 15 und erhält folgende
Fassung:

„§ 15

Entsprechende Anwendung der Regelungen zu
Bachelor- und Masterstudiengängen

Für die Prüfungsorgane, die Prüfungszeit, den
Nachteilsausgleich, Verstöße gegen Prüfungsvor-
schriften und die Aufbewahrung von Prüfungs-
unterlagen gelten die §§ 3, 4, 5, 6 und 12 entspre-
chend.“

10. Die bisherigen §§ 5 bis 8 werden aufgehoben. 

11. Der bisherige Abschnitt III wird Abschnitt II und
erhält folgende Überschrift:

„Anmeldung zur Prüfung, Anrechnung auf 
Studium und Prüfung“

12. Der bisherige § 9 wird aufgehoben.

13. Der bisherige § 10 wird § 16; in Abs. 1 Satz 1 wird
das Komma nach dem Wort „Vorprüfung“
gestrichen und werden die Worte „Diplom- oder
Bachelorprüfung“ durch die Worte „oder
Diplomprüfung“ ersetzt.

14. Der bisherige § 11 wird § 17; in Abs. 4 werden die
Worte „in der Verordnung über die praktischen
Studiensemester an Fachhochschulen in Bayern
(BayRS 2210–4–1–6–1–WFK) in ihrer jeweils
gültigen Fassung verlangte berufspraktische Tä-
tigkeit“ durch die Worte „berufspraktische Tä-
tigkeiten gemäß § 13 Abs. 2“ ersetzt.  

15. Der bisherige Abschnitt IV wird Abschnitt III
und erhält folgende Überschrift:

„Arten der Leistungsnachweise, Verfahren, 
Bewertung, Wiederholung“

16. Der bisherige § 12 wird § 18; in Abs. 1 Satz 5
werden das Komma und die Worte „die Bachelor-
prüfung eine Bachelorarbeit“ gestrichen.

17. Der bisherige § 13 wird § 19 und wie folgt
geändert:

a) In Abs. 3 Satz 4 wird „§ 20“ durch „§ 6“
ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „Diplom-
und Bachelorprüfung“ durch das Wort
„Diplomprüfung“ ersetzt.

18. Der bisherige § 14 wird § 20; in Abs. 1 Satz 2 wird
„§ 4 Abs. 2“ durch „§ 3 Abs. 6“ ersetzt.

19. Der bisherige § 15 wird § 21 und wie folgt
geändert:

a) In Abs. 3 wird „§ 31“ durch „§ 35“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 1 wird „§ 13“ durch „§ 19“ er-
setzt.

20. Der bisherige § 16 wird § 22; Abs. 1 wird wie folgt
geändert:

a) In Satz 1 werden jeweils „§ 13“ durch „§ 19“
und „§ 9“ durch „§ 4“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird „§ 14“ durch „§ 20“ ersetzt.

21. Der bisherige § 17 wird aufgehoben.

22. Der bisherige § 18 wird § 23 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 7 werden die Worte „und der Bachelor-
arbeit“ gestrichen.

b) In Abs. 9 Satz 3 werden „§ 28“ durch „§ 32“,
die Worte „Diplom- und Bachelorprüfung“
durch das Wort „Diplomprüfung“ und „§ 34“
durch „§ 38“ ersetzt.

23. Der bisherige § 19 wird § 24; Abs. 1 wird wie folgt
geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Diplom- oder
Bachelorarbeit und allen im Diplom- bzw.
Bachelorprüfungszeugnis“ durch die Worte
„Diplomarbeit und allen im Diplomprüfungs-
zeugnis“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „Diplom- oder
Bachelorprüfungszeugnis“ durch das Wort
„Diplomprüfungszeugnis“ ersetzt.

c) In Satz 3 werden die Worte „Diplom- und
Bachelorarbeit“ durch das Wort „Diplomar-
beit“ ersetzt.

d) In Satz 4 werden nach dem Wort „Viertel“ das



Komma und die Worte „durch die Bachelor-
arbeit höchstens zu einem Fünftel“ gestrichen.

e) In Satz 6 werden „§ 34“ durch „§ 38“ und 
„§ 28“ durch „§ 32“ ersetzt.

24. Die Überschrift „Abschnitt V Besondere Vor-
kommnisse“ wird gestrichen.

25. Der bisherige § 20 wird aufgehoben.

26. Der bisherige § 21 wird § 25.

27. Die Überschrift „Abschnitt VI Wiederholung“
wird gestrichen.

28. Der bisherige § 22 wird § 26 und wie folgt
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird „§ 18“ durch „§ 23“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „spätestens
innerhalb eines weiteren Jahres nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens“ durch die
Worte „im nächsten regulären Prüfungstermin,
in der Regel innerhalb einer Frist von sechs
Monaten nach Bekanntgabe des Ergebnisses
der Bewertung der jeweiligen Prüfung“ er-
setzt. 

c) In Abs. 4 Satz 3 wird „§ 21“ durch „§ 25“
ersetzt.

d) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die
Worte „Diplom- oder Bachelorarbeit“
durch das Wort „Diplomarbeit“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird „§ 31“ durch „§ 35“ ersetzt.

e) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und  3 werden jeweils die
Worte „Diplom- oder Bachelorprüfung“
durch das Wort „Diplomprüfung“ ersetzt.

bb) In Satz 4 werden die Worte „Diplom- oder
Bachelorarbeit“ durch das Wort „Diplom-
arbeit“ ersetzt.

29. Der bisherige § 23 wird § 27 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird jeweils „§ 22“ durch 
„§ 26“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird „§ 36“ durch „§ 39“ ersetzt.

30. Der bisherige Abschnitt VII wird Abschnitt IV.

31. Die bisherigen §§ 24 bis 26 werden §§ 28 bis 30.

32. Der bisherige § 27 wird § 31 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 3 Satz 2 wird „§ 22“ durch „§ 26“ er-
setzt.

b) In Abs. 4 wird „§§ 22 oder 23“ durch „§§ 26
oder 27“ ersetzt.

33. Der bisherige § 28 wird § 32; Abs. 1 wird wie folgt
geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „bzw. Bachelor-
Vorprüfungszeugnis“ gestrichen.

b) In Satz 4 wird „§ 18“ durch „§ 23“ ersetzt.

c) In Satz 5 wird „§ 11“ durch „§ 17“ ersetzt.

34. Der bisherige Abschnitt VIII wird Abschnitt V
und erhält folgende Überschrift:

„Diplomprüfung“

35. Der bisherige § 29 wird § 33; in Abs. 3 Satz 2 wird
„§ 24“ durch „§ 28“ ersetzt.

36. Der bisherige § 30 wird § 34; in Satz 3 wird 
„§ 25“ durch „§ 29“ ersetzt.

37. Der bisherige § 31 wird § 35 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 3 Satz 1 wird „§ 29“ durch „§ 33“
ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 7 wird „§ 21“ durch „§ 25“
ersetzt.

c) In Abs. 8 Satz 1 wird „§ 13“ durch „§ 19“
ersetzt.

38. Der bisherige § 32 wird § 36; in Satz 3 wird 
„§ 26“ durch „§ 30“ ersetzt.

39. Der bisherige § 33 wird § 37; in Abs. 1 Satz 3 und
Abs. 2 Satz 2 wird jeweils „§ 27“ durch „§ 31“
ersetzt.

40. Der bisherige § 34 wird § 38; in Satz 3 und Satz 7
wird jeweils „§ 28“ durch „§ 32“ ersetzt.

41. Der bisherige § 35 wird aufgehoben.

42. Der bisherige Abschnitt IX wird Abschnitt VI.

43. Der bisherige § 36 wird § 39; in Abs. 3 Satz 2 wer-
den „§ 23“ durch „§ 27“, „§§ 27 und 33“ durch
„§§ 31 und 37“ und „§ 14“ durch „§ 20“ ersetzt.

44. Der bisherige § 37 wird § 40.

45. Der bisherige Abschnitt X sowie die bisherigen
§§ 38 und 39 werden aufgehoben.

46. Der bisherige Abschnitt XI wird Dritter Teil.

47. Der bisherige § 40 wird § 41 und wie folgt geän-
dert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Für Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbau-
studien (postgraduale Studien), die nicht mit
einer Masterprüfung abschließen, gelten die 
§§ 15 bis 23, § 24 Abs. 1 Satz 6 und Abs. 2, 
§§ 25 bis 27 und §§ 33 bis 40 entsprechend,
soweit Abs. 2 keine abweichende Regelung
trifft.“
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b) Abs. 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2; in Satz 2
wird „§ 27“ durch „§ 31“ ersetzt.

d) Abs. 4 wird aufgehoben.

48. Der bisherige § 41 wird § 42; nach dem Wort
„Studiengänge“ werden die Worte „, die nicht mit
einer Masterprüfung abschließen,“ eingefügt und
„§ 40“ wird durch „§ 41“ ersetzt.

49. Der bisherige Abschnitt XII wird Vierter Teil; in
der Überschrift wird das Wort „In-Kraft-Treten“
durch das Wort „Inkrafttreten“ ersetzt.

50. Der bisherige § 42 wird § 43 und wie folgt
geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „In-Kraft-
Treten“ durch das Wort „Inkrafttreten“
ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird „§ 11“ durch „§ 17“ und 
„§ 13“ durch „§ 19“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird „§ 27“ durch „§ 31“ ersetzt.

§ 2

Übergangsvorschriften

(1) 1Die Hochschulprüfungsordnungen sind spätes-
tens zum 30. September 2008 an die durch § 1 geänderte
Rahmenprüfungsordnung für die Fachhochschulen
(RaPO) vom 17. Oktober 2001 (GVBl S. 686, BayRS
2210–4–1–4–1–WFK) anzupassen. 2Art. 100 Abs. 1
BayHSchG bleibt unberührt.

(2) Für Studierende, die ihr Studium vor dem 
Wintersemester 2007/08 aufgenommen haben, gilt der
durch § 1 Nr. 4 eingefügte § 8 Abs. 3 Satz 3 der Rah-
menprüfungsordnung für die Fachhochschulen
(RaPO) vom 17. Oktober 2001 (GVBl S. 686, BayRS
2210–4–1–4–1–WFK) mit der Maßgabe, dass die Frist
bei Bachelorstudiengängen um mehr als vier Semester
überschritten sein muss.

(3) Soweit bei der zuständigen Behörde bis zum 
31. Dezember 2012 ein Antrag auf Nachdiplomierung
gestellt wurde, finden die Bestimmungen der Verord-
nung über die Nachdiplomierung der Absolventen von
Fachhochschulstudiengängen sowie von Ingenieur-
schulen oder gleichrangigen Bildungseinrichtungen,
die in den Fachhochschulbereich einbezogen wurden
– Nachdiplomierungsverordnung – vom 7. Oktober

1980 (BayRS 2210–4–8–6–WFK), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 23. Januar 1991 (GVBl S. 53),
Anwendung.

§ 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2007 in
Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 30. September 2007 tritt die 
Verordnung über die praktischen Studiensemester 
an Fachhochschulen (Praxissemesterverordnung 
– PrSV) vom 16. Oktober 2002 (GVBl S. 589, BayRS
2210–4–1–6–1–WFK) außer Kraft.

(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 2012 tritt die Ver-
ordnung über die Nachdiplomierung der Absolventen
von Fachhochschulstudiengängen sowie von Inge-
nieurschulen oder gleichrangigen Bildungseinrich-
tungen, die in den Fachhochschulbereich einbezogen
wurden – Nachdiplomierungsverordnung – vom 7. Ok-
tober 1980 (BayRS 2210–4–8–6–WFK), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 23. Januar 1991 (GVBl 
S. 53), außer Kraft.

(4) Die durch die außer Kraft getretenen und aufge-
hobenen Vorschriften eingetretenen Rechtswirkungen
und erworbenen subjektiven Rechte und Berechti-
gungen bleiben unberührt.

München, den 20. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister
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